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über die am Dienstag,den 19.\ärz 1929 im Neuen 
Sltzungssaale des Rathauses der Stadt Saar- 
brücken stattgefundene Vollversammlung des 
Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: eine terren! Ich eröffne di. Sitzung 

( 9 Uhr 30 Minuten vormittags). 

Die Kegierungeskommission ist vertreten durch die flerren; 
Winisterialdirektor Kuchenbecker ‚als Staatskommissar; 
Regierungsrat Ploetz, als Fachreferent. 

Von den Witgliedern fehlen entschuldist die Herren: 


Hey (KP)- Dudweiler; Zommerzienrat Dr.h.c.Hermann Röch-# 


ling (DSV)-Völklingen; Dr.Yalther Sender (SP)-Saar- 
brücken. 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 





1) Abänderung der Keichsversicherungsordnung 
betr. Unfällversicherung; 


2) Erwerbslosenfürsorge; 


3) Bildung einer landwirtschaftlichen und gärtne- 
rischen Derufsvertretung für das Saargebiet; 


4) Änderung und Ergänzung des liypothekenbankgesetzes; 


5) Aufhebung der Bestimmungen über die Gemeindever- 
sammlung im pfälzischen Teil des Saargebietes; 


RR 


7Vv 





N a a Ren. 1 Dee ra 9 HR Eu 97" halle JBRUTE 27 Tate BEER aan ZUEL 35, BP ZEEE BEZER, NEE DEE 
MN) ee a N } 2 SE ; 


er, ' WR 


6) Abänderung der Verordnune h ie Ei 
x g betr. die kKinkommens- 
besteuerung vom 7.Dezen! 1923, 28.Apri 326 : 


Zu Punkt 1 der Tagesordnung betr. : 


Abänderung der neichsversicherungsordnung 


| betr. Unfallversicherung 
erteile ich dem Berichterstatter,Herm Abgeordneten Gärtner 
das Wort. 
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Abg. Gärtner (Z):Meine Herren! Der Bericht der Kommission 
lautet: 


BERICHT 
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der Ill. und VII. Kommission des Landesrates 


er die Beratung des Verordnungs-Entwurfes 
etr.: 


Änderung der Reichsversicherungsordnung 


. betreffend  Unfallversicherung. 


Berichterstatter: äbgeordneter Gärtner (2). 


Die IIl. und VII. Kommission haben den Verord- 
nungs-Entwurf über die Anderung des III. buches der 
heichsversicherungsordnung betreffend Unfallversicherung 
in ihren Sitzungen vom 25. ,28.Februar, 4. und 8. lärz 
ds.Js. beraten. 

. In der ersten Sitzung wurde zum Ausdruck gebracht 
daß die dem Entwurf bei Bene Denkschrift in anerken- 
nenswerter Weise Aufsch über die wichtigsten Frägen 
der Vorlage gibt, es müsse jedoch festgestellt werden, 
daß der vorliegende Entwurf wesentliche Verschlechterungen 
aufweise gegenüber dem Entwurf,der den Versicherungsträ- 
gern zur »tellungnahme a Fo war. SE 

‚ „Als wesentlichste te,die in den je wigen Ent- 
wurf nicht aufgenommen - in dem ersten Entwurf jedoch ent- 
halten waren, wurden folgende genannt: 


1) Die MRmahrunE der Kinderzulagen zu Henten 
Schwerbeschädigter, deren Erwerbsbeschränkung 
DU % beträgt; 


2) Versicherung gegon die Folgen von Unfällen 
bei Instandsetzung, Aufbewahrung und Beförde- 
rung von Arbeltsgerät; 


3) Die TE RISTyE Fune der \iitwenrente für die uwlt- 
we eines Unfallgetöteten in are PRISAUER 
sie von der eigenen Erwerbsfähigkeit die läll- 
te oder mehr eingebüßt hat; 


4) Die. Einführung des 3 545 a der deutschen 
heichsversicherungsordnung,der als „Seschäfti- 
gung in einem versicherten Betriebe auch den 
mit der Beschäftigung zusamnenhangenden lieg 
nach und von der Arbeitsstätte bezeichnet. 


Auf die Frage der Kommission, warum dem Landesrat ein 


Entwurf 
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Entwurf zugegangen sei, der die Versicherten schlechter 
stelle wie der den Berufsgenossenschaften zugegangene Ent- 
wurf,antwortete »taatskounissar Kuchenbecker: 


"lie ich festgestellt habe, hatte der Entwurf der 
den -Berufsgenossenschaften zuging, noch nicht der He- 
glerungskoumission vorgelegen. Er stellte lediglich _ 
einen hKessortentwurf dar. Die Gründe, welche die hegie- 
rungskoumıssion veranlaßt haben, den kIntwurf in der 
vorliegenden AuOguBE dem Landesrat vorzulegen, sind 
mir nicht bekannt, da die Verhandlungen der hegierungs- 
kommission nicht Öffentlich sind. Es bleibt aber dem 
Landesrat unbenommen, die entsprechenden Anträge zu 
stellen, über welche die Regierungskommission alsdann 
beschließen wird." 


In dem Bestreben, die Sozialversicherung des Saargebietes 
der des deutschen Reiches anzugleichen, hat div Kommission 
in angestrengter Tätigkeit den ltegierungsentwurf durch-und 
umgearbeitet und einen förmlichen Kommissionsentwurf zusan- 
mengestellt. _ 

Als Berichterstatter gestatte ich nir,darauf hin- 
zuweisen, daß die Kommission mit Ausnahuac der Vertreter 
der Kommunistischen Partei sich für den dem Hause heute 
vorgelegten Entwurf ausgesprochen hat. 

n diescm Kommissionsentwurf sind auch die neuen | 
Bestimmungen des Reiches in der Fassung vom ZU.Dezember 19287 
aulgenommen. E 

Indem ich auf diesen Komunissionsentwurf hinweise, 
Dar ich nun das von derselben liehrheit abgefaßte und ver- 
retene 


SUETACBHTEN , 
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bekanntgeben. 


"Der Landesrat stimmt dem von der Ill.und VII. 
Kommission ungeänderten Entwurf einer Verordnung zur Ande- 
rung der heichsversicherungsordnung betreffend Unfallver- 
Sicherung, zu. Diese Umänderung war notwendig,weil der vor- 
gelegte Entwurf nicht die schon oft geforderte Angleichung 
an das Heichsrecht ganz vorsah. Die Aownissionen waren ver- 
ever, die fehlenden bestinmungen des heichsrechtes in 
en Entwurf cinzubezichen. | | 

| ‚In den voxgelegten Entwurf wurden besonders wich- 
tige Bestimmungen eingefügt: 


- — run 


l. die Einbeziehung des Weges nach und von der 
Arbeitsstätte ( 3 545 4: 

2. der Unfälle, die bei der Iasrundee tzung Aufbeyaie 
rung und Beförderung von iierkzeugen und sonstigem 
Arböitsgerät sich ergeben, in dis Versicherung. 


Der Landesrat fordert, daß diese Bestimmungen aufge- 
nommen werden. Die so erlittenen Unfäll.: müssen intschäcigt 
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werden. Es wäre ein Akt der Ungerechtigkeit, wenn die Un- 
fallfolgen von den Beschädigten getragen werden müßten. 


3. Einbezichung der ein ttenE von Kinderzulagen 
an Schwerbeschädigte (3 559 b, 57la), 


4. der Verdoppelung der Witwenrente bei persönlicher 
Erwerbsbeschränkung der Witwe (3 588), 


5. der Gewährung der litwenbeihilfe (3 5%5a). 


Die kinführung dieser Bent nungen darf nicht verweigert 
werden, da sie gerade die Unfallverletzten oder Hinter- 
bliebenen treffen, die einen höheren Kentenbezug besonders 
notwendig haben. 


Besonders Gewicht legt der Landesrat auf 
6. die Erhöhung des Pflegegeldes (3558), 
7. die Beseitigung der Drittelungsgrenze (3 563), 


8. die Erhöhung der Umrechnungssätze für die aus 
der Vorkrieeszeit stammenden Unfallrenten, 
(Artikel XXII des Kommissionsentwurfes = 

} Artikel XVIl der Kegierungsvorlage), 


9. die Herabsetzung der Grenze von 15 auf 10 2 
bei zwangsweiser Abfindung ( 3616), 


10. die Be seitigung des Einspruchsverlahrens, 


11. die Einführung der durch das Heichsgesetz von 
20.12.1928 durchgeführten Verbesserungen, 


12. die Abwendung jeder Herabsetzung der jetzt ge- 
währten Leistungen, 


13. die SRMBENDE der erhöhten Leistungen ab 
l.November 1927. 


Der Landesrat macht hier darauf aufmerksam, daß die erhöh- 
ten Umrechnungssätze für die Vorkriegsrenten ganz, die Er- 
füllung der Forderungen betreffend Kinderzulagen,erhöhten 
Witwenrenten, Üitwenbeihilfen, Pfle egelder,Abfindungen und 
Leistungen zum großen Teil zu Lasten der Deruisgenossen- 
schaften des keiches gehen. Die Beseitigung des Binspruchs- 
verfahrens ist nit Ersparnissen verbunden, während die 
Beseitigung der Drittelungsgrenze und die brfüllung der 
A Punkte keine wesentlicke liehrbelastung nach sich 
ziehen. 

Die Beseitigung ger Dyittelungserenze ist schon 
deshalb notwendig, weil nach $ 4 der „Heidelberger Abreae 
die Rente nach den tatsächlichen Jahresarbeitsverdienste - 
festgesetzt werden soll, und es unangebracht ist, einen 
Unterschied zwischen Angestellten und Arbeitern zu machen. 


Sehr 
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Sehr großen Wert legt der Landesrat darauf, daß die 
im $ 1514 vorgesehene 


Sonderstellung der Saar-Knappschaftsberufsgenossenschaft 


beseitigt wird. Es wäre die größte Ungerechtigkeit, wollte 
man hier zweierlei Recht schaffen. 
Wichtig ist auch, daß die nach Artikel XVIII der Re- 
MER TOTLSE> - Artikel XIII des Kommissionsentwurfes - 
estzusetzenden Durchschnittssätze den Verdiensten gleich- 
dee ke werden, welche ähnliche Versicherte im ersten 
ierteljahr 1929 erzielten. Dies ist umsomehr berechtigt, 
weil auch hier ein erheblicher Teil der Kosten den deut- 
schen Berufsgenossenschaften zur Last fällt. | 
. Der landesrat weist darauf hin, daß nicht die zweck- 
mäßige Behandlung der Unfallverletzten die frühzeitige Über- 
nahme der Kosten der Krankenbehandlung durch die Berufsge- 
nossenschaft veranlaßt, sondern dem Sinne der Unfallver- 
sicherung nach der Begriff der Schadenersatzpflicht. Die 
Unfallverletzten sind nicht im Sinne der Unfallversicherung 
als Unfallverletzte zu behandeln. Darum müßten die Unfall- 
berufsgenossenschaften die Krankenbehandlungeskosten ganz 
tragen, einerlei, wie er die Behandlung dauert. Gerade 
im Dergbau, wo doch bis 30 % der Kranken wegen Unfall krank 
feiern, ist die Beibehaltung des jetzigen 4ustandes untrag- 
bar. Deshalb mußte die Streichung des 3 1514 vorgenommen 
werden. Es geht nicht an, daß einer Berufsgenossenschaft 
eine Sonderstellung eingeräumt wird zuungunsten einer 
Krankenkasse (Krankenkasse des Saar-Knappschaftsvereines), 
welche nur sehr geringe Leistungen an ihre ep ge- 
währt, weil sie finanziell sehr schlecht gestellt ist und 
der Grubenbesitzer jede Beitragserhöhung ablehnt. 
Der Landesrat weist darauf hin, daß die Erfüllung 
der erhobenen Forderungen nicht nur berechtigt, sondem 
in den Bestimmungen des Versailler Vertrages auch begründet 
ist. Wenn die Versicherungsträger des Reiches nach der !üt- 
teilung der Hegierungskommission jährlich 12) willionen 
Franken zu Gunsten der Sozialversicherung des Saargebietes 
leisten, muß erwartet werden, daß die Versicherungsträger 
des Saargebietes die auf sie entfallenden geringen luehr- 
lasten übernehnen. | 
Zum Schlusse wird um die alsbaldige ‚Vorlage der 
Ausführungsbestimmungen ersucht, die nach 93 547,558g er- 
assen werden müssen. Dazu wird beantragt, daß als Berufs- 
krankheiten auch das sogenannte Augenzittern der Bergleute 
und Schleimbeutelentzündungen anerkannt werden, im übrigen 
die diesbezüglichen neuesten Reichsbestimmungen die Grund- 
lage bilden. 
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SIEB DOEBEDNUNGS-ENTWURF 
der 
III. und VII. Kommission des Landesrates 


über 
Änderung der Reichsversicherungsordnung 
betreffend Unfallversichcerung. 


Zusammengestellt nach den liehrheitsbeschlüssen 
in l. und 2. Lesung. 
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zur Änderung der Reichsversicherungsordnung 
betreffend Unfallversicherung. 





Die Einleitungsformel der Regierungsvorlage wird angenomzen. 


Artikel 1 der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


Besearbe - Unfallilrersicherung. 
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Im Abs. 1 werden hinter Nr. 4 folgende Nummern eingefügt: 


"da. Der Betrieb der Feuerwehren und Betriebe zur Hilfe- 
leistung bei Unglücksfäilen, 


4b. Krankenhäuser ab. Arunsenluser, Lolizung | tlegsanstulten Entbin- 





Be A Emanuel Er nn namen 


“ "TJunssheime und so De Änstalten, _die Personen 
zur Au: Kur oder Pflege ar. fnehmen, fermer | kinrichtungen 
und Tätiskeiten in ‚der Oitent! Ichen und freien 
Tohlfehrtszfle ege und im Fesundneitsdienste, 


4c. Laboratorien für naturwissenschaftliche ned _ 


nische oder te chnısche Intersuchungen und ea 


Ad. der Betrieb der Schauspielunternehmungen, » Schau- 
stellungen, Vorführungen, dus ‚sikauflührungen ur n und 
von Gesanes=und dek amaLorı.schen Vo rträgen,, sämt-- 


— 2 Yale 


Lich ohne ücksich! auf den Kunstwert der Lei- 
stungen. die Lichtspielbetriebe [Hsrstellung, Ver- 
trieb und Vorführung von 1ı Lichispielstreifen) und 


le Hun [unksendet ebetriehe Pl 


S4ya40g ayasıydmbousss 2720494005 4 7 


















Im Abs. 1 wird hinter Nr. 11 folgende Nummer eingefügt: 


12. Betricbe zur Bewachung von Betriebs-und lohnstätten 





$g 9 Pu 





> 5838 


' „Als Fabriken im Sinne des $ 537 Nr.2 gelten die 
Betriebe, die 


l. gewerbsmäßig Gegenstände b>arbeiten oder ver- 
arbeiten, und hierzu II RRIERN zehn Arbeiter 
regelmäßig beschäftig © 
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2.gewerbsmäßig Sprengstoffe oder explodierende Gegen- 
stände erzeugen oder verarbeiten Oder lektrische 
Kraft erzeugen oder weitergeben, 


3.nicht bloß vorüberzehend Dampfkessel oder von elenen- 


tarer oder tierischer Kraft bewegte Triebwerke ver- 
wenden, 


ga.hKöntgeneinrichtungen verwenden, 


4.vom Landesversicherungsamt den Fabriken gleichgestellt 






werden. 
> 539 a 
. .Menn bei einer Gast=oder schankwirtschaft der Küchen- 
betrieb oder der Betrie SE N ie : 9 der 
are nach den 3% D1S 0o3J_ der Unfallversicherung unter- 
legt, erstrec Versicherung auch aul das Dedienen 
der UASte. 


$ 589 b 
Gehört zu einem Unternehuen ein nach den %3 537 bis. 
»39e_ versicherter Betrieb, so unterlie er Versicherun 
auch der kaufmännische und verwaltende Teil des NE 
soweit er den Zwecken des versicherten Betriebs dient und 
zu ihm in einem dem Zwecke entsprechenden örtlichen Verhält- 
nis steht. 
$ 544 
Gegen Unfälle bei Betrieben oder lätigkeiten, die 
nach den 33 537 bis 542 der Versicherung unterliegen, (Be- 
trıiebsunfälle), sind versichert 
l. Arbeiter, Gehilfen,Gesellen, Lehrlinge, 
2. Angestellte, 
wenn sie in diesen detrieben oder Tätigkeiten beschäftigt 
sınd. 
| | TER ER liandeln schließt die Annahme eines 
Betriebsunfalles nicht aus. 
> Sid a 


Hat ein Verein einen Betrieb zur Hilfe bei Feuers- 
not oder anderen Unglücksfä elten diesem 
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Als Angestellte 544 Abs.1 Nr. 2) in den nach 
537 Abs. r. 4d versicherten Betrieben gelten auc 


ersonen ıe zur achaustellung oder Vorführung artıstl- 
scher Leistungen vertraglich verpflichtet sind. 
> 545 a 


| Als Beschäftigung in einem der Versicherung untcr- 
liegenden Betriebe (3 o44 Abs,l) eilt der mit der Deschäf- 
tigung in diesem Detriebe zusammenhäng nach und 












$ 545 b 


Als Beschäftigung in einem der Versicherung unter- 
liegenden Betriebe [3 544 Abs.1) gilt die mit der Beschäf- 
[F dlesem Detricbe zusammenhängende Verwahrun 










> 545 c 


UNLEerTLlegEeNn. 


> 547 


der Regierungsvorlage wird angenommen. 


Dice Satzung kann die Versicherungspflicht erstrecken 
l. auf Betriebsunternehncr, 


es Emuggepegbetzuibende ( $ 162)die Unternehmer eines 
in den 537, 538 bezeichneten Betriebes sind. 
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‚nlotsen,dic ihr 
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5 553 & 


...Die Vorschriften über die Entschädigung von betriebs- 
unfällen finden auch Anwendung, wenn jemand, ohne rechtlich 
d ‚pi Tür: örper 





$ 554 


(1) Im Abs.1 werden hinter Ziffer 5 folgende Ziffern ein- 
gefügt: 


6.litglieder geistlicher Genossenschaften und 
Schwestern von Diakonissen-lWutterhäusern, wenn 
ihnen nach den Kegeln ihrer Gemeinschaft lebens- 
längliche Versorgung gewährleistet ist, 


7.Schwestern des Roten Kreuzes, wenn ihnen nach 
Feststellung der Obersten Verwaltungsbehörde 
eine der gesetzlichen Unfallversicherung ent- 
sprechende Versorgung gewährleistet ist, 


8.Beamte anderer als der in Nr. 4 und 5 bezeichne- 
ten öffentlichen Körperschaften oder von »tif- 
tungen und Anstalten des öffentlichen Hhechtes 
und in Feuerwehrbetrieben, wenn ihnen nach Fest- 
stellung der Öbersten Verwaltungsbehörde eine 
der gesetzlichen Unfallversicherung entsprechende 
Versorgung gewährleistet ist. 


(2) Der $ 554 erhält folgenden Abs.3: 


"scheidet eine verletzte, wegen Versicherungsfrei- 
heit aber aus der Unfallversicherung nicht entschädie- 


te Person ım Sinne des Abs.l Nr. 6 aus der Gemein- 


schaft aus, so kann sie für die Zeit nach dem Aus- 
scheiden von der geistlichen Genossenschaft oder dem 
Mutterhause dıe Leistungen verlangen, dıe ihr ohne 

dıe Versicherunesfreihelt gegen aan Träger der Unfall- 
versicherung zustehen würden. 


$ 554 a 


Ein Unfall, den ein Beamter des »Saargebietes oder 





einer Gemeinde des Saargebietes bei einer Lebensrettung 
8 508 a) erleidet, eilt ım Sinne des Unfallfürsorgege- 
setzes für Beamte vom 18.Juni lO0 eichsgesetzbLl.S.21li 
als eın bei der Deschäftieung in einem gesetzlich der Un- 
fallversicherun SARIBEHTZIUN Betrieb im Dienste erlit- 
tener Betriebsunfall. | 


3 Di 


Spyaag ayaSıydmubousjis Uay>n4G400S y7 S 





IE Ha 


7Vv 


FR er, er ET u er EEE 
N REN UDIEHOAR SERMIEP nn Schi HOPE N Fear wer ne, " 
a ET nn 
"ac \ J wi 3 Rt am x j ER “ RIP Ri FIR ni% PR UTLN NE 7 ET. 
i , {1} Le 2 u 4! Na « - 
“ a > a) d NL } 


er. u 
re or 
1 L I L; u « Lr 19 ai . # ag! 
u z Fa a Bit \ u 7 ’ 2 
BET NN Na I wi; Hr) En IE Ts. F 
NIE TE EA vr 





eleıstune bel Unglückstiällen(} Abs.1 


Was der 554 a für Unfälle bei Lebensrettungen 
vorschreibt, 24 entsprechend für Unfälle bei einem 
etriebe zur Hi ıb 
ir. 4a). 


5 557 a 


Bei den aufgrund des Zweiten Buches der Heichs- 
versicherungsordnung oder des Kmappschaftsgesetzes e° en 
Krankheit Versicherten leistet die Krankenkasse nach den 
für sie geltenden gesetzlichen Bestimmungen und den 

559 f bis 559 k. Die Genossenschaft kann diese Lei- 
stungen auf dıc von ihr zu gewährenden beten an an- 
rechnen; das landesversicherungsamt bestinmt über die 
Anrechnung Näheres. 


9 558 
Die Genossenschaft hat bei Verletzung zu gewähren 
l. Krankenbehandlung, 


£&. DBerufsfürsorge, 


3. eine HKente oder Krankengeld ,‚lagegeld  Familien- 
geld für die Dauer der EEE. 
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5 558 a 


der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


5 558 b 


der Regierungsvorlage wird angenommen. 


N la 


$ 558 € 


ihage ist zu gewähren,solange der Verletzte in- 
Iolge des Unfalles so hilflos ist, daß er nicht'‘ohne Iren- 
de liartung und Pflege bestehen kann. 

Die Pflege besteht 


l. in der Gestellung der erforderlichen Hilfe und 
„artung durch Krankenpfleger, Krankenschwestern 
oder auf andere geeignete weise(Hauspflege) oder 





Oo 


2. in der Zahlung eines Pflegegeldes von 1l20,0V bis 
450,00 Franken monatlich. 


Auf Antrag des Verletzten muß NED I 0ER gewährt 


werden,wenn die Übernahme der Hilfe und Wartung Angehörl- 
gen des Verletzten wegen Krankheit, Kinderzahl oder aus 


7Vv 







RR 


aus einem anderen wichtigen Grunde billigerweise nicht zu- 
gemutet werden kann. 


g+D20S H7 





Die Genossenschaft kann mit Zustimmung des Verletz- 
ten Pflege auch in anderen Fällen als nach Absatz 1 ge- 
währen,namentlich dann, wenn die Aufnahme des Verletzten 
in eine Heilanstalt geboten,aber nicht ausführbar ist, _ 
oder ein wichtiger Grund vorliegt, den Verletzten in sei- 
nem Haushalt oder in seiner Familie zu belassen. 


770. 


> 558 d 


der Kegierungsvorlage wird angenomnen. 


> 558 e 


der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


3 558 £ 


der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


3 558 g 


der Regierungsvorlage wird angenommen. 


$ 559 


Eine Rente wird nicht gewährt,wenn die nach der 
Unfall versicherung zu entschädi ende Erwerbsunfähigkeit 
nicht über die dreizehnte Woche a andauert. 
Ein Verletzter,dessen Erwerbsunfähiekeit die drei- 
zehnte Woche nıcht überdauert,erhält fü Tr 
rbeltsuniähleskel rankenge aus der Unlallversicherung, 
wenn und solange er Krankengeld aus der Krankenversiche- 
rung nicht beanspruchen kann. Die Vorschriften des ) 559 d 


atz bıis 4 gelten entsprechend. 


3 559 a 


Die Rente beträgt, solange der Verletzte infolge 
des Unfalls 


l. völlig erwerbsunfähig ist, zwei Drittel des nach 
den 393 563 bis 572 berechneten Jahresarbeitsver- 
dienstes (Vollrente), 


bu ar Fr ay>Sıydm4bous,cs us 
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2. teilweise BEURELUBESDAZ AU den Teil der Voll- 
rente,der dem Waße der Ei 
entspricht (leilrente). 


nbuße an Erwerbsfähigkeit 
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3 559 b 


solange der Verletzte eine Hente von fünfzig oder mehr 
vom Hundert der Vollrente oder mehrere hKenten aus der Un- 
fallversicherung bezieht, deren Hundertsätze zusammen die 


La ünfzig erreichen Sehwerverletzter) ‚uLrd zu jeder 
ente für jedes Kind bis zum vollendeten fünfzehnten le- 
ensjahre eine nderzulage in Höhe von zehn vom Hundert 

der TEE ewährt. Erhält das Kınd nach Vollendung des 

fünfzehnten Lebensjahres Schul= Er SRRTTTINRERTT so 


wırd dıe Kinderzulare bıs zum vollendeten einundzwanziıesten 


Lebensjahre sewähr solange die chul -oder Deruisaus- 


Dlldung dauert una der Versicherte das Alnd überwlegeng 
unterhält. Die £ ur nae oLgEe 
körperlicher oder geistiger Gebrechen außerstande SE 
ee selbst zu erhalten ewährt, solange der Zustand 
dauert und der Versicherte das Kind überwiegend unterhält. 
Die Rente darf jedoch einschließlich der Sunderzulegen den 
Jahresarbeitsverdienst nicht übersteigen: bei der Fes _ 
stellung dieses Höchstsatzes werden Zuschlä e, die nıt 
NITHOR: auf die Kinderzahl egeben werden, vom Jahres- 
arbeitsverdienste nicht abgezogen. 

Als Kinder selten 
die ehelichen Kinder 


. die für ehelich erklärten Kinder, _ 
die an Kindes Statt angenomuenen Kinder 

. dıe unehelichen Kinder eines männlichen Versicherten 

wenn seine Vaterschaft festgestellt ist 

. die unehelichen Kinder einer Versicherten 

. die Stiefkinder und die Enkel, wenn sie vor Eintritt 

des Versicherunesfalles von deu Versicherten über- 

ges Ve en On SEN SEBLEETTen Bas 


wıegend unterhalten worden sind. 
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Für Stiefkinder und Enkel wird die Kinderzulage nur 
geuzhrt, solange sıe von dem Versicherten überwiegend un- 
erhalten werden. 

ede Anderung der Kente durch Hinzutritt oder durch 

Ausscheiden eines Kindes wirkt vou ersten Tage des auf die 
nderung fallenden üonats ab. } 

4u_ der hente einer Ehefrau wird für solche Kinder ‚wel- 
che eheliche Kinder des Ehemannes sind oder deren recht- 
liche Stellune haben, die Kinderzulage nicht gewährt, wenn 
die Verletzte sich vor dem Unfall nachweisbar dem Unter- 
halt und der Pflese der Kinder entzogen hat. 

sofern der Vater sich nachweisbar dem Unterhalt und 
der Pflege seiner Kinder entzieht, wird die Kinderzuluge 
dem ren der den tatsächlichen Unterha estreltet 
Mut | b h t 


er,Pfleser), unmittelbar ausgehändigt. 








559% 


der Regierungsvorlage (jetzt 559 c) wird angenomnen. 


> 559 e 


der kegierungsvorlage (jetzt 559 d) wird angenoumen. 
%.559.4 


nn mn nn nn 
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Jıi 
weh 


der kegierungsvorlage (jetzt 559 e) wird angenoumen. 


3! 559 e 


der Kegierungsvorlage (jetzt 559 £) wird angenoumen. 


el 


der Kegierungsvorlage (jetzt 559 g) wird angenommen. 


3 559 g 


der Regierungsvorlage (jetzt 559 h) wird angenommen. 


eh 


der Regierungsvorlage (jetzt 559 i) wird angenommen. 


$ 559 i 


der Regierungsvorlage (jetzt 559 k) wird angenommen. 


Bo 
der Regierungsvorlage (jetzt 559 1) erhält folgende Fassung: 
55 


Die Satzung kann bestimmen, daß und wieweit für die 
als Unternehmer Versicherten, wenn sie nicht aufgrund der 
Reichsversicherungsordnung gegen Krankheit versichert sind, 
die Verpflichtung zur Gewährung von Krankenbehandlung und 
Berufsfürsorge nicht sofort, aber spätestens wit der vier- 
zehnten lioche nach dem Unfall beginnt. Die Satzung bestimut, 
ob und in welchen Umfange ihnen in den ersten dreizehn 
Wochen nach dem Unfall Geldleistungen zu gewähren sind. 
Das gilt auch für 

die als Lotsen Versicherten, 

die als Ehegatte eines Unternehmers Versicherten, _ 

die Verwandten aufsteigender oder absteigender Linie des 
Unternehmers oder seines Ehegatten, _ 

die Geschwister des Unternehmers oder seines lhegatten, 
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ten 


"Bei Unfällen, durch die der Verletzte voraussichtlich 
auf länger als ein Jahr die Hälfte oder mehr Seiner Erwerbs- 
fähigkeit verlieren wird, ist in jedem Falle Krankenbehand- 


lung vom Tage des Unfalls an zu gewähren. 


3 56V 
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> 560 
wird gestrichen. 
3 561 
War der Verletzte schon zur Zeit des Unfalls dauernd 
völlig erwerbsunfähig, so ist nur Krankenhausbehandlung 
(3 558,Nr.1) zu gewähren. 
> 568 
Die Rente wird nach dem a berechnet, das der 
Verletzte während des letzten Jahres im Betriebe bezogen 
hat(Jahresarbeitsverdienst 
3» 567 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. 
> 569 a 
der hegierungsvorlage wird angenomnen. 
3 569 b 
.  .. Als Jahresarbeitsverdienst gilt bei Versicherten, 
die im Feuerwehrdienst oder in Betrieben zur Hilfeleistung 
eı1 Unglücksfällen beschäftigt sind, ohne dab diese De- 
schaltı Ihr Deruf ıst, sowie bei Lebensrettern das 
rwerbseinkounen, das-sıe In den Kalenderjahr vor den“ das sie in dem Kalenderjahr vor dem 
nra s2 a aben. | | 
‚Var _ der Verletzte in dem Kalenderjahr vor dem Ün- 
fall nicht ım Haupiberuf erwerbstätig oder enthält die 
erechnung nac s.l eine unbillıge liärte, so wırd der 
Jahresarbeitsverdienst nach billioem Ermessen festgesetzt. 
Dabei ıst seine E bstätiekeit zur Zeit des Onfelle 


S rwerbstatil 
seine Fahigkeit, Ausbildung und Lebensstellung und soweit 
er nicht _—_— ntgelt tätıg war, eine - elchartige oder 


vergleichbare Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen. | 

ar der Verletzte zur Zeit des Untialls noch ın 
seiner Berufs=oder Schulausbildung begriffen, so ist für 
dıe Derechnung des Jahresarbeitsverdienstes ein Krwerbs- 


ein nn zugrunde zu . wie es der Verletzte nac 
Ollenadung seiner Ausbildung gehabt haben würde. 
er a £1 entsprechend. 


ga Proz 


Yıoll 8 


Wird zu der hente eine Kinderzulage gewährt 559b 
leiben bei der Derechnun des Ja resurbeitsverdienstes 


Z 
ie Kente wir rg: Iinrechnung dex Ainderzu- 
chläge zum Entgelt, jedoch ohne Kinderzulagen nach 


D gewähr alls das für den Derechtiıeten instı er 


.DL8 
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A. 
$ 571 a ”2 
der Regierungsvorlage (jetzt 571 b) wird angenomnen. 
5 571 b 


(der Regierungsvorlage (jetzt 571 c) 

Die Versicherung erstreckt sich auf den Jahres- 
arbeitsverdienst bis zum Höchstbetrage von fünfzigtausend 
vierhundert Franken. Die Satzung kann die Versicherung 
darüber hinaus erstrecken. 

> 572 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. 
»3 573 bis 585 fallen weg. 
3 586 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. 
3” 588 
Die Witwe erhält eine kente von einem Fünftel des 


Jahresarbeitsverdienstes bis zu ihrem Tode oder ihrer Wie- 
derverheiratung. Die Hente beträgt für Witwen,solange sie 


Le 

durch are: oder andere Gebrechen wenigstens die Hälf- 

te ihrer Erwerbsfähigkeit verloren haben, zwei Fünftel des 

Jahresurbeitsverdienstes. Die Erhöhung wird nur gewährt, _ 

wenn aıe Deschränkun er brwerbsTählgkelt länger als drei 

Monate bestanden hat. 
Heiratet die Witwe wieder, so erhält sie drei 


Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes als Abfindung. 








Sy ayasıyd 24Bou34S | uay2n4G4095 47 


> 589 


der Hegierungsvorlage wird angenommen. 


vB 


. Die Witwe oder der Witwer haben keinen Anspruch, 
wenn die Ehe erst nach dem Unfall geschlossen worden ist, 


und der Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten Ü 
18T, 


W ProZ 


Die Genossenschaft kann unter besonderen Umstän- 
den auch dann eine HKente gewähren. 





Oo 


s Do 


| Jedes Kind des Getöteten erhält eine Kkente von 
einem Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes bis zum vollen- 
deten fünfzehnten Lebensjahr. Erhält das Kind nach Vollen- 
Cung des fünfzehnten_ Lebensjahres Schul= oder verufsaus- 
bildung,so wird die hente für deren Dauer gewährt, jedoch 
nicht über das vollendete einundzwanzigste Lebensjahr 
hinaus. Ist das Kind bei Vollendung des fünfzehnten 


Lebensjahrs _ 
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mnens jahrs infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande,sich selbst zu erhalten, so wird die hente ge- 
währt, solange der zustand dauert. 

Heiratet das Kind, so fällt die Hente wege. 


| Der 3 559 b Abs. 2 Bit entsprechend; dabei tritt 
im Falle des 222 b Abs. Z Nr. 6 an die »telle des Ver- 
sicherungsfalls der Tod des Versicherten. 

s 592 


der Kegierungsvorlage wird angenomnen. 


» 594 
fällt weg. 
’ 525 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


» 595 a 





Hat die Witwe eines Schwerverletzten ( 3 559 b abs.]lj 






versicherung bezogen hat, von der Genossenschaft gezahlt, 

welche ale Kente nach dem höchsten Jahresarbeitsveradlenste 

gewährt hat. Sie wird nach diesem Jahresarbeitsverdienste 
errechnet. 


33 597 - 602 
fallen weg. 
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> 606 


der Regierungsvorlage wird angenommen. 


> 610 


| . Ein Bescheid, der die hente herabsetzt oder entzieht, 
wird mit aul_ des auf dıe Zustellung folgenden lionats wırk- 
sam. 


g X PwoZ 





$ 612 


Kosten des Heilverfahrens, Witwenbeihilfen und Ster- 
begelder sind binnen einer "oche nach ihrer ee. 
henten im Voraus in „onatsbeträgen zu zahlen. Krankenge d, 
lagegeld und Faniliengeld aus der Unfallversicherung wird 


mit 
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mit Ablauf jeder lioche ausgezahlt. Das Landesversiche- 

rungsamt bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die Ken- 

te in vierteljährlichen Beträgen im Voraus zu zahlen ist. 
Die Genossenschaft kann mit zustimuung des Berech- 

tigten die Kente, das Krankengeld,das lagegeld und das 

PERLIIROERTG in längeren Zeitabschnitten zahlen. 

a lle Zahlungen werden auf fünf Centimes aufgerun- 
et. 


3 613 


der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


> 615a 


der Regierungsvorlage wird angenomnen. 


> 616 


Sind seit dem Unfall zwei Jahre Tergangan und be- 
trägt die Rente des Verletzten nicht mehr als ein Zehntel 
der Vollrente, so kann ihn die Genossenschaft durch be- 
währung des dreifachen Betrages seiner Jahresrente ab- 
finden. Dies gilt nicht, enge der Berechtigte noch 
Anspruch auf eine andere Verletztenrente aus der Unfall- 
versicherung hat. | 

| Beträgt im Degen die Kente eines Verletzten 
nicht mehr als ein Viertel der Vollrente, so kann ihn 
die Genossenschaft mit seiner Zustimmung nach Anhörung 
des Versicherungsamtes durch Gewährung eines dem Werte 
seiner Jahresrente entsprechenden Kapıtals abfinden. 
urch die bindung wird der Anspruch auf Kranken- 

- behandlung und Berufsfürsorge ( 5 559 Nr. 1,2) nicht be- 
rührt. Der Anspruch auf Kente ist trotz der Abfindung, be- 
gründet,solange die Folgen des Unfalls nachträglich eine 
wesentliche Verschlimmerung verursachen. Als wesentlich 

ilt eine Verschlimmerung nur, wenn dadurch die Erwerbs- 

ähigkeit des Verletzten für länger als einen ilonst um 
mehr als zehn vom Hundert weiter gemindert wird. Die hente 
wird um den Betrag gekürzt, der bei derechnung der Abiin- 
dung zugrunde gelegt war. 
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> 617 
der Regierungsvorlage wird angenommen. 


618 a 


der Regierungsvorlage wird angenomnen. 


7v 





Fe m 


Aa 


% 620 
2 Die Genossenschaft braucht eine Intschädigung nicht 
zurückzufiordern, dıe sie vor rechtskrältiger Entscheidung 
zahlen mußte oder die sie zu Unrecht gezahlt hat. 
> 621 
fällt weg. 
3» 622 a 
der Regierungsvorlage wird angenommen. 
> 623 
Die Berufsgenossenschaften als Träger der Versiche- 
rung umfassen dıe Unternehmer (3 633 _) der versicherten 
etrıebe und Tätiskeiten, soweit nicht die y33 624 bis 929 
anderes vorschreiben. 


$ 627 
..... Das Saargebiet ist auch Träger der Versicherung 
für die Betriebe der Feuerwehren and zur Hılfeleistun bei 
Unglücksfällen, die nicht für seine Hoghnuns BENER, und für 
ıe Unfälle beim Lebensretten. Das gilt nicht für Betriebe 
die Bestandteil eines anderen der Unfallversicherung unter- 
liegenden Betriebs sınd. 
> 630 
Abs. l erhält folgende Fassung: 


m 
I 
0) 
D 
E 
Iy- 
nd 
S: 
Y 
Am 
® 
N 
R 
Liv) 
3 
o 
? 
e 
R 
er. 
»% 
KR 
> 
n 
N 
. 
N 
Da 


Die Berufsgenossenschaften werden nach örtlichen 
Bezirken gebildet, sie umfassen darin alle Betriebe und 
Tätigkeiten, für die sie errichtet sind. Von dieser Vor- 
schrift kann bei Genossenschaften für kisenbahnen oder die 
im $ 537 Nr. 6,7 bezeichneten Betriebe abgesehen werden. 


3:03 
Der Unternehmer eines Betriebes oder einer lätiekeit 
ist derienise, für dessen HKechnung der Betrieb oder die 
Tätigkeit geht. | 
nternehmer von Tätigkeiten bei nichtgewerbsmäßigen 
EEE aaa SEITEN FERBEET NA 


wer das Keittier oder Fahrzeug hält. 


HET 


3 656 a 


Die Behörden. denen die Erteilung der Konzession 
der Erlaubnis oder des lWandergewerbescheines Iur die ım 
} " Ibs.l Nr. Ab und d 12 bezeichneten Betriebe obliest 
ientet. die Genossenschait bei der #rmiit 





e Z ss Witelie er Hegie- 
runeskommission für Sozlalversicherun bestimmt mıt Zustim- 
der Herieruneskommission das Nähere. | 


Dun® ger Keglerungskommi1Ss1lon das Naleio. 
SIR 
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rungsant. | 
- u. Die nach Abs, 1 BARS ROERBRR, angestellten erhalten 
für die leilnahme an den Sitzungen die näuliche Vergütung 
wie die nichtständigen witglieder des Landesversicherungs- 
amtes; zu ihren Gunsten gelten die Vorschriften des $ 189. 
wg 
Abs.s3 erhält folgende Fassung: 

Gegen die EUFARLENDE hat der Unternehuer die be- 

schwerde. Das Überversicherungsamt entscheidet endgültis. 
Se tie 
Abs.2 erhält folgende Fassung: 

Gegen die EautsehennE Ton auschlägen hat der Unter- 
nehmer die Beschwerde. Das Überversicherungsamt entscheidet 
endgültig. 

> 720 


der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


YUoR 


Die „itgliederbeiträge werden nach dem Entgelt,das 
die Versicherten in den detrieben verdient haben,mindestens 
aber nach dem Urtslohn für Erwachsene über einundzwanzig 
Jahre sowie nach dem Gefahrtarif jährlich uugelegt. 


Übersteiet der Entgelt während der beitragszeit in. 
Jahresbetrage den im 3 571 c festgesetzten Betrag, so wird 


er ET- 






erschuß nur angerechnet, soweit dıe »atz Are 
Sicherung aut einen höheren Jahresurbeitsverdienst erstreckt 
hat. 


— 











9:18 


Die iüttel zur Deckung der üöntschädigungsbsträge 















und Verwaltungskosten,die dem Versicherungsträser für dic 
1m 37 Abs.I Nr. versicherten Betriebe und lätıgkeiten 















in der hwohlta + E 
werden nach Verhältnis der 


neinden umreleet 


tesunaheltsdienst erwacnsen, 
ahrlıch aul die, be- 
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stehen würden. Das Nähere bestimmt das witglied der Kegie- 
rungskommission für sozialversicherung mit zustimnung der 
egierungskommission. 


> 7483 

der Regierungsvorlage wird angenommen. 
3 754 a 

der Regierungsvorlage wird angenommen. 
3 758 

Abs. 4 erhält folgende Fassung: 





Das Oberversicherungsamt entscheidet endgültig." 
3 759 


| Soweit der Einspruch auf die Voraussetzungen des 

> 757 Abs.2 gegründet wird und die Genossenschaft ihn nicht 
als berechtigt anerkennt, hat sie die Sache dem Überver- 
sicherungsamt vorzulegen. Dieses entscheidet darüber, wel- 
cher Genossenschaft der Entgelt nachzuweisen ist und hebt 
eine abweichende Feststellung der Beiträge auf, auch 
wenn sie schon rechtskräftig geworden 1st. 


Das Oberversicherungsamt entscheidet endgültig. 
3» 762 a 
der hegierungsvorlage wird angenommen. 
3 802 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. 


I 804 
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der Regierungsvorlage wird angenommen. 
> 807 

der Regierungsvorlage wird angenommen. 
3 809 

der Regierungsvorlage wird angenommen. 
’ 818 a 

der Kegierungsvorlage wird angenommen. 
y 822 

der hegierungsvorlage wird angenomuen. 


s 827 


g X Proz 










der Regierungsvorlage wird angenommen. 


3 8483 
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3 843 
Die Träser der Unfallversicherunge können einrichten 


l. eine Versicherung gegen Haftpflicht für die Unter- 
nehmer (3 683) 
stehenden, 


£. Rentenzuschuß- und Dep übe ensn oder eine besondere 
Versicherung gegen Unfälle für Mitglieder der Genos- 
senschaft, , Versicherte, Genossenschaftsangestellte 
sowie für die Angehörigen dieser Personen. 


3. Die Beschaffung von Arbeitsgelegenheit für Unfall- 
verletzte. 


$ 844 


Träger der Einrichtungen ist der Träger der Unfallversiche- 


Die Teilnahme an diesen Einrichtungen ist freiwillig. 


3 846 


Das Landesversicherungsamt führt die Aufsicht soweit 
HREÄTITEHERNEN 5 N Tan ARE re: FREE [2 ng Zu TE, VCEE Le Fi 
Genossenschaften Träger der Versicherung sind. 


> 847 


Die Träger der Versicherung können vereinbaren, solche 
Einrichtungen gemeinsam zu treffen. 
ie Vereinbarung darf nur mit Beginn eines Geschäfts- 
jahres wirksam werden. 
Für die Genehmigung solcher Vereinbarungen gilt 
> 845 entsprechend. 


3’ &U8 a 
der Regierungsvorlage wird angenommen. 
$ 879 
der Regierungsvorlage wird angenommen. 
9% 894 
 _ Ist das Reich, ein Land, ein Gemeindeverband, eine 
Gemeinde oder eine andere öflentliche Körperschaft Ver- 
sicherungsträger so gelten nicht 


cie Vorschriften über Änderung des Bestandes der 
Berufsgenosse.schaften ( 33 685 bis 648), 


von den Vorschriften über die Verfassung der Genos- 
senschaiten die 33 .649 bis "AT, 

die Vorschriften über Aufsicht (83 722 bis at. 

die Vorschriften über Aufbringung der llittel sowie 
über Umlags- und Erhebungsverfahren (83 731 bis 776), 


von 











und die ihnen in der Haftpflicht Gleich- 
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von den Vorschriften über Abführung der Beträge an die 
Post die 33 781,782, 


die Vorschriften über iweiganstalten (33 783 bis 2), 
von den Vorschriften über Unfallverhütung und Übe 
wachung die 33 848a bis 887, 889 bis 891, 

von den Strafvorschriften die 33 908 bis 910 a,912,918. 


3 896 


Die oberste berunastrseer fir kunn vorschreiben 







wehren una zur Hl 
ebensretter seine 
en oder bLemeindever 


allen 


wendun - au wart % 






SowLe 
en bemein- 








ände | gern ebenso vorschrei- 
ben, daß und wie sonstige . den Bestimnungen des lanc-_ 
rechts Beitrasspflich! T er Aufwend Ä 






ıACcht1ı2Ee ._ „ragung 
herangezogen werden. Dabeı en 


der Regierungsvorlage wird angenomn.n. 
$ 899 
erhält folgenden Absatz 2 und 38: 


Abs,?2: Bei Un lücksfä llen ım Keuurwchrbutriebe 

N das gleiche, femer fü 
ersicnerter und ihrer Hı £ 

enden on Pie und. ihre Vorstände lie wıt- 


- und freiwillisen Feuer- 
-—_ © ogenen Löschpflichtigen, re 
ım feue rwelritenste en a 
sonen = BonTe nr: beim Tesign 






















Äng.s: Bei Unfällen in Betrieben zur ‚ilfsleistun 
bei Unglücksfällen gilt Abs. 2 entsprechend. 





7 


Für den Umfang der Versicherun Sclten Im übrigen 


die 33 539 b, 542 bis 554 aus der gewerb ichen Unfallver- 
sicherung en entsprechend. 


928 
der hegierungsvorlage wird angenommen. 
8 992. und. 925 
erden gestrichen. 
2 426,987 ,928.,929 


werden eestrichen. 
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171 in 
oe. ee en 
in 
$ 980 D 

der Kegierungsvorlage wird angenonmnen. 5 
$ 991 r 
<: 
der Hegierungsvorlage wird angenomnen. 2 
3.982 ® 
| Ss 
der Kegierungsvorlage wird angenomnen. 
ne 
$ 938 - 
der Regierungsvorlage wird angenomnen. 3 
$ 934 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. & 
:) 
9 935 5. 
der Kegierungsvorlage wird angenomnen. Ra 
TERN rn 
3 936 > 
der Kegierungsvorlage wird angenomnen. > 
$$ 9368 und 936 b DV 
werden gestrichen. x 
= 3 
der Regierungsvorlage wird angenomnen. r 
> 938 
der Regierungsvorlage wird angenomnen. BJ 
$ 939 3 
der Regierungsvorlage wird angenommen. Q_ 
$ 940 N 


der Regierungsvorlage wird angenommen. 
> 941 
der Kegierungsvorlage wird angenommen. 
$5 942 bis 955 
fallen weg. 
Die 55 972,975,978,990,993, 1007 ,1016,1017,1018, 1026,1027, 


10278 ‚1027b ‚,1028a ,1030 der Regierungsvorlage werden ange- 
nommen. 


Os 


$ 1033 





ra Spk angeht TRATEN VB LANZ HRONNSESBOSTRAARR SO ERROR RERRENNGBRRPITETEE TI ER RRRT UAR TERITI "6,11" 1, 
f RR U Rn ER NER Sn NO ne A N ar SR Re f 
Seh SD REN x fin) Braaren Beh beat a EL 1 SHE. Se REN Dr ala" 5, | 


pend. 
O 


- 96 - 


3 1033 


naht: „ul, allen die Worte:" die Vorschriften über 
weitere Einrichtungen { % 1029) we 


10838 





, 


Gebraucht die Landes esctz ebune das Recht aus 3 1037 
so bestimm; sie unbeschadet des 5 


l. die Vertretung der Genossenschaft bei der Unfall- 
untersuchung | I 1562], 


2. das Orsan, bei dem der Entschädigsunesanspruch an- 
zumelden ist ( 33 1046, 1048, 1084, 1080) und das 
die Entschädigung feststellt und darüber den Be- 
scheid ertei 33 1568, 1569 

sowie darüber, 


3. welche Personen außer den tgehnischen aulslents- Aaufsichts- 


ganten und den besonderen Sachver verständigen 1geN 

N u an Verbinduns mit den 3 875,880,881) d 
ARTETEE chriften über Verletzung ee ee 
geheimnissen ( $3 142 bis unterliegen. 











> 1042 
der Regierungsvorlage wird angenommen. 


Das Fünfte Buch der heicheversicherungsordnung 
erfährt inbezue auf das Verhältnis zwischen Krankenver- 
sicherung und Unfallversicherung folgende Änderungen: 


Die 5$ 1501, 1502, 1503, 1504, 1505,1506,1507,1508,1509, 
15098, 1510, 1511, 1512, 1512 der Kegierungsvorlage werden 
angenommen. 

$$ 1514 bis 1517 

fallen weg. 
Die >>. L919 ‚1524, 1583, 1h95 15858, 15855, 1536, 1538, 1542, 
1200. 15436, 15436 ‚15484 der Kegierungsvorlage werden. ange- 
nommen. 

» 1544 
fällt weg, 

Die $$ 1551,15583,1559 der Regierungsvorlage werden ange- 


nonnen. 1568 
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3 1568 
Die Leistungen der Unfallversicherung werden festgestellt 
l. durch den Sektionsvorstand ‚wenn die Derufsgenossen 


gr in »ektionen eingeteilt ist und es sıch han 
elt um 





a) Krankenbehandlunge ($ 558 Nr. 1) oder Berufsfür- 
sorge ( 3 558 Nr. 9) 


’ 


b) Rente für die Dauer einer voraussichtlichen 
vorübergehenden Erwerbsunfähigkeit, 


c) Krankengeld, Tagegeld oder Familiengeld, 
d) Sterbegeld oder Witwenbeihilfe, 


2. durch den Genossenschaftsvorstand in allen übrigen 
Fällen. 


Die $$ 1569a ,1569b ,1570,1583, 1587 und 1608 der Regierung 
vorlage werden angenonnen. 








>» 1590 
Der Bescheid muß den Vermerk enthalten, dab er 
rechtskräftig wırd, wenn der Berechti te nicht bınnen eine 
Monat nach Zustellune des Bescheids die Berufung bei dem 
Oberversicherungsant einleet. 
> 1591 


Dem Berechtigten sind auf Antrag Abschriften de 
Niederschriften über die Vernehmung von Zeugen und »achve 
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ständigen sowie der ärztlichen Gutachten zu erteilen, dıe 
osten hat der Antragsteller vorher zu zahlen. »äamtliche 

Abschriften sind nur zu erteilen, soweit dies mit Rücksicl 

auf den Derechtigten zulässıg erscheint. Aul „Deschwerde 












Die 33 1592 bis 1607,1609,1610 fallen weg. 


Ba PT 





> 1611 


Das Landesversicherungsamt kamn über die Beur- 
kundung der Feststellungsbeschlüsse sowie über die Unter- 
zeichnung und Ausfertigung der Descheide MWaheres bestLimme 


% 1675 


7V 
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$ 1675 


._ Gegen Bescheide der Träger der Unfall=und der In- 
validenversicherune sowie zegen Urteile des Versicherungs- 















amtes ıst das Hec Y , an das Vberver- 
sicherungsam pruchkammer ) zulässıe. 

$ 1681 
der Kegierungsvorlage wird angenonuen. 

> 1688 


Wird ein Bescheid des Versicherunesträgers angefoch- 
ten, der eine Unfallentschädigung wegen ern der Ver- 
hältnisse herabsetzt oder aa so kann der Vorsitzen- 

e au rag anordnen 2 er Vollzu es Descheids eınst 
weilen sanz oder teilweise ausgesetzt wird. 

Die Tnorsuupe kan jederzeit wieder aufgehoben wer- 

e kann nıiC | er 


den. Si sondern nur ml 














lur SICN alLleln 
ntwscnelgune ın ger Hauptsache angeToc 





en weraen. 


$ 1688 a 
der Regierungsvorlage wird angenommen. 


$ 1689 


Ein Bescheid, der eine Kapitalabfindungs nach den 
n 816.017. 920, 1055 IST! FETTE kann ım Soruchzer 


ahren nur bestätigt oder aufgehoben werden. : 
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I 1690 





d v 
einem wesentlichen “ange eldet, so kann sie die ache 
an die Vorinstanz oder an den Versicherungsträger zurück- 


verweisen. _ we \ | ER 
# Dabei kann sie die Gewährung einer vorläufigen 
Leistung anordnen. | 


3 1700 


Der Rekurs ist ausgeschlossen, wenn es sich handelt 


g a Pu 





l.Krankenbehandlung ($ 558 Nr.1) oder Berufsfürsorge 
3 558 Nr.2), 


2.Renten für eine ua eye re der 
Entscheidung des EEE LER s unstreitig oder nach 
rechtskräftiger Feststellung vorübergegangen 1St, 


8.Rententeile, die bei dauernder Erwerbsunfähigkeit für 
begrenzte und bereits abgelaufene Zeiträume zu gewäh- 
ren sind, B 


—o— 





ET 
K # je y IE Kr 






. “ai 
4 1 “ 
AR ee a: Ds 
) - IL IT at . F 
ir srl; j a Er a DM, 3 2 e : ’ 
2 ua se N i N lie E ie “ Li - —— - 


n., 


pen 


ug: BE 


P Krankengeld oder Tagegeld, 
. Familiengeld, 


4 

> 

6. »terbegeld oder Witwenbeihilfe, 

7. vorläufige Renten ( 3 1585 Abs.l), 
8 


. Neufestsetzung von Dauerrenten wegen Änderung 
der Verhältnisse, 


9. Kapitalabfindung, 
10. Kosten des Verfahrens, 
ll. Gewährung einer Kente im Falle des 3 593,wenn 
die Gewährung des Unterhalts oder die Bedürftigkeit 
streitig 1st, 


Kinderzulage oder-Hinterbliebenenrente für Kinder 
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un | stellte, soweit 
ale Lewährune des Unterha s oder Jdıe besonderen 
Voraussetzungen ür dıe bewahrung der Leistungen 
nach vollendetem fünfzehnten Lebensjahr Aa: 
Sina, 
13. Witwenrente ‚soweit die \inderunse der Erwerbsfähiz- 

keit der \itwe streitig ıst. 

Sr serl 

der Regierungsvorlage wird angenonnen. 
> 1713 


Ist der Vorsitzende des Senats mit dem Bericht- 
erstatter darüber einig, daß das Rechtsmittel unzuläs- 
sie oder verspätet ra ist oder nach der Sach- 
und Rechtslage aussichtslos erscheint, so kann er es 
ohne mündliche Verhandlung verwerfen. Soll das Rechts- 
mittel als verspätet verworfen werden, so ist dem An- 
tragsteller zuvor unter lütteilung des vachverhalts 

elegenheit zur Außerung zu geben. Ye fe 
st der Vorsitzende des Senats nit dem Bericht- 
erstatter darüber einige, daß das Verfahren an einem 






$g X PuoZ 





lich 

| enat des Landesversicherungsantes 
auch ohne daß ihm ein Einzelfall Anlaß duzu bietet, eine 
grundsätzliche Entscheidung treffen. 


3 1744 
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„urelat_ Sinen i rec geE ers. vescheid € eines Ver- 
rürung Sgantzragt „OgeR 








ER re u SOEIBEL, Son 
24 bis 734 gelten entsprec 


der Regierungsvorlage wird angenomnen. 

$ 1770 b 
der Negierungsvorlage wird angenommen. 

> 1781 
Im Abs.l werden hinter dem Worte: "Gesetz" folgende liorte 
eingefügt:" oder eine in Ausführung des Gesetzes erganzene 
Vero rdnung. 2 

1789 


Für Ausschluß und Abiehnung von Personen für die 
nee 


Karstellung Starstellung des Ss Sachverhalts Bir: die Beweiserhehung, für 
a ISTETTTR an an den Senat, für die Tiederaurnahme « ües 
er erZunrens SIERT? die £ 'e gleichen Vorschr‘,ften wie _wıe für cas 


ne er 3 L/iba siit für die B n ueachLubaad Se 


BEER a Veoh En GORRRERT 


— eichsversicherungsordnung Sntsvrächend 








Beeren sro schrift tem 
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Aytakeli IX 


Soweit nicht moneLt nicht Tür die. nfallversicherung der Betrie- 
be und Tätiekeiten. die Ist u185688 Gesetz der Unfallver- 
rste!lt, Körperschaften, Stiftungen oder An- 


— 


sicherung unter 

talten . öffentlichen echtes nach den Vorschriften der 
Ya Pr bis 628 b der Heichsvers: "cherunssordnung . kann das 
Wtglied der Kepierungskomniss: Son für ür Sozialversicherung_ 


mit Zustimmung der KRegierungskomm!s ssion_ den Träger der 
nfallversicherunsg Destimmen 9 oder errichten und ( a} & Verz 


————o{[ 


fassung, die Aufbrin gung der iuttel und das Verfehren dabei 
re e ee 
Vor der Errichtung oder Bestimmung der Versicherungs 
träger sind Versreter der beteiligten Berufs Szweige_ SOWIE 
je beteiligten u Berufszenossenschz. en Zu hören. Wırd eine 


neue Beruf en acha?t e; errichte . so isı eine Versenmn- 








ga" pwXZ 





ung einzuberufen, dis über Ce Satenas beschließt. Die 
Versammlung besteht. AUS _ADESO rdneten von Vereinigmwigen 
oder Vertretunsen der betsl..igven Berufszweige. "Das Witgliec 


der Re jeruneskommLse Non. Eur  Sozia,versicherung bezeicmet 
en R 

mıt ARTE der iteglex uneskonmssion 6: OIe ot len, 6 cı1e 

A 





Re Bet Game une 


eordnetc Sartre können, __ und bestiunt zur 12de, Stre.ie 

ie Zanl der Abgeordneten. In übrigen finden die arvikel 
46, 47 des Einführungsseseizss „eur helchsveralolemnis- 

ordnung entsprechende Anwendung. ee 


ART: or 
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Artikel X 


-— 


welchem die Genossenschaften die Änderungen ihrer Satzungen 
' vn 

zu beschließen haben, die durch dieses Gesetz und die zu 

seiner Ausführung erlassenen Vorschriften notwendig werden. - 

Di n 1% 


Das lLandesversicherungsamt bestimut den Tas,bis_zu 


——————— 


e Anderungen treten mit Wirkung vom 1. Juli 1928 in Kraft. 
| Kommt die Genossenschaft der Anordnung nıcht rechtzei- 
tig nach, so ändert das landesversicherungsant die Satzung 
von SIchts wegen. 
Artikel XI 


Für die Anmeldung der Betriebe, die durch dieses Gesetz 
der Unfallversicherung neu unterstellt werden, und. ihre Zu- 
weisung zu den Versicherunssträsern sowie für die Übernahme 
der Rechte und Pflichten aus bestehenden Versicherungsver- 
trägen gelten die Artikel 49 bis 53, 56, 57,59 des Finfüh- 
Ben zur Heichsversicherungsordnung entsprechend. 

e 


r Antrag auf Übernahme der Kechte und Pilichten aus einem 
Versicherungsvertrage muß bis zum 30. Juni IIZY gestelit 
werden. | 

le Artikel 56, 57 gelten nicht, wenn die Verträge nach 


dem . Dezember / gescnlossen sind, es sei denn, daß_ 
innerhalb der Zeit vom I.Januar 1928 bis 30. Juni 1928 eine 
stillschweisende Verlängerung stattgefunden hat. 








Artikel All 


Waren die Betriebe, die zu den erst in diesem Gesetze 
der Unfallversicherung untersteliten betriebseruppen gehö- 
ren, oder Bestandteile solcher Betriebs bisher bei einem 
Träger der Infsallversicherung versichert und gehen sıe in- 
olge dieses Gesetzes oder der zu seiner Ausführung erlas- 


senen Vorschriften mit Wirkung vom Inkrafttreten des üs- 
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setzes ın die 


ersicherung eines anderen Versicherungsträ- 
= über, so können sich die betei.isten Versicherungs- 
räger darüber einigen 





ob und inwieweit der neue Versiche- 

dıe Entschädigungsansprüche aus Erüleren 
Mar: e 2 r 

hat q O € 


Aufwendungen aus jenen Unfällen eine Auseinandersetzung_ 
S f B h i 





lisem Ermessen. 
Artikel Alll 


ga PX 





Artikel XlV 
(Artikel IX der Regierungsvorlage) wird angenommen. 


Artikel AV 





7v 
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Artikel XV 





(Artikel X der Regierungsvorlage) wird ungenomnen. 
Artikel XVI 
(Artikel XI der Kegierungsvorlage) wird angenommen. 


Ärtikel XVII 





(Artikel XII der kegierungsvorlage) 


Die Vorschriften der 33 557a, 559e bis 559 1 ; 
606, 1501 bis 1513, 1519, 1524, 1533,1535 bis 1555 D,1536 
1538,1542, 15438 bag 15439, 1551, 1559, 1568, 1587, 170 el= 
ten vom l.A ril HE 29 an. Om Teichen Zeitpunkte an fallen 
die 33 573 bis 585, 597 bis 602,1514 vis 1517 weg. 


Artikel XVIII 
(Artikel XIII der Regierungsvorlage) 
ne Die neuen Vorschriften über die Versicherungsgrenze 
(33 571b,922) sowie über die Berechnung der henten gelten 
mit irkung vom L.November 1927 an für alle henten ohne kück- 
sıcht auf nialls. 


Artikel XiX 


dıe Zelt des 





(Artikel XIV der Kegierungsvorlage) wird angenomnen. 


Artikel IX 
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(artikel XV der Regierungsvorlage ) 


Für die Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes 
selten bei Henten für die Zeit nach dem 31.Oktober 1927 
ie Artikel XXI bis XXIII. 


Artikel XXI 
(Artikel XVI der Regierungsvorlage) 


Die Vorschriften der heichsversicherungsordnung im 
gegenwärtigen lortlaut gelten für die Berechnung des Jahres- 
arbeitsverdienstes,wenn sich der Unfall nach dem 1l.Novenber 
1927 ereignet hat. 

E Dese Vorschriften gelten ohne Rücksicht auf die 
Zeit des Unfalls auch, wenn der Jahresarbeitsverdienst nach 
dem Ortslohn nach durchschnittlichen Jahresarbeitsverdiensten 
landwirtschaftlicher Arbeiter zu berechnen ist. Dabei ist 
aber der für den L. November 1927 Testgesetzte Ortslohn oder 
durchschnittliche Jahresurbeitsverdienst auch dann maßgebend, 
wenn sich der Unfall vor dem 1.Novenber 1927 ereignet hat. 
liest der Beschäftigungsort des Versicherten um l.Üktober 
1928 nicht mehr im Saargebict, so ist der Urtslohn oder 
durchschnittliche Jahresarbeitsverdienst am saarländischen 
„ohnorte des Berechtigten maßzebend. Hat er zu dem genunnten 
Zeltpunkte auch keinen ‚iohnort im Saargebiet,so gilt sein 
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saarländischer Aufenthaltsort. llat er auch einen solchen 
zu den genannten Zeitpunkte nicht, so ist der Urtslohn 
oder durchschnittliche Jahresurbeitsverdienst un Sitze 
der Genossenschaft oder der Sektion oder der kusführungs- 
behörde maßgebend. | 

Sonst gelten anstelle der Destimnungen der heichs- 
versicherungsordnung die Vorschriften der Artikel XXII 
bis XXVIIl. 


Artikel XXl1lI 





(Artikel XVII der Regierungsvorlage) 


‚.. Hat sich der Unfall vor dem L.Juli 1914 ereignet, 
so gilt als Jahresarbeitsverdienst der den warkrenten ur- 
sprünglich zugrunde gelegte Jauhresarbeitsverdienst mal 


er bei Unfällen a.d. Jahren 1885 bis 1390; 


2 0a 1891 " 1895: 
Rt) \ 2 IL " 7 1896 Ws 1897 n 
rg Y 2a 1898 1899: 
ann Ei. 00. ToQa; 
8.0. et et 
wen. ne WS" 1009: 
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Der ehemalige lWarkbetrag ist dabei ohne Berück- 
sSichtigung der Drittelungsgrenze nach 3 568 Abs.2, 5 939 
er eh a de bisheriger Fassung oder 

entsprechender früherer Vorschriften anzunchnen. 


Artikel XX1ll 
(Artikel XVIII der Nhegierungsvorlage ) 


Hat sich der Unfall nach dem 30.Juni 1914 aber 
vor dem l.liovember 1927 ereignet, so gelten als Jahres- 
arbeitsverdienst festgesetzte Durchschnittssätze. 

Die durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste | 
setzt ein Ausschuß fest, der aus einem Vorsitzenden sowie 
aus Vertretern der Unternehuer und der Versicherten als 
Beisitzern besteht. 

‚. , ben Vorsitzenden emennt der Versicherte des Über- 
versicherungsantes, das für den Versicherungsträger oder, 
wenn eine Genossenschaft in Sektionen eingeteilt ist, für 
die Vektion zuständig ist, aus den iteliedern des Ober- 
versicherungsantes. Die Vertreter der Versicherten er- 
nennt der Vorsitzende des Überversicherungsamtes aus den 
Vorschlagslisten,die' ihm von den im Bezirke der Genossen- 
Schaft oder Sektion hauptsächlich vertretenen Verbänden 
der Arbeitnehner, die bei der Genossenschaft versichert 
Sind, eingereicht werden. Die Vertreter der Versicher- 
ten brauchen nicht Versicherte zu sein. Die Vertreter 
der Unternehmer bestimut der Vorstand der Genossenschaft 
oder der »ektion; sie brauchen nicht Unternehmer zu sein. 


An 
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sein. An der Festsetzung sollen mindestens vier beisitzer 
mitwirken. Die Beisitzer müssen je zur Hälfte Vertreter 
der Unternehmer und der Versicherten sein. Die Kosten der 
BE FASKUNE; mit Ausnahme der Kosten der witwirkung des 
Überversicherungsamtes und seiner litglieder,trägt die 
Genossenschaft. Das Oberversicherungsamt kann für die 
kestsetzung eine Frist bestimmen; nach dem Äblauf der 
Frist kann es die Durchschnittssätze selbst festsetzen. 
Die durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste 
werden für die Arten von Versicherten festgesetzt, für 
welche die Genossenschaft zuständig ist, und zwar nach 
den Verdiensten, welche diese Arten von Versicherten lm 
ersten Viertel 1929 tatsächlich erzielt haben. Die Ver- 
sicherten können dabei in Gruppen zusammengefaßt werden. 
Dei der Festsetzung sind die Size für Barlöhne und Sach- 
bezüge in den für die Versicherten etwa bestehenden Tarif- 
verträgen zu berücksichtigen. »oweit das angemessen er- 
scheint, soll sie nach örtlichen Bezirken erfolgen. 


(Absatz 5 fällt weg) 


Von den nach diesen Vorschriften bercchneten 
Jahresarbeitsverdiensten wird der Verletztenrentu für Per- 
sonen, die schon vor dem Unfall teilweise cerwerbsunfähig 
waren, derjenigs leil zugrunde gelegt, welcher dem Waßc 
der Erwerbsfähigkeit vor dem Unfall entspricht. Bei hen- 
ten, die schon vor dem 1.Üktober 1928 erstmalig rechts- 
kräftig festgestellt worden sind, gilt das nur dann, 
wenn das Maß der Erwerbsfähigkeit vor dem Unfall aus einer 
rechtskräftigen Entscheidung der Unfallversicherung, der 


Unfallfürsorge für Gefangene, der Invaliden-,der Angestell- 


ten- oder der knappschaf FENURR © AUBLHRETSTEL BRSFNEE oder 
der Neichsversor 2 oder aus einem Pensionsfeststellungs- 
bescheide der Unfallfürsorge für Beamte hervorgeht. 


Artikel XAIV 
(Artikel XIX der Hegierungsvorlage ) 
Der Vorstand der Genossenschaft kann bestimnen, 
daß die Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes bei Unfäl- 


len, die sich vor dem l.November 1927 ereignet haben,nicht 
nach den Vorschriften der Artikel AXII,XXIll, sondem in 


der iieise erfolgt, daß der Frankenbetrag des Jahresarbeits-f 


verdienstes zugrunde gelegt wird, den gleichartige, in der 
Erwerbsfähigkeit nicht beschränkte Versicherte in dem De- 
trieb, in dem sich der Unfall ereignet hat, zur Zelt ces 


Inkrafttretens dieser Verordnung durchschnittlich verdienen. 


Er kann auch bestimmen, daß dies nur für Unfälle gilt, 
E+2 sich nac einem von ihm en Zeitpun t Sreignet 
aben. | 
Der durchschnittliche Seren wird in der eise 
errechnet, daß der durchschnittliche Verdienst für den 
vollen Arbeitstag, den gleichartig Versicherte im ersten 
Viertel 1929 erzıelt haben, nit der im Betrieb üblichen 
ahl von Arbeitstagen Fans a I wird. ist die betriebs- 
übliche Zahl der Arbeitstage im Jahre so gering,daß die 


im Betriebe Beschäftigten regelmäßig noch undere Arbeit 
gegen Entgelt verrichten, so wird für die an dreihundert 
ehlende Zahl an Arbeitstagen der Ortslohn für brwuchsene 
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Erwachsene über einundzwanzig Jahre, der am l.april 1929 
für den Beschäftigungsort des Versicherten gilt. zugezähß 

Ist der Betrieb, in dem sich der Unfall ereignet 
hat, eingestellt oder ist in ihm kein gleichartiger Ver- 


Sicherter tätig, so ist ein möglichst leichartiger be- 
trieb am Beschäftigunesort,,.oder, wenn das nicht möglich 
1St, in einem benachbarten Urte maßgebend. 
Der Artikel XXIII Abs.5 geil entsprechend. 
Artikel XXV 
(Artikel XX der Regierungsvorlage) wird angenonnen. 
Artikel XXVI 
(Artikel XXI der Regicrungsvorlage) 


läßt sich die Berechnung nach den Artikeln XXIII 


bis XXV nicht vornehmen oder erreicht der danach berech- 
nete Jahrcsarbeitsverdicnst nicht das Druihundertfache 


des Ortslohns für Erwachsene über 21 Jahre, der am l.kvri 


am Rn a smienort des Versicherten gilt, so Is 
dieses Dreihundertfach: als Jahresarbeitsverdienst zu- 


grunde zu legen. Dabei gilt artikel XXIII Abs.5 ent- 
sprechend. 


| Liegt der Beschäftigungsort am l.April 1929 
nicht mehr im Suurgebiet, so gilt Artikel N Äbs.2 
Satz 3 bis 5. 


Ist die Berechnung nach dem Dreihundertfachen 
des Urtslohns für den Versicherten eine unbillige Härte, 
so wird der Jahresarbeitsverdienst nach billigen Ermes- 
sen Iestgesetzt. 

Artikel XXVIIl 


(Artikel XXII der Kegierungsvorlaege Jwird gestrichen. 


Artikel XXVIIl 
(Artikel XXIII der Regierungsvorlage) 
Soweit der nach den Artikeln XXII bis XXVI be- 


rechnete Jahresarbeitsverdienst den aus 9 571 ce der 


Heichsversicherungsordnung sich ergebenden Betrag über- 
steigt, wird er nicht berücksichtigt. 


Artikel XXIX 
(Artikel XXIV der Regierungsvorlage) wird anrenomnen. 
Artikel XXX 


(Artikel XXV der kegierungsvorlage) wird angenomnen. 


Artikel XXI 
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Artikel XXXl 
(Artikel XXVI der Regierungsvorlage) 


Die neuen Vorschriften der 33 590 bis 592 gelten, 
ur Versicherte nach der Verkündung der Verordnung 
stirbt. 

Kinderrenten, die nach dem L.November 1927 gewährt 
werden, sind nach 3 591 Abs.1 Satz 2 und 3 über das fünf- 
zehnte Lebensjahr hinaus zu BE Re, auch wenn der Ver- 
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um 


sicherte vor dem 1.November I927 gestorben ist. 


Artikel XAXlI 
(Artikel XXVII der Regierungsvorlage) wird gestrichen. 
Artikel XXXll 
(Artikel XXVILI der Kegierungsvorlage) 


Alle bisherigen Leistungen an Kenten,henten- 
erhöhungen oder Zulagen fallen mit dem Beginn der \irk-. 
samkeit der entsprechenden Leistungen nach dieser Verord- 
nung weg. Über den Wegfall der bisherigen Leistungen und 
über dic EOBLREAEINGE der neucn Leistungen aufgrund dicser 
Verordnung wird ein Bescheid erteilt. liird Berufung einge- 
legt, so entscheidet das Überversicherungsamt endgültig, 
wenn nach den früheren Vorschriften bereits eine Dauer- 
rente oder Hinterbliebenenrente rechtskräftig festgestellt 
worden war oder nach Artikel XXXIV eine Dauerrente als 
festgestellt gilt. Der Rekurs ist jedoch zulässig,wenn 
der Jahresarbeitsverdienst nach Artikel XXI festgestellt 
worden ist, soweit sich der liekurs gegen diese Feststel- 
lung richtet. Der 3 1693 der Keichsversicherungsordnung 
findet Anwendung. | | 

Entscheidungen über Leistungen an Henten,ken- 
tenerhöhungen oder Zulagen für die Zeit nach dem 2U.»ep- 
tember 1928, die zur Zeit der Verkündung dieser Verord- 
erg noch nıcht rechtskräftig sind, sind hinfällig. Kechts 
mittel gegen solche Entscheidungen gelten nicht als hechts 
mittel gegen den neuen Bescheid aufgrund des Abs.l. 
Iaölher ist der Berechtigte in dem neuen Bescheide zu be-| 

chren. 
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Artikel AXXIIIT 
(Artikel XXIX der Kegierungsvorlage) 


Auf die Henten und das Pflegegeld Bet diese 
Verordnung für die Zeit nach dem 31.Oktober 1927 sind die 
für diese Zeit nach den bisherigen Vorschriften gewährte 
Renten, Nentenerhöhungen oder Zulagen anzurechnen. 

. _Übersteigen im Falle des Artikels XXIX Abs.2 
Satz 1 die Leistungen aufgrund der bisherigen Vorschrifte 
die Kenten und das Pflegegelä nach den neuen Vorschrifter 
so kann der \chrbetrag nicht zurückgefordert werden, sowe] 
es sich um Leistungen bis zum Ablauf des llonats handelt, W 
in welchem der Bescheid nach Artikel XXXlI zugestellt wı 


ArtÜkel XXXIV 
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2 Artikel KIXIV | Le 
(Artikel XXX der Regierungsvorlage) wird angenonnen. 


Artikel XXXV 

(Artikel WXlder Kegicerungsvorlage) wird angunoun.n. 
Artikel KXXvl 

(Artikel XXXII der Regierungsvorlage) 


| «enn bei Unfällen aus der Zeit vom l.Januar 1918 
bis zum Sl.liai 1923 der Anspruch eines Betriebsbeauten, 
eines Unternehmers oder des lhegatten eines Unternehuers 
auf_Unfallentschädigung deshalb abgewiesen worden ist, 
weil die Grenze für die Versicherungspflicht oder dic 
freiwillige Versicherung nach Gesetz Oder »atzung über- 
Schritten war, so kann der Genossenschaftsvorstand auf 
Antrag Jie Unfallentschädigun nachträglich gewähren,es 
sei denn, daß der Goldmarkwert des für die Versicherung 
maßgebenden Betrags die am l.August 1914 gültige Versiche- 
rungsgrenze überstiegen hat. 

Lehnt der Genossenschaftsvorstand den Aut 
ganz oder teilweise ab, so kann innerhalb eines lionats 
nach Zustellung des Bescheids Beschwerde beim Landes- 
versichsrungsamt erhoben werden. 


 ... Der Antrag muß vor dem L.April 193) gestellt 
sein. “rd ihm entsprochen, so ist ar: Kente vom Ersten 
des auf den Tag der Antragstellung folgenden Kalender- 
monats an zu gewähren. 


an 


Das Landesversicherungsant kann Näheres bestiunen. 


Artikel XXXVII 
(Artikel XXXIII der Regierungsvorlage) 


Die neuen Vorschriften über die Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienstes in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung gelten vom l.April 1929 an. Für die Be- 
rechnung der Leis ren gelten Sie, wenn sich der Unfall 
nach dem 31l.\März 1929 ereignet. Der 3 941 der heichsver- 
sicherungsordnung im gegenwärtigen wortlaut gilt jedoch 
bereits vom lage der Verkündung dieser Verordnung an auch 
für die Fälle, in denen Leistungen nach durchschnittlichen 
Jahresarbeitsverdienstenzu berechnen sind. 


Artikel XXXVIII 
(Artikel XXXIV der Regierungsvorlage) wird angcnomnen. 
Artikel DXIX 
(Artikel XXXV der Regierungsvorlage ) 

Hat jemand aus der verag raraluherung des vaar- 
gebietes nach den bisherigen Leistungsvorschrilten ein- 
schließlich der Erhöhungen des Erlasses von 4.November 

Amtsbl.9.248) bereits höhere Bezüge, uls sie ihu 


nach der Neuregelung aufgrund dieser Verordnung zustehen 
würden, so hat es dabel Sein Dewenden. 


Artikel AXXX 


(Artikel 36 der Regierungsvorlage) wird angenomnen. 
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Die Einlcitungsfornel der licgivrungsvorluge wird angenommen. 


Artikel I 


Sämtliche Geldstrafen nach der Heichsversicherungs- 
oränung und dem Versicherungsgesetz für Angestellte werde 
soweit sie noch nicht in dem Maße erhöht worden sind, auf cas 
Sechsfache der Nennbeträge hinaufgesetzt, welche die Verorü- 
nung betreffend Umstellung _cer Sozialversicherung in Franken 
von 1&.lsi 1923 (Antsbl.5.119) aus jenen Reichsgesetzen in 
der ursprünglichen Fassung von 19. Juli und 20.Dezember 1911 
in Branken übernommen hat. 





Artikel II 





der Kegierungsvorlage wird angenonnen. 
Artikel III 


der Regsierungsvorlage wird angenommen. 
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Vorsitzender: Meine Herren! Der Ihnen vorliegende Bericht sagt 
schon in seinem Umfange, daß die Koumission hier ein 
gutes Stück Arbeit geleistet hat, und das in verhältnis- 
nöäßig kurzer Zeit. Auch seitens des Rüros bedeutet die 
Fertigstellung der Drucksachen in den letzten Stunden 
eine Arbeit, für die ich sowohl der Kommission wie dem 
Büro den Dank des Hauses abstatten möchte. 


Kerner möchte ich noch mitteilen, daß die Kegie- 
rung vertreten ist außer dem Staatskomaissar,llerrn 
„anısterialdirektor Kuchenbecker, durch die Herren Fach- 


referenten, Vberregierungsrat Schäfer und tegierungsrat 
waye T o 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer ! 


Abg. Kiefer (Z): Meine Herren! Dem Gutachten,das die III.und, 
VIl. Kommission uns vorgelegt haben und das soeben im 
Anschlusse an den Kommissionsbericht verlesen wurde, 


stimmt meine Partei geschlossen zu. 


Im Interesse der Sache, um die es sich handelt, 
freuten wir uns, wenn der ganze Landesrat sich geschlos- 
sen hinter dieses Gutachten stellte. Die beiden Kommis- 

sionen gaben dem Entwurfe eine Fassung, die die notwen- 
dige Ang-eichung an das im Reiche = ende Kecht vor- 
sıeht. Nıir betonen sehr die Notwendigkeit der Angleichung 
des hiesigen Rechtes an die Kechtszustände im Keiche, 
wenn wichtige Verordnungsentwürfe uns vorlagen. Das 
ist je oh logisch; einmal, weil unser Recht deutsches 
Recht ist und gemäß dem deutschen entwickelt werden soll 
sodann auch, weil das neue deutsche Fecht,das in seiner 
Entwicklung der hiesigen Rechtsentwicklung vorausgeeilt 
ist, hier cines lages wieder voll gelten wird. Wer sich 
heute mit der von Be Kommissionen vorgenounenen An- 
leichung ans deutsche Recht noch nicht abfinden zu 
<Önnen 8 aubt, muß dies ja doch an dem lage tun,an dem 
das deutsche Recht hier vorbehaltlos wieder gilt. Denn 
daran ist doch wohl nicht zu glauben, daß der leil der 
VO, der die Ynfallversicherung regelt, im sieiche eine 
Kückwärtsentwicklung erführe. Außerdem entspricht die 
von den beiden Kowmissionen vollzogene Angleichung ans 
Keichsrecht den he op der Heidelberger Abrede, 
denen es überhaupt zu danken ist,daß es zu der notwen- 
digen Heform der Sozialversicherung des »aargebietes 
kam. Die Kommissionen entsprachen also einer dringenden 
Pflicht, als sie die Angleichung vornahmen. So dürfte 
keine Ursache bestehen, das Gutachten als zu weitgehend 
zu befinden. | 
Noch etwas anderes müßte uns bewegen,ohne Unter- 
schied der Partei dem Gutachten geschlossen zuzustimmen. 
Nie wir wissen, war der Ressortentwurf,der den Unfall- 
Br ruaesträgern zur Begutachtung vorgelegt wurde, 
in wichtigen Punkten weitgehender als der Entwurf,der | 
dem Landesrat vorgelegt wurde. Die Verschlechterungen # 
erreichte n.E. eine einflußreiche Instanz,die man - Ohne! 
fehlzugehen- mit der französischen Grubenverwaltun 
leichsetzen kann. Diesem Einfluß muß die geschlossene 
Pront des landesrates entgegengesetzt werden. Unser 
Volk könnte es nicht yorsteben, wenn es eine Partei gäbe 
die es an sozialer Rückständiekeit der französischen 
rubenverwaltu eichtun wollte. „le Megıierungskom- 
mission, die den Maesortentmurt verschlechterte,hat _ | 
nach der lieildelberger Abrede die Pflicht,hier den glei-i 
chen Rechtszustand wie im Reiche zu schaffen. .Varun ist 
es notwendig,daß alle Parteien sich auf den Boden der 
Rechtsangleichung stellen. Herr Präsident Jiilton berief | 
sich neulich vor dem Völkerbundsrate darauf, daß die 
hiesige Volksvertretung mit der Kegierungskonmtssion 
in der Anleihefrage,soweit die grundsätzliche seite in 
Betracht kommt,einer ueinung sei. Er führte das doch 
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deshalb an, weil es ihm ein wertvolles ioment erschien. 
Uns erscheint es auch äuberst wertvoll zu sein, 


in der Unfallversicherungsfrage, wie überhaupt 

in der ganzen Sozlialversicherunestrage, der 
Hesierungskomnission gegenüber eine geschlossene 
Meinung zu vertreten mıt es ınr erschwert 1STt, 
der Meinung des französischen Staates als Gruben- 
besitzer zu folgen. 


Nenn die kegierungskomnission ihrer Pflicht nach- 
kommen. will,dann muß sie sich gegenüber dem französi- 
schen Staate in dieser frage auch auf den Willen der 
Vertreter der Bevölkerung berufen, die nichts Unbilli- 
ges von ihr verlangen. | 
r Diese Erwägungen bestimmen meine Partei, von der 
Einbringung besonderer Wünsche zu vorliegender Verord- 
BURG abzusehen. Es läge ja nahe, noch dieses und jenes 
zu lordern,was auch im lkeiche noch nicht zur Einführun 
kam. hir glauben bestimmt, daß die Versicherten es dank- 
bar begrüßen, wenn wir hier das erreichen können ‚was 
im Reiche mittlerweile geworden ist. 

.__ Wie es in der dem Entwurfe beigegebenen Begründung 
heißt, soll mit der Verabschiedung der gegenwärtigen 
Vorlage die Keihe der nach der Heidelberger Abrede im 
Saargebiet zu erlassenden Abänderungs-und Ausführungs- 

esetze,beschlossen sein. Es handelt sich um die Inra- 

iden-,die Angestellten-und die Unfallversicherung. Da 
dürfte es nun angebracht sein,darauf zu rerweisen,daß 
durch die Keform dieser Versicherungszweige der hiesigen 
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Wirtschaft nur eine geringe Belastung entsteht. Bei der 
Invalıden-und Ansestelltenversicherung ist überhaupt 
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Anlaß, nun vom Gutachten des Landesrates abzuweichen. 
Die augenblicklichen Zahlungsverpflichtungen 
der Keichsversicherun ür die verschiedenen 4weige der 
Sozialversicherung des Saurgebietes werden in der er- 
wähnten Begründung mit rund 120 willionen Franken jährlichf 
angegeben. weine A Dılese grobe Dumme bedeutet doc 
eine erhebliche Entlastung für die ra0ıe> Wirtschaft. 
Bie wird von Versicherungsträgern geleistet,deren ganzes 
Vermögen doch durch die Inflation vernichtet wurde. Die 
Sozialversicherung des keiches mußte nach 1924, besonders 
soweit die finanzielle Seite in lrage kKommt,wleder neu 
aufgebaut werden. Ohne riesige Üpfer war das nicht mög- 
lich. Und wenn nun die Träger dieser Versicherung uns in 
dieser grobzügigen .!eise helfen, dann erwächst daraus den 
maßgebenden Instanzen im Saargebiet die zwingende Pflicht) 
nun ihrerseits auch das Nötige zu tun und zu leisten. Es 
ist ein leichtes Beginnen, nur aus der laut eines anderen 
Kiemen schneiden zu wollen,selbst aber sich re 
ScnauLos 
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schadlos zu halten. Die französische Grubenverwaltung spart 
doch auch durch die Leistungen der Versicherungsträger des 
Reiches,weshalb es nicht zu verstehen ist,daß die kegierungs- 
kommission den sozial-rückständigen lünschen dieser Verwal- 
tung so weit nachkommt. Es ist auch notwendig hervorzuheben, 
daß durch Versagen der kegierungskonmission in der Ha er ng 
‚heit auf dem Gebiete der a eherone ‚den Sozialrent- 
nern gewaltige Summen zu Gunsten des französischen Staates 
als Grubenbesitzer und auch der übrigen Wirtschaft vorent- 
halten wurden. Wenn nun die Reichsversicherungsträger und 

die Keichsregierung sich der Sozialrentner des Saargebietes 
erbarmt haben und ng in helfen, ist es dann nicht di- 


rekt schäbig,wenn man sich hier der nötigen Leistung zu ent- 
ziehen sucht. 


s muß besonders herausgestellt werden,daß durch 


Versagen der hiesigen Gesetzgebung 


Parteien und Gewerkschaften sich ans ıeich um Hilfe wandten 
nachdem hier das eingetreten war, was wir bei ger widerrecht- 
lichen Abtrennung der hiesigen Sozialversicherung von der des 
Keiches voraussagten. Es wurde Hilfe für darbende wenschen 
verlangt, die ohne befragen der Obhut einer vom Völkerbun 
eglerung unterste 


das 
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SL c t de 
wenn nun französische Zeitungen, Parlamentarier, Wirtscha 
„schriftgelehrte" ,u.s.w. die 
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| Die Heidelberger Abrede,nach der die Heichsver- 
Sicherungsträger in dankenswerter Weise diese Summe leisten, 
trägt die Unterschrift der Kegierungskommission. Sie wurde im 
Binverständnis der Vertreter des französischen Staates abge- 
schlossen und anerkannt. Bis heute haben wir aber 


in den periodischen Berichten der Kegierungskommission an den 
Volkerbundsrat vergeblich nach einer sachlichen hiderlegun 
der unsinnigen,aber sehr durchsichtigen Tranzösischen Behaup- 
tungen gesucht. 


Es wäre der iiegierungskommission aoch ein Leichtes, 
diesem Vergiftungsfeldzug die Spitze abzubrechen durch den 
Nachweis, daß die 120 Bienen mit ihrem Einverständnis ge- 
leistet werden, daß sie dafür dem Keiche Dank schuldig wäre, 
und der | 

französische Staat als Grubenbesitzer den 


Löwenanteil daran verdiene. 


Eine solche Fichtigstellung haben wir bisiter vemißt;tatenlos 
ment man zu,wie die politische Atmosphäre mit Lügen vergiltet 
wird. 
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Nun noch etwas anderes: Es gibt Leute, die da meinen,das 
Reich sei zu noch größeren Leistungen verpflichtet. Wir 
halten uns verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß auch den 
Halchaye reichetungsträgern Grenzen gezogen sind. Wenn die 


Versicherten des Reiches - wie im Bergbau- bis 18 Prozent 
von ihrem Lohne an’ Beiträgen aufbringen, dann kann man 
wohl sagen, daß die: Grenze der Leistungsfähigkeit erreicht 
ist. Diese Grenze kann nicht überschritten werden,soll nicht 
das ganze, unter großen Üpfern aufgebaute Werk der vozial- 
versicherung zum Zusammenbrechen kommen.Jedenfalls fühlen 
wır uns verpflichtet,von dieser 


Stelle allen Reichsinstanzen ‚die bereit waren 


6 Jdelgelperger Äbrede zu schalfen,den wohl- 





In diesen Dank schließen wir auch die deutschen Versicher- 
ten ein, die trotz eigener schwerer Lage Upfer für uns 
bringen. Unsere Aufgabe muß _ es sein, mit allem Nachdruck, 
dahın zu arbeiten, daß div Hegierungskommission die hiesige 
Sozialversicherung völlig der Reichssozialversicherung an- 
leicht. Wenn es Mn te Klagen zu erheben gibt,dann 
ürfen sie nicht an die Adresse er Keichsinstanzen, nicht 
an die Adresse der Parteien und Gewerkschaften,sondern müs- 
sen sie an die Hegierungskommission und an die Vertreter 
des französischen Staates im Säaargebiet gerichtet werden. 





| In dem gut begründeten Gutachten ist auf die 
wichtigsten Bestimmungen Bezug genommen,auf deren Einführung 
wir das allergrößte Gewicht legen. Wir können daher darauf 
verzichten, alle Einzelheiten nochmals zu beleuchten, zumal 
die von den beiden Kommissionen in dem Entwurf eingearbei- 
teten Bestimmungen ja für sich selbst sprechen. Nur einiges 
muß gestreift werden,um eine klare »ituation zu schaffen. 


Im Regierungsentwurf ist eine Drittelungsgrenze 
zur Feststellung des Jahresarbeitsverdienstes für Arbeiter 
und a nee noch vorgesehen. lir verlangen hier gemäß 
dem Gutachten | 


die völlige Beseitigung einer Drittelungsgrenze. 


Warum wohl? In weiten Volksschichten ist man sich über die 
Bedeutung der Drtittelungsgrenze und den Anteil des Jahres- 
arbeitsverdienstes als llrente nicht klar. Bei Bestehen 
einer Drittelungsgrenze - der Entwurf sieht 12 000 Franken 
für Arbeiter und T8 00V Franken für Angestellte vor -wird 
nur der Teil des Jahresarbeitsverdienstes,der bis zur __ 
ara bbelunesgrenze reicht, der Berechnung der Rente voll,der 
über die Drittelungsgrenze hinausgehende Teil nur zu einen 
Drittel zugrunde gelegt. Von dem so ermittelten Jahresar- 
beitsverdienst werden 


nur 60 Prozent als Vollrente gewährt. 


Bei dieser Sachlage ist es eine unbillige Härte, das Jahres- 
arbeitsverdienst äuch noch durch eine Drittelungsgrenze zu 
verringern. Diese Erwägungen führten im Neiche zu der heute 
bestehenden Fassung, die wir auch für Bea Renee} unbe- 
dingt fordern müssen. Sollte mal ein Arbeiter I3 bis 15 Tau- 
send Franken im Jahre verdienen,dann springt er nicht weit, 


wenn 
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wenn er bei einem Me ee ah davon nur 60 Prozent zur 
Feststellung der Vollrente angerechnet erhält. 


Besonderes Gewicht legt meine Fartei auch auf die 
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vorsieht. Wir vertreten den Standpunkt, daß die Umrechnungs- 
sätze den richtigen \iert ausdrücken müssen, damit auch der 
Nert,den dıese Kenten in der Vorkriegszeit besaßen,wieder 
erreicht wird. Diese Kenten werden ja fast alle von den 
deutschen Berufsgenossenschaften getragen, die sich durch 
die Anerkennung der Heidelberger Abrede im voraus verpflich- 
tet haben, die daraus sich ergebenden Leistungen auch zu 
tragen. Es besteht somit kein Anlaß, die im Werte geringe- 
ren Umrechnungssätzc des Regierungsentwurfes in Kraft zu 
setzen,die zu Unrecht die MteRen enempfänger schädigten. 


‚ Weiter verlangen wir mit Nachdruck die Übernahme 
des Artikels XVIII in der von der Kommission ausgearbei- 
teten EROEORE: Alle Härten, die sich bei Anwendung des | 
Systens,das der Kegierungsentwurf vorsieht,ergeben würden, 
werden vermieden,wenn man zur Neuberechnung der Renten für 
die in Artikel XVIII näher bezeichneten 4eitperiode die 
Arbeitsverdienste der entsprechenden Versichertengruppen 


na et Fe 





vom 1.Vierteljahr 1929 zur Grundlage nimmt, 


Damit wird viel Zeit erspart,die ganze Sache wesentlich 
vereinfacht ‚was auch den Berufsgenossenschaften Ersparnisse 
einträgt. Und was besonders wichtig ist,all die unbılligen 
Härten werden vermieden,die totsicher entstehen,wenn die 
Beeingskonkission beı der Fassung ihres Entwurfes behar- 
ren wollte. 


Wie schon so oft,konnte die Kegierungskommission 


es nicht unterlassen, in ihrem Entwurfe 
zweierlei Recht vorzusehen. 


280 sieht der 3 1514 eine durch nichts gerechtfertigte Son- 
derstellung der »aar-KÄna De ergangen ar! vor, 
die für den Bergbau in Frage kommt. Es handelt sich dabei 
hauptsächlich um die Bestimmungen, nach denen die Kranken- 
kassen entlastet werden sollen, die bisher bis zum Ablauf 
der 13.lioche bei Unfallfolgen die Heilbehandlung zu tragen 
hatten,sofern die Heilbehandlung nicht über die 1l3.Woche 
hinaus andauerte. Diese Frist wird auf_8 ilochen beschränkt, 
wodurch den Krankenkassen wesentliche Ersparnisse entstehen. 
Im Gutachten ist hervorgehoben, daß die Berufsgenossenschal- 
ten,einerlei wie sange die Heilbehandlung dauert,an sich. 
verpflichtet wären, die ganzen Kosten zu tragen. iienn wir 
ier der Fassung des LE sentwurfes zustimmen,dann 
deshalb,weil im Reiche dieselben Bestimmungen gelten. Es 
ist aber nun nicht zu verstehen, daß 


ua: 


gerade die Knappschaftsberufsgenossenschaft 


von der Verpflichtung die ganzen Kosten der Heilbehandlung 4 
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zu übernehmen,wenn die Jeilbehandlung über die achte liıoche 


hinaus dauert,entbunden werden soll. Die Kegierungskomnis- 
sion beuete sıch hier 


dem “Willen der französischen Grubenverwaltung, 
als deren Anwalt lierr Wlorice betrachtet wird. Durch dieses 
Sonderrecht soll der Xna 


ufwenäungen die Grubenverwaltung zu tragen hat,einige «il- 
lionen erspart werden, die die 






finanziell sehr schlecht gestellte Kna 
ankenkasse tragen SO 


Praktisch mutet die Kegierungskommission wit diesem Aus- 
nahmerecht den Bergleuten zu,die Kosten tragen zu helfen, 
die rechtmäßigerweise die Knappschaftsberufsgenossenschalt 
ezw. die Grubenverwaltung isn zu tragen hat. Wie wir 
sehen, wird das \iohlergehen der Bergleute den Gewinninte- 
ressen der Grubenverwaltung untergeördnet. Daß wir die 
Beseitigung eines solch» schreienden Unrechtes uit aller 


Entschiedenheit verlangen müssen,dürfte jeden rechtlich 
denkenden enschen klar sein. 


Hierbei noch einige Worte über 


schafts- 


das Abhängigkeitsverhältnis der Angestellten 
der »aar-Anappschafltsberulsgenossenschalt von 
der französıschen krubenverwaltung. 


Es muß festgestellt werden, daß die Angestellten der »aar- 
Knappschaftsberufsgenossenschaft die nötige Unabhängigkeit, 
die das Gesetz Free nicht besitzen. Sie befinden Sich 
in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Grubenverwaltung, das 
gesetzwidrig ist. Nach 3 690 soll der Vorstand der Derufs- 
enossenschaft die allgemeinen Aänstellungsbestimuungen und. 
je Hechtsverhältnisse angemessen regeln. Nach den intschei- 
dungen des heichsversicherungsantes,wie auch nach der Aul- 
fas sung des Landesversicherungsantes für das nuargebiet, 
sind unter angemessen im Sinne des 3 690 nur dis Bezüge 
und ltechte zu verstehen, die der staat und die Kommunen 
ihren Beamten und Angestellten gewähren, und das Kecht auf 
Pension und Hinterbliebenenversörgung. 








Ihre Vergütung regelt sich nach den Beztüigen der Angestell- 


ten der Grubenverwaltung, Pension und Hinterbliebenenver- 
sorgung wird vorenthalten. 


Der 3 700 gibt der Aufsichtsbehörde das Necht und 
gie Pflicht zum Eingreifen. Alle bisherigen Beschwerden 
an das Landesversicherungsamt in Saarlouis blieben frucht- 

os,obschon dieses Aut in einem Schreiben vom 6.Januar 1926 
zugab, daß das \iort „angemessen“ so auszulegen sc1l,Wle €8 
vorhin dargelegt wurde. Aber warum greift es nicht durch? 
Hier stoßen wir auf dieselbe Kraft, die die Regierungskom- 
mission dazu brachte, dic Ausnahmebestiumung des 3 1514 


zu 





appschaftsberufsgenossenschaft,deren 
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zu Schaffen. Das Amt wagt es auch nicht, gegen den bekann- 
ten Stachel zu löcken. 


2... Mir müssen aber im Interesse der Versicherten die 
u... Unabhängigkeit der BERUHELL VER der Berufsgenossen 
schaften fordern. Darum brachten wir diese unhaltbaren Zu- 
stände auf diesem lege in die Üffentlichkeit,damit man _re- 
BE URgeRS tig erkennt,wo Iiemedur geschaffen werden muß. 
Wir müssen vom Landesversicherungsamt entschieden fordern, 
daß es gemäß der aus _} 700 ihm auferlegten Pflicht auch 
eine Entscheidung fällt - auch wenn diese gegen die franzö- 
sische Grubenverwaltung gerichtet ist. Kecht muß Kecht 
bleiben. TR | | 

| Zusammenfassend betonan wir eg © 
keit der Einführung der Bestimmungen, die eine Erhöhung der 
Witwenrente bei persönlicher Erwerbsbeschränkung,die Gewäh- 
rung der Kinderzulage an Schwerbeschädigte, die Gewährung 
einer Witwenbeihilfe usw. vorsehen. Hier handelt es sich 
um Bestimmungen, die aus rein menschlichen Erwägungen unbe- 
dingt übernommen werden müssen. Notwendig ist auch die An- 
erkennung des Augenzitterns der Bergleute und die sogenann- 
te arte len tzündung, von der gerade die Bergleute 
viel heimgesucht werden als Berufskrankheiten, die unter 
die Bestimmungen der Unfallversicherung fallen. Allen übri- 


gen Änderungen des Tintwurfes nebst Inkraftsetzungstermin 
stimmen wır ın der KXommıssionsiassung zu. 


Zum Schlusse wollen wir noch hervorheben, daß dem 
Landesrat baldigst Verordnungsentwürfe 


betr. Neuregelung des Knappschaftswesens 
und der Krankenversicherung 


vorgelegt werden müssen. Es ist geradezu beschämend,daß 

wir diese Forderung seit November 1927 fast in jeder vitzung 
erheben müssen. Der Saarknappschaftsverein leidet an einer 
Defizitwirtschaft, die zu seinem Ruine führen wird, wenn 
nicht bald eine Anderung eintritt. Die Krankenkasse gewährt 
ein erbärmliches Krankengeld, mit dem eine Familie nur der 
Not überantwortet bleibt und auf die öffentliche Hilfe ange- 


wiesen ist. Diese unhaltbaren Zustände sind aber nur möglich, 


weil die Kegierungskommission nicht die nötige Entschlossen- 
heit aufbringt, Entscheidungen gegen den Willen der franzö- 
sischen Grubenverwaltung zu treffen. Unsere Forderungen betr. 
ueepeane! tsfragen sind so bekannt, daß es wirklich Wasser 
in die Saar tragen hieße, wollten wir sie erneut hier bekannt 

eben. Ich schließe darum mit dem Ersuchen an die Kegierungs- 

ommission sich endlich aufzuraffen und die Sozialversiche- 
rung So auszugestalten, wie es die ilohlfahrt der Versicher- 
ten verlangt. Nach alledem,was unsere deutschen Brüder für 
uns leisten, ist es geradezu unverzeihlich, daß die Hegie- 
rungskommission sich immer noch nicht dazu aufschwingen 
konnte, die. Wohlfahrt der ee über die Gewinninte- 
ressen des französischen Staates zu stellen. Wir stehen 
bereit, mit ihr eine Front gegen die gekennzeichneten Inte- 
ressen einzugehen, damit der sozialen Gerechtigkeit auch im 
Saargebiet der Weg frei gemacht wird. 


(Bravo-Rufe des Zentruns !) 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reinhard ! 


Abg.Reinhard (KP): Meine Herren! Der Sprecher der Völkerbunds- 
arteien hat soeben in seinen Schlußausführungen von der 
serechtigkeit geredet. \r hat aber vergessen, einmal zu 
zeigen, wie gerade in der Behandlung der Opfer der Arbeit 
diese Gerech igkeit mit Füßen getreten wird. Fr hat ver- 
gessen, darauf hinzuweisen, daß sowohl die Saarregierung 
wie die Heichsregierung nicht nur ihre eigenen Gesetze 

und Verordnungen mißachtet haben, daß sie sie mit Füßen 
getreten haben, als es galt, den Opfern der Arbeit etwas 
zu geben. Ja, er hat vergessen zu sagen, daß die Reichs- 
KeRie rung sogar auf die eigenen Gesetze ihrer Klassen-. 
justiz pfeift, wenn diese Justiz einnal ein Urteil fällt, 
as den Upfern der Arbeit ihre zuständigen Henten garan- 
tiert. | 

Meine Herren! "ir sind gewiß keine Anhänger 
des Versailler Vertrages, sondern wir sind diejenigen,die 
immer wieder erklärt haben, daß wir diesen Ver rag und 
alle übrigen Verträge der bürgerlichen Gesellschaft be- 
kämpfen, weil sie lediglich dazu dienen, die Arbeiter- 
klasse zu unterdrücken. Äber in dieser Frage ist es not- 
wendig, auch einmal auf den Versailler Vertrag hinzuwei- 
sen und zwar auf jenen Teil des Vertrages, der die Ver- 
fassung des Saargebietes, die nach Auffassung der bürger- 
lichen Vertreter immerhin eine Grundlage darstellt, auf 
die sie sich hier eingestellt haben und auf die sie sich 
im Gegensatz zu der Kommunistischen Fartei singeschworcn 
haben, auf die sie sich gegenüber der Negierungskomnis- 
sion lestgelegt haben. Und hier in diesem entscheidenden 
Moment, wo es darum geht, den Arbeitern etwas zu_gewähren, 
da treten auch diese Farteien gemeinsam mit der Kegierung 
diese Gesetze mit Füßen. 

Um was handelt es sich? Der 3 24 des Saar- 
statuts lautet: 
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" Unter Vorbehalt der Bestimmungen des 3 4 werden 
die Rechte der Bewohner des Saarbeckens, was Ver- 
sicherungen und Fensionen anbetrifft, durch keine 
Bestimmung des Vertrages berührt, mögen diese Rech- 
te zur Zeit der Inkraftsetzung des vorliegenden 
Vertrages erworben oder im Entstehen begriffen sein, 
mögen sie sich auf irgendein deutsches Versiche- 
rungssystem oder auf Pensionen irgendwelcher Art 
beziehen. * 

Deutschland und die Keglerung des »aarbeckens 
werden alle oben angeführten echte aufrechterhal- 
ten und schützen." 


g X PwoZ 


Meine Herren! Es wirft sich nun die Frage auf, 
hat Deutschland und die Regierung des Saarbeckens diese 
hier in der Verfassung des Saargebietes garantierten Hech- 
te der Opfer der Arbeit geschützt? Haben Sie hier im lan- 

 desrat dieses Recht geschützt? Tir, Kommunisten erklären 

in diesem sogenannten „Hohen llause, daß Sie in keiner der 

Sitzungen, die hier abgehalten wurden, dieses Hecht ge- 

schützt haben; sondern sie haben diese Nechte, die den 

Opfern der Arbeit gegeben wurden, denselben geraubt. Die 

Aufstellung dieser Behauptung muß zweifellos auch ch 
| werden 
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werden , und wir können das. "ir können das um so leich- 
ter, als wir schon mehrere liale in diesem Hause die Dinge 
vorgebracht haben. \rstens steht einmal fest, daß die 
Versicherungen - nicht nur die Unfallversicherung- im 
vaargebiet eine Einrichtung sind, die von dem heiche 
schon vor Inkraftsetzung dieses Gesetzes geschaffen wurde. 
ferner steht fest, daß alle gesammelten Rücklagen dieser 
Versicherungsträger restlos aus den laschen_der Arbeiter- 
klasse herausgezogen wurden. !!enn auch zum »chein die 
Unternehmer die Lasten allein aufbringen müssen. In irk- 
lichkeit bringen die Unternehmer diese Lusten nicht auf, 
sondern durch die Reduzierung der Löhne der Arbeiter wer- 
den diese Lasten zweifellos äus den Taschen der ärbeiter 
herausgezogen. Die Millionen oder vielmehr die Milliarden 
von Rücklagen, die die Versicherungsträger angesammelt 
hatten, sind ın dem Be Weltkriege und den 
darauffolgenden damit verbundenen Erscheinungen von der 
bürgerlichen hegierung im Interesse der herrschenden 
Klasse, durch den Bankerott, der Arbeiterklasse gestohlen 
worden. Nirgendwo hat man Schritte unternommen, um diese 
gestohlenen Gelder wieder der Arbeiterklasse zurückzu- 
stellen, während man auf der anderen Seite den früheren 
Herrschern in Deutschland, den Königen und Xaisern von 
kottes Gnaden, lillionen deutschen Volksvermögens nach 
Holland nachgesandt hat. "ährend man noch vor kurzer Zeit 
in der höchsten Instanz des Deutschen Reiches, im Reichs- 
tag,gegen die Stimmen der Kommunisten diesen durchee- 
brannten Fotentaten lillionen und Abermillionen bewilliet 
hat, haben die deutsche Hegierung und dasselbe liohe llaus, 
der deutsche Keichstag, die berechtigten Forderungen der 
Arbeitsinvaliden abgelehntlind dazu mu‘ festgestellt wer- 
den, daR am meisten verantwortlich für diese Tatsachen 
gerade die sprecher sind, die heute sich als die Träger 

es Rechtes gegenüber einer Vergewaltigung darzustiöllen 
belieben. Es sind die Sprecher der Zentrumspartei in 
erster Linie und die Sprecher der Sozialdemokratischen 
Partci in zweiter Linie. 
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Meine Herren! Der Keichsarbeitsminister "issel 
hat zum Äusgang des verflossenen Jahres ein rechtseülti.- 
ses Urteil der höchsten deutschen Instanz, das den Ver- 
sicherten des saargebietes ihre Kente zubillist, durch 
eine Verordnung außer Kraft gesetzt. \enn die Vertreter 
der el alemokrätie das hier bestreiten wollen, dann 
mögen sie es versuchen. Das ist eine eiserne latsache. 
Die Zentrumspartei ist diejenige Partei, die nicht nur 
drüben im Reich in der Hegierung, sondern auch im vaar- 
gebiet in der Regierung fest verankert ist. »ie hat im 
vaargebiet einen hinister in der Äe jerung. Dieser ii- 
nister wird nicht nur getragen von dem Vertrauen der 
Zentrumspartei, sondern getragen von dem Vertrauen aller 
Parteien, die sich immer als die Völkerbundsparteien auf- 
spielen. Dieser \ünister ist verantwortlich lür die Vor- 
lage, die dem Landesrat unterbreitet wurde. Die betrifit 
sein Kessort. Selbst die Zentrunspartei getraut sich 
hier in diesem Hause nicht 100 % auf diese Vorlage zu 
schwören, aber sie weiß ja, daß sie hier im saargebiet 
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auf Grund der Struktur dieses Hauses es sich leisten kann, 
auch gegenüber ihrer eigenen Freunde in der Negicrung 
Agsitationsanträge zu stellen. "enn es aber der Zentrüns- 
partei ernst wärc mit ihren llordzrungen, wenn es ihr ornst 
wäre mit der Durchsetzung des Wüiehrheitsbeschlusses der 
Parteien in der betreffenden Vorlage, dann meins Herren, 
mü'te sie doch mit den Kommunisten endlich eimal dazu 
übergehen, der Regierungskommission den Kampf anzusagen, 
und jenen Nitgliedern der hesierungskommission das Ver- 
trauen entziehen, die ihrer Partei angehören, die diese 
Schandvorlage dem Landesrat unterbreitet haben. Andern- 
falls beweist sie durch ihr Verhalten, daß sie genau 80 
verantwortlich ist für diese schandvorlage. 


u‘ 
” 


Weine Herren! Un was handelt es sich eigentlich‘ 

Es handelt sich darum, daß den Arbeitern des »aargebistes, 
denjenigen Arbeitern, die im Kampfe auf dem »chlachtfelde 
der Arbeit einen leil ihrer Arbeitskraft eingebüßt haben, 
das ihnen zustehende Entgelt dafür gegeben wrd. Ich habe 
vorhin angeführt, ein Urteil des Senats hat ihnen das zu- 
et. Die Durchführung dieses Urteils des deutschen 

erichts würde aber Geld kosten. Dasselbe deutsche Vater- 
land, von dem hier immer wieder gesprochen wird, das bei 
einem Gerichtsbeschlu? gegenüber der Beantenschaft diese 
Gelder bewilligt hat, lehnt aber diese Gelder, da es sich 
um Gelder handelt, dıe der Arbeiterklasse zukommen, ab, 
und setzt durch eine Verfügung des Keichsarbeitsministers 
"issel diesen Beschluß? aufer Kraft. Diese Außerkraft- 
setzung wird auch von der Zentrumspartei bewilligt. 


(Zuruf: "ir sind ja nicht mehr dabei!) 


Ihr Zwischenruf, da? sie nicht mehr in der Neichsregierung 
seien, ist also widerlegt. Ferner habe ich gesagt, den 
Beamten hat man das garantierte Recht zugesprochen. "ir 
sind nicht gegen die erworbenen KNechte der Deamtenschaft, 
aber wir sind dagegen, da? die bürgerliche Gesellschaft 
durch ihre Hegierung auf der einen Seite der Beamtenschaft 
dieses erworbene Recht gibt, ihnen Gelder bewilligt, und 
darüber hinaus ihnen sogar Gelder bewilliset aus den Steuem 
des Landes. Diese betrugen in den Jahren 1928/29 rund 
50 Millionen Franken, die allein aufgebracht werden müssen 
zur Nachzahlung derjenigen bewilligten Forderungen der 
Beamtenschaft, von Bonn ich eben Sprach. Bezeichnend ist, 
da? bei der Nachzahlung dieser 50 killionen Franken aus 
der Landeskasse des Saargebietes mindestens 45 liillionen 
Franken in die Taschen der oberen beamten geflossen sind. 
Hier hat man also einfach beschlossen, der DBeantenschalt 
wird dasselbe Gehalt gezahlt wie im heiche. Als aber das 
deutsche Gericht der Dre kerschaft dasselbe zusagte auf 
Grund der klaren Fassung hier, (zeigt auf ein Buch) da hat 
man das abgelehnt. | 

Meine Herren! "o komuen die wWittel her, die man 
bereitgestellt hat ? Sie komuen aus der Arbeiterklasse ‚der 
man auf der anderen Seite die ihr zustehenden äechte ab- 
streitet. Es ist bezeichnend Herr Kiefer, da? Sie in der 
letzten Kommissionssitzung erklärten, es müsse aufhören, 
daß man sich in dieser Frage auf ein Papier geschriebenes 
Recht beruft, wo Sie erklärt haben, man müsse berücksich- 
tigen, in welcher Notlage das deutsche Vaterland a 

steht. 
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steht. Damals, als dic Zentrunspartci mit den Sozia 
kraten im keichstage Nillionen bewilliet hat z 
Panzerkreuzern, da haben Sis nicht von der 
sprochen. 


m 


(Zuruf: Sehr richtig !) 


Aber hier, wo es sich darum dreht, den Arbeitern ihr Hecht 
zu geben, da suchen sie mit nationalistischen Phrasen 
von Hecht zu sprechen. Sie sind genau so verantwortlich, 
wie die imperialistischen Vertreter irankreichs, Tie haben 
Ihre Vertreter eemeinsam mit ihnen in der Regierung sitzen 
und Ihre Freunde sitzen in den verantwortlichen Stellen 
der Ssaarregierung. Sie haben es bisher verstanden, den 
religiös einsestellten Arbeitern ihre Doppelrollen zu 
verschleiern, aber wir werden diese Doppelrollen draufen 
bei der Arbeıterschaft sufrollen. "ir werden aufdecken, 
wie Sie hier in allen Fragen, wo ein Kecht für die Ärbei- 
terschaft besteht, dieses Kecht mit Füßen treten. 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Sie haben das ja schon vor 
10 Jahren erzählt.) 


(Zuruf des Abg.Petri: Sie bauen ja selbst Panzer- 
| kreuzer !) 
Herr Petri, Sie erklären hier, wir würden Panzerkreuzer 
bauen. Ich nehme an, dal Sie damit meinen, dal.die Sowjet- 
union Panzerkreuzer baut. 


v0. 


- Heiterkeit - 


Meine Herren! Es ist ein Unterschied, ob ein Staat Panzer- 
kreuzer baut, um die Staatsmacht zu erhalten, die Sie als 
Sozialdemokraten gemeinsam mit den imperialistischen 
Kriegshetzern angreifen wollen, oder zu anderen Zwecken. 
Sie Sind diejenigen, die bei allen Fragen die einheitliche 
Politik gegen die Sowjetunion befürworten. Sie sind die- 
jenigen, die unter der Phrase des Fazifismus in_den Völ- 
er bund gegangen sind, die. auf internationalen Tagungen 
usw.vertreten sind. Meine lierren! Ohne die Klassenfräge 
einmal aufzuwerfen, ohne zu untersuchen, da die Arbeiter- 
schaft in Rußland die staatsgewalt hat, ist Rufland das 
einzige Be das bisher gegen die imperialistische Unter- 
SC 


ee Deutschlands gekämpft hat, in der Zeit, wo 
Deutschland eine Kolonie des Tntentc-Inmperialismus war. 


Ist es nicht so, da” -ohne die Klassenfrage aufzurollen-, 
ohne die Existenz der Sowjet-Union Sie vielleicht heute 
nicht mit im Rat des Völkerbundes säfen mit Ihrer Negie- 
rung. Und dort, wo Sie heute schon so weit gegangen sind, 
diese Haltung Ruflands auszunutzen, da” Sie bereit sind, 
für einen Judaslohn heute oder morgen Deutschland als 
Aufmarschgebiet, ja_sogar aktiv als die Kriegsfront gegen 
Rußland anzusehen. Das muf hier in diesem llause klarge- 
stellt werden. c 


- lachen - 
ie lachen darüber. "enn wir als Kommunisten für die 


schärfste 
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schärfste Rüstung der Sowjet-Union eintreten,dann meine 
Eorren, möchte ich Ihnen sagen, warum . in der Sowjet- 
nion 


(Zuruf des Ab een: Sie beziehen Ihr Gehalt 
wohl aus Rußland! 


Ich werde Ihnen darauf antworten, Sie erbärmlicher kerl. 

Glauben Sie, wir haben unser Gehalt von den ausgeführten 

Arbeiten wie Sie. Glauben Sie, wir hätten uns dazu herge- 
eben auf einen Präsidenten Rault zu schimpfen und nach- 
er seine Zimmer zu tapezieren. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Schmelzer und Herr Reinhard ,ich rufe Sie 


zur Ordnung! 


Abg.Reinhard fortfahrend: Ich will ausdrücklich feststellen,da? 


ich bisher sachlich zu den nee gesprochen habe,und daß 
es die Methode des Herrn Schmelzer ist, bei jeder Gelegen- 
heit mit derartigen Argumenten gegen Abgeordnete des Hau- 
ses vorzugehen. 

Meine Herren! Ich habe gesagt, warm unterstützen 
wir ri Rüstung der Sowjet-Union vom Alassenstandpunkt aus 
gesehen. 


(Zuruf: Was hat das mit der ee zB, 
un!’ 


Von Seiten der Sozialdemokraten ist darauf hingewiesen 
worden, und deshalb sind wir gezwungen, hier vor diesen 
Hause festzustellen, weshalb wir in Rußland für die Rüstung 
eintreten. In Rufland hat die Arbeiterklasse die Staats- 
macht. Die russische Hegierung der Arbeiterklasse hat dem 
Völkerbund in Genf gesagt: wir sind für eine endgültige 
radikale Abrüstung. ir sind diejenigen Vertreter einer 
Klasse, die dafür eintritt, da? nie mehr die Arbeiter im 
Schlachtfeld Zug ee eführt werden und die Vertreter 
der russischen a, haben aber auch SranEN Wir wis- 
sen, daß sie als kapitalistischer Staat, als die Advokaten 
der Kapitalisten gezwungen sind zu rüsten, um im Kampf ge- 
geneinander zu marschieren, aber wir werden, obwohl wir 
ee als Arbeiterklasse gegen den Arieg sind unter 
einen Umständen abrüsten und uns wehrlos machen,damit ihr 
als kapitalistische Staaten uns, die Arbeiterklasse in Ruß- 
land wie der niederschlagen könnt und euere Vertreter, die 
Kapitalisten wieder die Staatsmacht erhalten. 


(Zuruf des Abg.Petri: Wie sieht die Unfallrersicherung 
in Rußland aus?) 


Wenn Sie ein Interesse daran haben, dann werden wir Ihnen 
bis heute Abend Rede und Antwort stehen. Sie können ver- 
sichert sein,mit Ihren dummen ie Fire beweisen Sie nur 
immer wieder Ihren Kampf gegen dieses Land. Es ist gewiß 
noch nie von den Kommunisten gesagt worden, daß in Rußland 
paradiesische Zustände bestehen und »ie müßten wissen,daß 
in diesem lande dank der zafistischen Herrschaft eine kul- 
turelle und technische Entwieklung bei der Machtergreifung 


der Arbeiterklasse bestand, wo die Verhältnisse hundert Jah- 


re zurück standen gegenüber Westeuropa und heute in Rußland 
sich bereits eine Überproduktion gegenüber der Vorkriegs- 
ae tion ergeben hat, ohne Millionenkredite, die Deutsch- 
and von Amerika bekommen hat. Das zeigt,daß die Arbeiter- 
klasse in der Lage ist, andere Bedingungen zu schaffen, 
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"ir sind auch bereit, über den Fall Trotzki Auskunft zu 


geben. 
( Lachen) 


1g5400S ii 7 


Ss freut uns, daß Sie uns Gelegenheit geben, vor diesen <. 
Forum über diese Fragen zu sprechen. "Ir wissen, daß Sie N) 
als Sozialdemokraten jeden Rettungsanker zu ergreifen R 


suchen und sich an ihn zu klammern versuchen,um nachzu- 
weisen, daß die Lehre von larx, die ja nach der Fiede Ihres 
Reichspräsidenten eingefroren ıst, nicht durchführbar ist. 
Leider ist es so, daß noch Millionen von Arbeitern heute 
hinter Ihnen herlaufen. Äber auch bei Ihnen wird &s genau 
so kommen wie bei der Zentrumspartci, daß auch noch diese 
Arbeiter einsehen werden, daß Sie mit Ihren dummen dema- 
gogischen Bemerkungen nur die Intsressen der Kapitalisten 
vertretsn. In der kommunistischen Partei wird noch gerungen 
um die Problems zur Durchführung des “Marxismus. In der 
kommunistischen Partci wird auch gerungen in Rußland, wo 
unser. Genossen die Staatsgewalt haben, über den richtigen 
Weg zur Durchführung des \ärxismus. 


(Zuruf: Trotzki !) 


Wenn bei divscm Ringen,den richtigen Tsg zu suchen, Schwie- 
rigkeiten zutage treten, so müßten Sie die Letzten sein,da 
Ssıe sich immer wieder auf den warxismus berufen, die sich 
darüber freuen. Sie müßten es bedauern,daß diese Auseinan- 
dersetzungen soweit gehen. Daß? der eine oder der andere 
Kommunist,- der ein Verdienst an der Revolution hat, auf 
Grund dieser Entwicklung, um die proletarische Diktatur 
nicht zu gefährden, ausgeschlossen werden muß,bedauern 
auch wir. Es ist nıcht gern geschehen von der Kommunisti 
schen Partei, solch wertvolle Kräfte aufzugeben. Aber als 
Trotzki soweit ging mit seinen. Argumenten, daR die gesamte 
Konterrevolution Trotzki zu ihrem Anwalt machte, da war es 
im Interesse der Aufrechterhaltung der Diktatur, der Auf- 
wärtscentwicklung des Landes, BObREDZLE, diesen Schritt 
durchzuführen. Und wenn Trotzki nach Deutschland kommt 
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(Zuruf des Abg. Kiefer: Nach Saarbrücken!) 


dann wird er immer noch nicht das verteidigen, was die 
deutsche Sozialdemokratie an der deutschen Arbeiterklasse 
begangen hat. 


(Zuruf: Abwarten !) 


Nur durch die Sozialdemokratie und ihre Folitik ist es 
heute so, daß die HKechte der Arbeiterklasse in Deutschland 
mit Füßen getreten werden. Deshalb ist der heutige Streit 
um die Sozialversicherung, da Sie durch Ihre Politik, im 
Interesse der Bourgeoisie, die NHechte der Arbeiterklasse 
beschneiden. 
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(Zuruf des abg.Petri: Sie sind aber besser wie 

in Rußland! N 
Nun, Herr Petri, durch die Anerkennung der Forderungen der 
oberen Beamten, haben Sie die Steuergroschen, die aus der 
Arbeiterklasse herausgepreßt werden, im Saargebiet durch 


die 
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die Regierungskommission und ihre Vertrauensmänner und 
durch Ihre Kegierung und Ihren Finanzminister Hilferding 
im Reich- den oberen Beamten in den Rachen geworfen. Das 
beweist das Steuerprogramn lIlilferdings, das beweisen 
die Steuergesetze Ber naargebietes. Und hier, wo es sich 
darum drehte bei Anerkennung unserer Forderungen die 
Mittel aus den Unternehnern herauszuholen, die die Berufs- 
Bea er ap eat ben speisen müssen, da hat Euer Heichsar- 

eıtsminister issel im Interesse dieser Unternehüer die 
Durchführung der veschlüsse verhindert. Hier liegt das 
Dape wusz liche und das Verbrecherische gegenüber der 
Arbeiterklasse, das Sie als Sozialdemokraten in dieser 
Regierung bisher begangen haben. 

leine Herren! Die \lehrheit des Hauses hat in 

ihrem Entwurf sich auf die jetzigen bestehenden Bestin- 
mungen im Reiche festgelegt. ir Kommunisten sind nicht 
gegen die Einführung Deser Bestimmungen, 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Bravo!) 





aber wir berufen uns auf alle die Forderungen der komnu- 
nistischen Reichstagsfraktion, die bei der Beratung der 
Unfallversicherung, bei der Beratung der gesamten Ver- 
sicherungsgesetze immer wieder gestellt worden sind. ir 
fordern nicht nur die Beseitigung der Drittelunesgrenze, 
Herr Kiefer! Damit haben wir noch lange nicht erreicht, 
daß demjenigen Arbeiter, der verunglückt, entsprechend 
seiner Invalidität der volle Arbeitslohn zur Berechnung 
zugrunde gelegt wird. Es wird nur ein Teil bei der Be- 
rechnung zugrunde gelegt. Und wir fordern als Kommunisten 
den gesamten Arbeitslohn. !ür fordern ihn nicht nur des- 
alb, weil es für einen erwerbslosen Arbeiter selbstver- 
ständlich ist, sondern wir fordern ihn auch aus einen 
anderen Grunde. "ir fordern ihn deshalb, um das sich 
steigernde Tempo in der Frage der Unfälle Abzubrensen. 
Sie haben vor kurzer Zeit eine Reichsunfallwoche veran- 
staltet. Sie haben schöne Plakate herausgehängt, wie man 
Unfälle verhüten soll. Äber damit verhütet man keine Un- 
fälle. Das muß auch Herr Kiefer als ehemaliger Berguann 
wissen. Er muß wissen, daß alle die schönen Gesetze zur 
Verhütung der Unfälle solange zwecklos sind, wie der Un- 
ternehmer die Handhabe hat, den ärbeiter vor die Tatsache 
zu stellen, diese Gesetze zu durchbrechen oder zu ver- 
hungern. Und diese Tatsache besteht heute. herr Kiefer 
wird nicht in der lage sein, das abzustreiten. 
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(Zuruf des äbge.Kiefer: Ich habe ja auch nichts be- 
hauptet!) 
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Herr Kiefer weiß, daß nicht nur in den vaargruben, sondsrn 
in allen gewerblichen Betrieben, ein a ein 
Gedingesystem besteht, das in der Frage der nfallverhü- 
tungsvorschriften direkt entgegen gesetzt ausgenützt wırd 
gegen die Arbeiterklasse. !ıie ist es denn heute, wenn 
einem Bergmann Gedinge N wird ? Dann wird es so ge- 
macht, daß er aufgrund dieses Gedingesystens Se die 
bestehenden bergpolizeilichen Vorschriften arbeiten muß, 
um den festgelegten Durchschnittslohn zu erreichen. Wenn | 
er die bestehenden Vorschriften cinhält, dann kann er den Te 
Durchschnittslohn nicht erreichen, dann ist es unmöglich 

ihn 
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ihn zu erreichen. Daher die Ursache der Unfälle. Und 
wenn wir hier bei der Deratung des Gesetzes nun den 
vollen Jahresarbeitsverdienst fordern,und wenn wir for- 
dern, daß der Unternehmer die lasten zu tragen hat, so 
wird dies mit ein eg und ıittel sein, Unfälle zu ver- 
hüten. Menschenblut ist kostbar, wenn auch bei der 
herrschenden Klasse und bei dem heutigen System über 
das Arbeiterleben mit einen ss lgocen hinwsggegangen 
wird; wenn man sich den leufel darum kümnert,‚wenn heute 
ein Arbeiter in einen Hochofen stürzt und verbrennt, 
oder wenn ein Arbeiter in der Grube erschlagen wird. 
Eine kurze Notiz in der Zeitung und schon ist die xache 
für die herrschende Klasse vergessen. Äuf dem schlacht- 
feld der Arbeit fallen täglich Tausende von Arbeitern, 
die ihre Gesundheit und ihre volle Arbeitskraft zum Teil 
einbüßen, oder endgültig umgebracht werden. Und in die- 
sem Zusammenhange muß ich auch. noch sagen, es_gibt Be- 
strebungen bei der Bourgeoisie, und bci einem leil der 
Parteien, insbesondere äuf dem rechten Flügel. Auch in 
der.letzten Kommissionssitzung haben sich diese Destre- 
bungen bemerkbar gemacht. Sie haben immer wieder erklärt, 
die sozialversicherung, wie sie heute ist, muß abgebaut 
werden, sie bedinet zu eroße Lasten für dıe "irtschaft, 
sie kann in der Forn, wie wir sie im Reiche haben, un- 
möglich auch für das Saargebiet Gesetz werden. Kein an- 
derer wie Herr »chmoll von der "irtschaftspartei, der 
sonst in der Frage der Dewilligune der Kiesenrsehälter 
für die Kommunalbeamten ein weitgehendes Herz hat, der 
vor längerer Zeit auch dafür eingetreten ist, daß die 
Nieten erhöht werden sollen, hat sich zu diesem Stand- 
punkt bekannt. 


(Zuruf des Abg.Schmoll: Sehen Sie mal an!) 


Man hat_ihm zugeredet wie einen kranken Huhn im Interes- 
se der KEinheitsfront der übrigen Parteien doch diese 
seine grundsätzliche Einstellung zurückzustellen. Ich 
weiß nıcht, wie weit es gelungen ist. 


(Zuruf des Abg.Schmoll: Warten Sie mal ab!) 


Fest steht, daß sogar Bestrebungen im Gange sind, den 
Unfallverletzten nicht einmal das zu geben, was im Gesetz 
hier vorgesehen ist. 


Ferner muß darauf hingewiesen werden, daß in dem 
Gutachten der Völkerbundsparteiun, in dem sie die Ein- 
führung der deutschen Gesetze fordern, kein "ort und kei- 
ne Silbe davon gesagt wird, daß man gegen die hegierungs- 
kommission und ihre liaßnahnen den schärfsten Frotest er- 
heben muß, daß kein \iort und keine Silbe davon gesagt 
wird, daß die Gewerkschaften des »aargebietes und die 
Parteien schon jahrelang Forderungen in dieser Frage er- 
hoben haben. Kein Wort und keine Silbe wird davon gesagt, 
daß die Regierungskommission bisher mit einem Achsel- 
zucken über diese Forderungen hinweggegangen ist. "enn 
man also hier in einem solchen Pathos, wie der Herr Kie- 
fer es tat, von dem Recht spricht, 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Hast Du denn das gehört?) 


dann 
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dann muß man aber auch in dieser Frage konsequent sein. 
Und wenn die Purteien nicht konsequent sind, dann be- 
weisen sie vor aller Uffentlichkeit, daß sie wirklich, 
wie ich zu Anfang meiner IHiede ausgeführt habe, damit 
einverstanden sind, daß die a des Daarge- 
bietes um ihre wohlerworbenen Rechte betrogen werden. 
Ich muß deshalb zum Schlusse meiner Ausführungen darauf 
hinweisen: "enn Sie in dieser Linie gegen die Arbeiter- 
klasse vorgehen, dann wird es so kommen,Herr Kiefer,wie 
le in der letzten Nummer Ihres „Bergknappen“ geschris- 
ben haben, daß die soziale Hevolution der Arbeiterklasse 
beschleunigt wird. Dann wird es so kommen,wie Sie in 
einem lichten Augenblick objektiv gesagt haben. 


( Lachen) 


Daß die Arbeiterklasse bei dieser hevolution nicht gegen 
Schachttürme und Hochöfen anrennen wird, sondern dad 
dic Arbeiterklasse diejenigen lüunschien, die schuld da- 
ran sind, da® dic Arbiiterklasse immer mehr verölendet, 
beseitigen wird, 


(Zuruf: Mit Ihnen! ) 





um die Produktion besser zu verteilen. Bedenken Sie, 
Herr Kiefer, daf bei dieser hevolution auch »ie, 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Aha!) 


die Sie diese Dinge geschrieben haben, von der Arbeiter- 
klasse zur Verantwortung gezogen werden. 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Dann sind Sie schon längstens 
nicht mehr da, dann hat man die Komuunistische lar- | 
tei aufgeräumt, wir stehen aber dann immer noch auf i' 


unserem Platz!) 


S4YN49T ayasıyd 24D0U3,T ar u Be) H 7 


Vergessen Sie nicht, daß bei diesem eg der Arbeiter- 
klasse, der historisch bedingt ist, es kein Zurück" 
gibt. Die Arbeiterschaft hat keinen anderen Ausweg in 
dieser Entwicklung. Sie sehen ja selbst, daß bei der 
jetzigen scheinbaren “tabilisierung der ka italistischen 













„irtschaft die Klassengegensätze zwischen Kapital und 
Arbeit sich immer mehr verschärften. Sie können nicht 
abstreiten, daß auf der einen »eite \ülliardengewinne 
emacht werden, und auf der anderen »eite \illionen von 
rbeitern aus dem Produktionsprozeß ausgeschifft werden 
und diese Millionen in immer grö’eres Elend hineinkon- 
men. Die weiteren Versuche der kapitalistischen !irt- 
schaft, in ihrem oystem die Wirtschalt zu lestigen,wer- 
immer mehr und immer weiter die Klassengegensätze ver- 
schärfen. Diese Verschärfung der Klassengegensätze hat 
schon Karl \arx bei der Hastlerine des wissenschaftlichen 
Sozialismus klar und offen aufgezeichnet. Und diese 1- 
dersprüche in der kapitalistischen Gesellschaft werden. 
sich nicht nur in der Linie entwickeln, sie werden sic 
auch zeigen in der Frage des Imperialismus,gerade ın der 
Frage des Kampfes um die Absatznärkte. Sie, Herr Kiefer, 
können predigen und wettern gegenüber der herrschenden 
Gesellschaft wie Sie wollen. Die herrschende Gesellschaft 
und ihr System können nicht anders. Und die Arbeiterklas- 
se hat keinen anderen Ausweg. Die Arbeiterklasse ist 
historisch 
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historisch verpflichtet als die Trägerin der Produktion, 
die proletarische Kevolution durchzuführen. Und wir wis- 
sen als Kommunisten, daß dieses geraubte Recht der Sozial- 
rentner auch in der heutigen Gesellschaft, weil diese 
Widersprüche bestehen, nicht gegeben werden kann. lür 
wissen, daß ihre l\inister in der Regierung, die die 
Interessen der Kapitalisten wahrnehmen, nur.handeln kön- 
nen gegen die Arbeiterklasse. Und aus diesem Grunde 
heraus rufen wir der Arbeiterklasse zu, nicht auf schöne 
Reden der bürgerlichen Vertreter und ihrer sozıaldemo- 
kratischen Anhäng sel zu hören, sondern mit uns, der 
Kommunistischen Partei, die Verwirklichung der proletari- 
schen Revolution durchzuführen. Nur dadurch wird der Ar- 
beiterklasse endlich das Recht gegeben, das ihr bisher 
vorenthalten wurde. 


(Bravorufe bei den Kommunisten!) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Zu den Ausführungen des Herrn Abgeordneten lieinhard 
muß ich das "ort schandvorlage  zurückweisen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat llerr Abgeordneter loffnann! 


kbe.Hoffmann (SP): weine Herren! Die Vorlage, wit der sich ja 
mein Vorredner sehr wenig beschäftigt hat, ist wie dle 
bereits durchgeführte Invaliden-und Angestelltenversiche- 
rung eine Folge der sogenannten heidelberger aurede.»ie 
wissen, daß die lieidelberger äbrede nach langen Auupfe 
aufgrund der Forderungen ne Gewerkschaften zustande 
ekommen ist. Es hat sehr lange gedauert,bis sıe Zzustan- 
e gekommen war, aber noch länger dauerte es, bis die 
notwendigen Ausführungsgesetze an der Saar durchgelührt 
waren. Die jetzige Vorlage, oder der Ausbau der Unfall- 
versicherung, sollte ne ‘ 4 der lieidelberger Abrede 
tunlichst bald geschehen. Unter „tunlichst bald" versteht 
man natürlich, daß das so schnell wie möglich geschehen 
soll. Aber leider sind fast 1 //R£ Jahre ins land ge- 
gängen seit Inkraftsetzung der lleidelberger Abrede, und 
wir können uns erst heute wit dem Entwurf der fegierungs- 
kommission beschäftigen, der uns auch erst bnde Februar 
zugegangen ist. Wir haben in der Komwission des Landes- 
rates beschlossen, innerhalb 14 Tagen den Entwurf durch- 
zupeitschen, damit die Regierungskonmission das Gesetz 
noch vor dem l.April erlassen kann. Also innerhalb 14 
Tagen ist der Landesrat nit seinem Gutachten fertig. ge- 
worden mit einem Entwurf, für dessen Ausarbeitung die 
Regierungskommission 1 1/2 Jahre benötigte. 
fir betonen, daß nun aufgrund der schnellen 
Beratung, die der Landesrat getätigt hat, es auch Pflicht 
der Kerierungskommission ist, in aller Eile das Gesetz 
zu erlassen. Nicht, daß es wieder geht, wie bei der 
Invalidenversicherung. Damals haben wir auch in aller 
Eile das Gutachten verabschiedet in der Erwartung, dal 
die Regierungskommission noch vor ihren großen Ferien 
das Gesetz verabschieden würde. Das ist jedoch leider 
damals nicht geschehen. also wir fordern, dab die hegie- 
rungskommission das Gesetz so bald wie möglich erläßt. 
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ir haben in der Kommissionsberatung die Hechts- 

angleichung un das keichsgesetz verlangt. Jas 1st vor 
allem wichtig, daß der Weg nach und von der Arbeits- 
stätte in die Versicherung übernouuen wird. Der Herr 
Berichterstatter hat in seinem Bericht gesagt, - das 
habe ich heute morgen erst festgestellt-, daß diese 
bestimmune in dem ersten Entwurf enthalten gewesen ware. 
Das trifft nicht zu. Sie war auch in dem ersten Entwurf 
nicht drin enthalten. Die Da Sozialversicherung 
ist von dieser Bestimmung nicht sehr erbaut. Jas ıst 
auch aus der Begründung zu entnehmen, denn in der »e- 
eründung hat man sich sehr abfällig über dıese Bestim- 
mung geäußert. lan hat sogar betont, daß die Arbeitneh- 
mer auch im keiche starke Kämpfe wegen dieser Bestimmung 
gehabt hätten. Also wir glauben, dab die Übernahme die- 
ser Bestimmung als vollkommen berechtigt ilt und auch 
dringend notwendig ist. Es passieren nich sehr viele 
Unfälle von und zur Arbeitsstätte, aber wenn ein Unta 
BEST, gerät der Verletzte in eine grcbe Notlage, 

er unbedingt Rechnung getragen werden muß. Ich kenne 
einen Fall, den ich Ihnen nicht vorenthalten kenn: Der 
Mann ging morgens zur Grube, wurde von einem schwarz- 
fahrer angefahren und ist durch den Unfall heute Ganzın- 
valide. Er strengte die Klage an; die Klage gIng he 
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aus wie das Hornberger Schießen, weil sich der Besitzer 
herausredete. Der \ann hat aber den Unfall erlitten. %s 
wäre unbedingt notwendig, daß die Versicherung in scl- 
chen Fällen cingreift, denn der Äiann wäre ja nicht ver- 
ungelückt, wenn er sich nicht auf dem wege zur Arbruits- 
stätte befunden hätte, 

Dasselbe trifft zu bei der Verwahrung, Inständ- 
setzung und deförderung von erkzeugen und sonstigen 
arbeitsgerät. Die diesbezügliche Bestimmung war wchl 
im ersten untwurf enthalten, ist aber durch die regie- 
rungskommission gestrichen worden. Auch da werden keine 
wesentlichen «ehrleistungen in &rscheinung treten,weil 
auch da sehr wenig Unfälle entstehen. Wir fordern scuit, 
daß diese Bestimmungen ebenfalls übernommen werden. 

Wir fordern femer, daß die Ainderzulagen einge- 
führt werden, wie das auch der &ntwurf der abteilung | 
D»ozialversicherung vorsah, und zwar in der liöhe, wie sie 
das keichsgesetz vorsieht. Die Unfallrenten sollen sich 
um lUÜ % erhöhen, wenn die Erwerbsbeschränkung 50 % und 
mehr beträgt. Das ist dringend notwendig, damit auch 
den kinderreichen Familien einigermaßen hechnung getra- 
gen wird. Durch diese negelung wird wahrscheinlich ja 
auch in der Invalidenversicherung der Kinderzuschlag ge- 
spart werden können, wenn neben der Unfullrente die 
Invalidenrente gewährt wird. | 

| Ferner verlangen wir die Übernahme der tieichsbe- 
stimmungen über die .itwenrenten, nach denen dıc Wltwe 
das Doppelte erhält von dem, was ihr jetzt zusteht ‚wen“ 
sie 5U % und mehr erwerbsbeschränkt ist. Auch das 1st 
eine Bestimmung, die sicher keine ercßen wehrausgaben, 
verursacht und die vollauf berechtigt ist. Diese Bestin- 
mung war auch in dem ersten !ntwurf enthalten. Typisch 
ist, daß die stegierungskoumission diesen Faragraphen ge- 
strichen hat. älso für die Witwe gibt es nur 1/5 Ben. 
Jahresarbeitsrerdienstes. Aber wenn die \itwe ihren he«- 
mann zu unterhalten hat und sie verunglückt dann tödlich, 
dann ist ja nach der Struktur des Gesetzes die \ltwer- 
rente zu gewähren. Bei der \iitwerrente hat znan dann die 
&/5 des Jahresarbeitsverdienstes bestehen lassen. Diesen 
Paragraphen wird man keine große Bedeutung beilegen,weil 
wohl kaum ein jiitwer an der Saar diese Nente bezieht. 
Also wir verlangen auch da die gleiche Binhreitlichkeit 
und Durchführung der heichsbestimnungen. | 
Dann verlangen wir auch die Übernahne des Fara- 
sraphen ‚welcher die Wütwenbeihilfe vorsicht. wenn der 
nfallverletzte wohl 50 % und uwehr Kenten hatte,aber 
nicht an den Folgen des Unfalles, sondern an vulnem un- 
deren Leiden stirbt, dann ist nach der »truktur des 
Gesetzes die Hinterbliebenenfürsorge nicht zu gewähren, 
weil der Toa nicht div Folge des Unfaullcs 18t. Im ACIchs- 
resetz hat man da die Sestimmung getroffen, dab in den 
Fällen die litwen als einmalige »eihilfe 2/5 des Jahres- 
urbeitsverdienstes erhalten. Diese Bestimmung war in den 
ersten Entwurf der Abteilung Sozialversicherung auch 
nicht enthalten. Sie ist in diesem Jntwurf auch nicht 
vorgesehen gewesen. 
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Wir fordern dann Erhöhung des Pflegegeldes und zwar 

auf die im KHeichsgesetz enthaltenen hurkbeträge unge- 
rechnet mit 6. Auch das sah der Intwurf nicht vor. Die 
Sätze, wie sie in dem jetzigen Entwurf enthalten sind, 
waren bereits schon in dem ersten Entwurf der Äbteilune 
Vozialversicherung enthalten. Auch hier ist unsere For- 
derung berechtigt, damit die Leistungen des Saargebie- 
tes auch in dieser Hinsicht nicht hinter denen des 
Reiches zurückbleiben. 


.,. ,„Jann wird beantragt, daß die Drittelungserenze 
beseitigt wird. Ich habe aus den Ausführungen des lerrn 
Kiefer entnommen, daß die Dritteluneserenze auch für 
die Angestelltengrenze maßgebend sei. Das trifft nicht 
zu, Sondern der jetzige Entwurf der hegierung,den auch 
schon die Fassung des Entwurfes der abteilung Sozial- 
versicherung vorsah, sicht vor, daß bei den angestiöll- 
ten der Verdienst bis zu 33000 Franken panz zur Berech- 
nung des Jahresarbeitsverdienstes zugrunde gelegt wird, 
und bei den Arbeitern soll bis zu 120V0 Franken ganz 
zugrunde gelegt, der darüber hinauseehönde Betrag aber 
nur mıt einem Drittel angenommen werden. Nehmen Sie an, 
wenn ein Arbeiter da ist, der 15000 Franken Jahres- 
arbeitsverdienst hat, dann bekount er 1200) Franken ganz, 
den darüber hinausgehenden Betrag aber nur mit einen 
Drittel angerechnet. „as widerspricht unserer welnung 
nach der Struktur der Unfallversicherung. iian muß die 
Versicherten gleichmäßig behandeln. Es kann kein zweier- 
jeı Kkecht geschaffen werden. Und ich glaube darauf hin- 
weisen zu sollen, daß schon allein aus dem Grunde die 
Urıttelungsgrenze beseitigt werden muß. Die Veseitigung 
15t aber auch nach 3 4 der lieidelberger Aäbrede geboten. 
denn es heißt darin ausdrücklich, dal die Kenten nach 
dem tatsächlichen Jahresarbeitsverdienst zu errechnen 
sınd. Unter dem tatsächlichen Jahresurbeitsverdienst 
versteht man natürlich diesen Verdienst .ohne Kürzung 
und nicht mit Kürzung, wie das durch die Drittelungs- 
grenze vorgesehen ist. ren 2 

Ä Also wir fordern, daß die hegierungskonuis- 
S1on, wenn sie Abmachungen eingeht, wie das ja in der 
lleidelberger Abrede geschehen ist, auch diese Abmachungen 
loyal ‚ durchführt und nicht durch iintertüren sich 
ırgenawie von diesen äbmachungen zu drücken versucht, 
so wie das hier in diesem Entwurf geschehen ist. 


Ferner befriedigen uns die Sätze in der Un- 
rechnungstabelle nicht, die zur Umrechnung der vor 1914 
gewährten !ienten angewandt werden sollen. Die Sätze sol- 
len so festgelegt werden, dunit die im heichsgesetz ent- 
haltenen Sätze mal sechs zur anwendwng kommen. Diese 
Deschlüsse sind ja von der Kommissiom beschlossen werden. 
ıır Können aber nicht verstehen, wie die liegierungskon- 
mıSsıon sogar hier noch einen nledrigsren »atz festlegt, 
wo doch diese erhöhten Kosten auf die geutschen Berufs- 
genossenschalten fallen, ja ganz auf die Jerufsgenossen- 
schaften fallen und es der hegierungskommission keinen 
lentimes kostet, oder die Saarberufsgenossenschaft kei- 
nen Centimes kostet. wan muß fast den zimdruck haben, 
dab die nesierungskomission angst habe, daß für diese 
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Leute die Xente vielleicht etwas höher sein könnte ‚wie 
für diejenigen, die nach »chaffung der Saarberufsgenos- 
a ahatten verunglückt sinä, aber das wird nach unserem 
Jafürhalten auch nicht zutreffen, weil schon an der vaar 
auch in der Vorkriegszeit die Löhne fast die niedrigsten 
Löhne. in Deutschland- gewesen sind und man im Keiche die 
höheren Löhne mit dieser Verhältniszahl uugestellt hat. 
Bei der Berechnung der iiente muß man das un der »aar 
sicher tun, um mindestens einen Ausgleich zu schaffen. 
leiter verlangen wir, daß die Abfindung bei 15 % nicht 
zwangswelse re Auch da geht die Abteilung Sozial- 
versicherung der hegierungskomwission in ihrem Entwurf 
weit über die deutschen Bestimmungen. lan will also 
zwangsweise jeden abfinden, der l5 % KHente hat, um die 
vielen kleinen Kentenempfänger abzuschaffen. Dagegen 

muß entschieden Frotest eingelegt werden. Wir glauben 
darauf hinweisen zu sollen, daß keinesfalls ein höherer 
Datz wie im Meiche auch an der Saar angewandt werden 
darf. 

Ferner verlangen wir, daß das Einspruchs- 
verfahren beseitigt wird, damit das berufungsverfahren 
solort in Angriff genommen werden kann. Das Einspruchs- 
verfahren hemmt den ganzen Lauf der Verfahrensvorschrift. 
“ir haben Fälle erlebt, we Klagen gegen die Berufsge- 
nossenschaft jahrelang dauerten erh sehr schnelle Klagen 
die dauern immer 4 - 5 ilionate bis sie erledigt sind, 
weil durch das Einspruchsverfahren die Angelegenheit in 
die Länge gezogen wird. Deshalb hat man schon im Keich 
das Einspruchsverfahren beseitigt. An der »aar scll 
dasselbe noch weiter beibehalten werden. Also auch da 
verlangen wir Angleichung an die heichsbestimmungen, das 
schon im Interesse der kinheitlichkeit geschehen muß. 

enn wenn jemand außerhalb des Saurgebjetes wohnt, dann 
hat er wohl dasselbe Kechtsverfahren. Jaänn verlangen 
wir weiter, daß die Kegierung die am ZU. Dezenber I[I28 
vom keichstag beschlossene Ergänzung der Unfallversiche- 
rung übernimmt, sie ist in dem Entwurf der Kommission 
eingearbeitet. Air glauben darauf hinweisen zu scllen, 
dab diese Ergänzung unbedingt notwendig ist. Sie ist 
ausgedehnt auf Feuerwehrbetriebe, auf Lazaärehtbetriebe, 
Laboratorien ,Röntgeninstitute. Sie ist aber auch ausge- 
dehnt darauf, daß, wenn jemand ohne rechtlich dazu rver- 
pilichtet zu sein einen anderen aus einer Not rettet, 
wo er sich als Lebensretter betätigt, daß ihm dann 
auch die Unfallversicherung zusteht. Es ist unbedingt 
notwendig, daß wir diese Bestimmung übernehmen, denn 
das hohe lied vom braven Wann, das soll man nicht nur 
singen, man soll ihm auch die Vergünstigungen der Gesetz- 
gebung geben. ilenn er dabei zu Grunde geht, dann solien 
die Hinterbliebenen wenigstens auch die Hinterbliebenen- 
Türsorge erhalten. Se 2 | 
Dann haben wir gefordert, daß keine Verschlech- 
EmE Sepeniher dem jetzigen Zustand eintreten darf, 
denn wir halten es für untraebar, daß einem Rentner ein 
Abzug zudiktiert wird gegenüber den jetzigen Renten. Es 
wird dies nicht oft vorkommen, große Mehrkosten werden 
sicher nicht entstehen, sodaß wir da verlangen, wenn 
eine Verschlechterung eintreten sollte, daß dann die, 
jetzigen Dezüge weiter gewährt werden. Dann sollen die 
neuen Leistungen ab 1.Növember 1927 laufen, das sieht 
die Heidelberger Abrede auch vor und zu begrüßen ist es, 
daß die deutschen Berufsgenossenschaften sich DazEIE. ; 
| erklär 


en 
PER gem „ EN Re ee nn a EN 
- De ws p D Dr RT, Terz” 4 = {ar ur ‘ u Fl 1. Be * 
zit ae en ar- Fr I Ale wis y WE Ri Dana | Zn HEN a N len InT* - % 
mn a 5 R > ) a, n N \ x ae NE; h a 
i = A Na r ‚uk 8 ar a fr = Ei 1 en Te er E Dr ‘ \ en ee Ders Wi ne leiter. a 7 
4 EL sa x s ie IRA Pirsch 2 u a L 3 S 


S4y240g ayasıy9d »ıboua,T Uay2n41G4005S H 7 





g W ProX 





7V 


Tu ul . ua SR ET. “ (EN 1 3 2 Keen LAN ir » De et WS 10 IE ATER, A 
£ f ar % Si 87 j j £ DE TOR? SEHEN ll 3 u Kal 1 RER. L nen FERN. 229 Par Ta 7, Ta Ver 





137 
Loi 


erklärt haben, ihre Leistunsen ebenfalls von diesen Ter- 
min ab zu zahlen. Sie machen jedoch zur Bedingung, daß 
auch die Saar-Berufsgenossenschaften von diesem Tage an 
die erhöhten Leistungen zahlen müssen. also,wenn die 
hegierung den Termin nicht zurückdatiert ab 1l.November 
1927, dann zahlen auch die deutschen Beruisgenossen- 
schalten die erhöhten Leistungen nicht, sodaß wir unbe- 
dingt die Gewißheit haben müssen, daß die Neur»gelung, 
soweit die Leistungsbestimmung in Frage kommt, rückwir- 
kend ab l.November 1927 läuft. ir fordern, daß das 
durchgeführt wird. 
Dann erheben wir schärfsten Protest dagegen, daß 

man der »aarknappschaftsberufsgenossenschaft in 3 1l5l4 
eine Ausnahmestellung eingeräumt hat. ilerr Kiefer hat 
ja schon bereits darauf hingewiesen. Ich glaube betonen 
zu müssen, daß diese Ausnahmestellung keinesfalls berech- 
tigt und begründet ist, wo 3) % der Ärankfeiernden wegen 
Unfall krank feiern müssen. Der Unfallverletzte ist 
nicht krank im Sinne der Krankenversicherung, sondern 
er ist unfallverletzt im Sinne der Unfallversicherung. 
Nach dem 3 1514, wie ihn der Entwurf vorsieht, soll ge 
Krankenkasse die Kosten weiter tragen. bs kann nicht _ 
angehen, daß diese Ausnahmebestimmung beibehalten wird 
und infolgedessen haben wir sis gestrichen. ‚iir welsen 
nochmals darauf hin, daß die Saarknappschaftsberuis- 
genossenschaft gegen verschiedene Frägen Bedenken ge- 
äußert hat und die Regierungskommission diese bedenken 
vollkommen berücksichtigt hat. 

Wir betonen ferner, daß nach dem Versailler 
Vertrag die Durchführung der Reichsgesetzgebung begründet 
ist und aufgrund dessen die Saarregierung‘ diese gesetz- 
liche Regelung treffen muß. Leider hat die gewervliche 
Berufsgenossenschaft gegen die Übernahme der Aranken- 
behandlung auch Bedenken geäußert und daß mindestens 
ein Vertreter der Versicherten im Ausschuß sein soll 
Auch dagegen müssen wir Verwahrung einlegen, dab nıan So 
vorgeht, wo gerade die Versicherten ein großes interesse 
daran haben, auch Einblick in die Versicherung zu erhal- 
ten. Wir verlangen die gleichwertige „itbestimmung wie 
im Reiche - leider ist sie im Keicäe noch nicht besser 
durchgeführt - und daß wenigstens der eine Wann zuge- 
lassen wird. 

Ferner fordern wir, daß zur Gewährung der neuen 
Renten für Unfälle, die nach 1914 passiert sind, die Löh- 
ne zur Berechnung komwen, die im ersten Viertel 1929 ver- 
dient wurden. Die Bestiunung des Entwurfes hätte für 
manchen wesentliche Härten mit sich gebracht. Deshalb 
haben wir den betreffenden Absatz gestrichen. az 

Dann legen wir Verwahrung dagegen ein, dab man 
die Heidelberger Aäbrede bei der Yestsetzung des lermins 
geändert hat. Herr keinhard hat ja schon » ellung dazu 
Zenommen, aber nur auf den Neichsarbeitsminister ge- 
Schimpft. Eins ist klar, die Saarregierung hat ale erste 
Ausführungsverordnung zur lleidelberger Abrede schon au 
20.Mai 1928 herausgehen lassen, wo Tür diejenigen, we_che 
vor Januar 1920 in Bergbau verunglückt waren, die Uber- 
nahme der Nenten ab 1. Öktober 1923 zu geschehen het. Nach- 
dem man am 20.lNai diese Ergänzungsverordaung herausgege- 
ben hatte, hat der Keichsardeltsminısver folgen müssen 
und das hat. er im Oktober 19203 getan. Is mag sein, Cab 
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es eine Vereinbarung der beiden Hegierungen gewesen 
iBt, Dagegen haben wir von den Bergarbeiter-Urganisa- 
tienen stellung genommen. denn ein Abkommen zwischen 
zwei Regierungen zustande kommt, dann nimmt man die 
mittlere ellues, „ir haben Klagen angestrengt unc 
die Urteile herausgebracht und dadurch die hechtslag 

eklärt, Nachdem das Urteil herausgeholt war, hat erst 
die Berufsgenossenschaft eine Anderung angestrebt, 
sonst wäre der lemin vom 1.\ovenber 1927 datıert ge- 
wesen. weine persönliche weinung '.st, und das 1st auch 
die Weinung,die von unseren Leuten vertrsten wırd,dai 
dıe Ausführungsverordnung keinesfalls den inhalt der 
Abrede ändern kann. Üb das Gericht nun dieser weinung 
entspricht ist fraglich, und ich wünsche, dab unsere 
meinung durchschlägt, daß der 1l.November 1927 bleibt. 
wan soll doch etwas objektiv sein, und wenn man schimpft, 
soll man beide nehuen, die daran beteiligt sind,llerr 
heinhard. ilerr keinhard hat nur auf die leruse Stel- 
len geschinpft. 

Dann verlangen wir die notwendige Aausführungs- 
verordnung zu 393 547 und 55%g. Das sind die „ausführungs- 
bestimuaungen, die ia “Weiche auch ergangen sind über 
Beruflsfürsorge und Berufskrankheiten. fir stehen auf 
dem Standpunkt, daß die Saarregierung die bestimuungen 
über die Dberufskrankheiten längst hätte übernehmen nüs- 
sen schon deshalb, weil die internationsle arbeitsorgeni- 
sation Anfang 1925 ein solches Übereinkommen annahu.,wel- 
ches diese Bestimmung vorsah. Die kegierungskomuissıon 
hat anläßlich der Beratung der Vorlage betr. Errichtung 
einer Arbeitskammer dareufl hingewiesen,daß sie sich den 
Grundsätzen der internationalen Arbeitsorganisation an- 
zuschließen gedenke. Ausdrücklich wird in Versailler Ver- 
trag bestimnt, daß die hegierungskonmission die Gruxnd- 
sätze des Völkerbundes in Änwenaung bringen soll. Leider 
ı1st aber noch nichts geschehen. 

| \ir erwarten,daß die »aarbestiumungen den 
Keichsbestimmungen angepaßt werden und, daß das Augen- 
zittern der Bergleute und die sogenamnte »chleimbeutel- 
entzündung als Berufskrankheiten angesehen werden. dir 
glauben darauf hinweisen zu sollen, daß die Durchführung 
der erhobenen Forderungen berechtigt und nach den Bestiu- 
mungen des Versailler Vertrages auch vollkommen begrün- 
det ist. llerr heinhard hat den 3 24 angezogen. Dieser 
>. 24 lautet: 


"Unter Vorbehalt der bestimmungen des 3 4 werden 


die Rechte der Bewohner des »aarbeckens, was Versiche- 


rung und Pensionen anbetrifft, durch keine Bestin- 
mung dieses Vertrages berührt,wögen diese liechte 
zur seit der Inkraftsetzung des vorliegenden Vertra- 
ges erworben oder im Entstehen begriifen sein,uögen 
sie sich auf irgendein deuisches Versicherungssysteu 
oder auf Pensionen irgenawelcher Art beziehen. 
Deutschland und die hegierung des Saarbeckens 
werden alle oben angeführten hechte aufrecht erhal- 
ven’ und schützen." 


ver 34 
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Der $4 , auf welchen 3 24 Bezug nimmt, .auts 


"Der französische Staat emirbt den besitz ee 
frei von jeder Schuld und last. Is werden „Jedosh 
in keiner heise die “echte auf Alters=und ..uva- 
lidenrenten berührt, die das Personal der Gruben 
und ihrer Nebenanlagen zur Zeit des Inkraftüre- 
tens dieses Vertrages eworben hat oder zu er- 
werben in 3egriff war. Dagegen hat Deutschland 
dem französischen Staut den genauen Betrag cer 
von diesen Personal erworbenen HKenten zu über- 
geben. 


Ich kann Herrmm heinhard verraten, daß der nappschalts- 
verein,als die saarstellen beschlossen hatten von Rück- 
versicherungsverband Charlottenburg zurückzutreten, «4 
‚Sllionen wark Vermögen hatte. Wir erhalten jetzt über 
20 willionen Wark arlian. Ich möchte llerrn keinhard 
sagen, wenn man wit dem Versailler Vertrag operiert,dann 
muß man nicht nur einige Paragraphen herausnehnen,soadern 
man muß ihn sich ganz ansehen. La besugt 3 99 folgendes: 


Die Kegierungskommission ist zur Entscheidung 
aller Fragen ermächtigt, zu denen dıe aus.legung 
der vorstehenden Bestimmungen Anlaß geben xOnnte, 
Frankreich und Deutschland erkennen an, 
daß jede Streitigkeit, die aul verschiedener _ 
Auslegung der genannten Bestimmungen beruht ‚eben- 
falls der kegierungskommission ZU unterbreiten 
ist. Deren nit Stimnenuehrhcit getroffene Ent- 
scheidung ist für beide Länder bindend. " 


Das muß man berücksichtigen. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Das hebt den $ 24 nicht auf!) 
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Richtig, das hebt den 3 24 nicht auf,aber die Kegierungs- 
kommission hat das Kecht ihn auszulegen. „alles,was in aer 
Vergangenheit beschlossen worden ist, nat die Kegierungs- 
kommission beschlossen. aber auch noch eins muß ich dem 

Herrn Keinhard - der sich ja nit dem Nationalsozialisten 
Fried verbunden zu haben scheint - sagen, daß, wenn beutsch- | 
land die math.ieserven sezahlt gehabt Aätts, damit keine 
Erhöhung der Leistungen möglich gewesen wäre, weil ja üle- 
se Keserven 1985 wieder hätten da sein nüssen. Ja für die 
höhere anzahl uitglieder hä tten s3e sogar da sein müssen. 
das hat selbst der Abg.Ferre in der franz. Kammer erklärs. 
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Die Kommunisten haben sich natürlich um diese, 
Frage noch nicht gekümmert, und sie haben sich nach meiner 
Meinung auch um den Entwurf nicht gekümmert. 
(Zuruf der Sozialdemokraten: »vehr richtig!) 


Was fragen die danach, wie der 4ntwuri aussieht, wenn sie 
nur große heden halten können. 


(Zuruf des Abe.lieiß: Wir werden es linen nachher 
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Nachdem man auch auf die deutsche Struktur wieder nächtig | 
‚eschimpft hat, möchte ich dosl. auch einmal den Herren 

ie Intwicklung im Reich schildern, wie sie in der .„Jach- 
kriegszeit in sozislpolitischer Hinsicht entstanden ist. 
Im heiche wurden gezahlt für die gesante Kranken-, Inva- 
liden-,Angestellten-, Unfall-und Knappschaftsrersicherung 
im Jahre 1913 von den Versicherungs rägern 1 312,7 WiL- 
lionen Mark, jedoch 1927: 3 381,5 willionen wWark. Von 
Stast wurden gezahlt 1913 als Zuschuß zu diesen Leistungen 
58,5 Millionen lark und ‚set: 275,6 Wällionen Mark. 
Inssesant gab man also 1913 aus 1 371,2 \illionen lark 
und 1927: 3 657,1 üllionen \ark. Für die Arbeitslosen- 
versicherung gab man 1913 aus in allen Kommunen, in al- 
len Ländern und im Heich, 2,7 „üllionen Wark und im 

Jahre 1928,wenn ich die Ausgaben des ersten Halbjahres 
1928 verdoppele, 1 127,2 Lüllionen VWark. Auch im gesan- 
ten Yohlfahrtswesen habe ich einmal die Zahlen zusammen- 

etragen. Ich konnte sie aus statistischen Zahlen des 
Reichsamtes nur finden bis 1925. Dabei habe ich festge- 
stellt, daß insgesamt 1925:_2_866,0 iällionen lark mehr 
verausgabt worden sind wie 1913. Wenn man noch berück- 
sichtigt, daß im Jahre 1925 für Kriegslasten 3 032,4 
‘ällionen kark mehr ausgegeben werden mußten wie 1913 

und dieser Betrag sich wahrscheinlich in Jahre 1929 

um 1,5 „ülliarden Wark erhöht, also auf 4 532,5 Millionen 
Mark steigt, also mehr ausgegeben wird wie 1918, dann, 
kann man erst berücksichtigen, welche Anstrengungen dle 
deutsche Kepublik in der Nachkriegszeit machte, 


(Zuruf des Abg.Weiß: Die Arbeiter müssen ja die 
Beiträge zahlen!) 


meine llerren, trotzdem sie von den Ententemächten SO 
bedrückt worden ist, machte, obwohl sie auch im 
Innern schwere Kämpfe durchnachen mußte. Sehen vie sich 
aber nal an, was Kußland auf dem Gebiete tut,welches Ja 
seine ganzen Schulden annulliert hat. 
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(Zuruf des Abg.Weiß: Geht doch einmal hin!) 


Sehen Sie sich einmal das Reichsarbeitsblatt an, welches 
dan erschienen ist, in dem ein offizieller Kkegierudgs- 
eamter die deutsche Kriegsschädenversorgung der russ17 
schen gegenüberstellt und festgestellt 15t daß Rußlanc 
kaum 9 „üllionen kubel jährlich auszahlt. Wenn Sie die 

Zahlen miteinander vergleichen, werden Sie sehen, wie 
die Entwicklung im deutschen Reiche gegangen ist. Hät- 
ten wir 1913 diese Republik erhalten, und würden Sie, 
meine Herren von der kommunistischen Partei, etwas mehr 
realpolitischer mitarbeiten, dann wäre noch viel mehr 
herausgeholt worden. 


c N POS 





(Zuruf des Abg.Keinhard: Ihr habt doch nur slles 
aus den deutschen Arbeitern hzrausgeholt. 


Die 4,5 Milliarden lark Kriegslasten hätte man dann nutz- 
bringend für die Sozialversicherung verwenden können, 
wenn wir den unglücklichen Krieg n.chv genab‘ hätten. 
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Wir vertreten die Weinung, daß auch im heich nicht alles 
in Butter ist, daß aber immerhin gegen früher wesentliche 
Fortschritte erzielt worden sind. 


(Bravorufe der Sozialdemokraten! ) 


orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Diehl! 


\bg.Diehl (DSV): Weine Herren! Auch wir bedauern, daß die in der 
Heidelberger Abrede in Aussicht genommene Sozialversiche- 
rung so lange auf sich warten ließ. Weine beiden Herren 
Vorredner vom Zentrum sowohl als von der Sozialdemokratie 
haben die Einzelheiten beleuchtet, und es obliegt mir nur 
noch die Aufgabe, unsere Forderungen, die wir wit der 
Gesautheit des Landesrates, mit Ausnahme der Kommunisten 
haben, bekanntzugeben. Aber wir wünschen, daß der lieg 
nach und von der Arbeitsstelle mit einbezogen wird ın 
die Unfallversicherung. Auch die Unfälle, ag sich bei 
der atakimtauns iurbenshrung und Beförderung der \erk- 

ern ergeben, müssen mit in die Versicherung einbezogen 

werden. Die Benährune der Kinderzulage für Schwerbeschädig- 
te muß unter allen Umständen erfolgen. Auch verlangen wir 
die a der Yitwenrente bei der Erwerbslosigkeit 

von über 50 

| Wir verlangen weiter, dab das Pflegegeld einge- 
führt wird, und zwar in einer Höhe, genau wie das Gut- 
achten es vorsieht. \ias wir ganz besonders fordern, das 
ist die Beseitigung der Drittelungsgrenze. %s ist ein Un- 
recht, wenn man die Drittelungsgrenze der schon an sich 
niedrıgen Löhne noch in Anwendung bringt bei denjenigen, 
die als Unfallgeschädigte gelten. Es entspricht der Ge- 
rechtigkeit, daß den Arbeitern die gleichen HKechte ein- 
eg werden wie den Angestellten. Auch verlangen wir, 
aß eine frhöhung der Unrechnungsfaktoren bei den alten 

Unfallrentnern Etuttfindet, wie das Gutachten der kommis- 

sion =s vorsieht. Dies würde der Gerechtigkeit ent- 

spre :hen, denn gerade die alten Unfallrentner sind dieje- 

Bape 2. die heute noch am schlechtesten gestellt sind von 
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en Unfallrentnern. \enn wir heute such dem zustiumen, 
daß die Berufsgenossenschaft bei Krankenfürsorge nit 
Kochen in Ans»ruch genommen werden soll, So stehen wir 
doch auf dem Standpunkt, daß auch hier unter allen Um- 
ständen es möglich gemacht werden soll, daß die Übernahme 
der Verpflichtung der Krankenpflege von der Berufsgenos- 
ee selbst getragen ir, as wir aber genau nit 


den 
anderen Parteien verurteilen, das ist die Don SESEE I HDE 
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der Saarberufsgenossenschaft in clesem neuen Unfallgese 
Wir verlangen, daß auch dort keine andere Stellungnahue | 
in die Erscheinung treten soll, als bei den übrigen Berufs- | 
genossenschaften. 

Weiter verlangen wir, daß die Berufskrankhsiten, } 
wie sie bezeichnet worden sind und wie sie in den Ausfün- | 
rungsbestimmungen genannt werden, für die Zukunft in cie 
Infallversicherung aufgenommen werden sollen. ir ver- 
langen von der Regierungskomm1ss1on, daß sie mit aller 
Beschleunigung, genau_so, wie es die Aommıssilonen getan 
haben und wie es der Landesrat heute getan hat, auch «as 
Gesetz zur Geltung bringen möchte. 
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Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Vort hat Herr Abgeordneter Acicharä! 


Abg.Reichard (DNVP): „eine Herren! Durch Krankheit habe .eh in 


den letzten \ochen an den ne n,die die- 
se Naterie behande lt haben, leid.r Nicht te iin ahm en können. 
Fe habe nich eh bsschränken müssen,mich an Hand sr 


«54005 u 3 - 


schriftlichen \iederlegunser zu infornieren, 


Ich stelle mich äber auch auf gen DR ndpunkt, 
der eben von dem lerrn Vorredner skizzi orden ist, 
daß also die Berufskrankheiten der Ber aleuke mit in dıe 
Unfallversicherung einbezogen werden sollen. Es sind 
dies insbesondere das Augenzittern und die sogenannte 
a | 

sweltens der hier von und zur Arbeitsstätte 
in die Unfallversic None aufsenomnen wird. 

Drittens, daß bei »chwerbes chädigten die Kin- 
derzulage Bsee nen werden soll, und bei Erwerbslosigkeit 
von mehr als 50 % die Witwenrente verdoppelt wird. Die 
urgtans, der Dezüge der Alt-Unfallrentner ist eine not- 
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Die Sonderstellung, die der Saarknappschaf! 
Vensiäeiesenenschef! dureh ‚gen 3 1514 er wir 


uS- 

Q., 
kası ist angegichta der Lage der Unfallrent- 

ner eine sofortige Inkr«ftset zung der “Vorlage erwünscht. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chr.SP): ileine llerren! auch meine Partei steht auf 
dem Standpunkt, daß die Unfälle auf dem Wege von und zur 
Arbeitsstätte in die Unfallversicherung nr wei- 
den müssen. Ich kann darauf hinweisen,daß schon während 
des Krieges die Spruchkummer Saarbrücken vom Überver- 
Sicherungsamt Bonn sich auf den Standpunkt gestellt hat, 
daß der lieg von und zur Arbeitsstätte in die uniallver- 
Sicherung einbezogen werden muß ‚währendden die Berulsge- 
hössenschaft einen Unfall abgelehnt hat, wo ein «ann 
aus Wehrden bei Völklingen durch nehrere Bombensplitter 
getötet wurde.äre der Wann zu tause geblieben,dann wäre 
er von den Bombensplittern nicht getroffen worden. 


(Laute Unterhaltung bei den Koununisten) 
- Glocke des Vorsitzenden - 


Ich glaube, Herr Reinhard versteht es nicht, ich muß es 
ihm nochmals sagen. 


( Lachen) 


Ich habe gesagt, daß die Spruchkammer sich Jawals schon 
auf den Standpunkt gestellt hat, daß der «eg von und zur 
Arbeitsstätte als unfallpflichtig anerkannt und entschä- 
digt werden muß. i 


(Zuruf des Abg.Reinhard: ir wollen es aber in 
das Gesetz haben. 


Gerade eben. 


(Zuruf des äbg.Kiefer: Laßt doch den wann sprechen) 
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Nicht allein wir verlagen das, sondern damals waren auch 
I ie 
ale Arbeitgebervertreter dafür. 


| Dann ist es selbstverständlich, daß Unfälle ‚die 
durch die Instandsetzung von Ärbeitsgerät und durch 
Iransport von Werkzeugen entstehen, in die Veroränung 
einbezogen werden. 


. Neiter sind die Unfallberufsgenossenschaften zu 
verpflichten, daß diese die Unfallverletzten zu entschä- 
digen haben und nicht die Krankenkassen. 


N , Bezüglich der Drittelungsgrenze ist es selbstver- 
ständlich, daß der ganze Lohn zur anrechnung gelangen 
muß, 


g X PX 


(Dauernde Unruhe ) 
(Glocke des Vorsitzenden) 


Vorsitzender: Ich bitte, dem Kedner etwas mehr Aufuerksankeit zu 
Schenken! 


Abg.Backes fortfahrend: Bezüglich der Drittelungsgrenze 1st es 
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es selbstverständlich, daß der ganze Lohn zur Anrechnung &6- 
langen muß,weil so nur 60 % des verdienten lohnss uls Unfall, 
also als Vollrente entschädigt werden. 


Dann glaube ich, daß bei Verunglückungen von Jugend- 
lichen die Berufsgenossenschuft eine Pauschalsumne zahlen 
könnte. \ienn auch gerade dieses nicht in die otruktur des 
Unfallversicherungsgesetzes paßt,so glaube ich doch, dal es 
Pflicht der Mt asehoacsngehutt wäre, einen jungen Burschen 
von meinetwegen 17 oder 18 Jahren zu entschädigen. „ie nir 
mitgeteilt worden ist, - ich habe an der Kommissionsberatun 
nicht teilnehmen können - wird beim 21l.Lebensjahr der betrei- 
fende Hauerdurchschnittslohn dem betreffenden Unfallverletiz- 
ten zugrunde gelegt. Nun bleibt aber immer die 4eit übrıg, 
während früher der betreffende Unfallverletzte sein ganzes 
Leben lang mit einer niedrigen hente, durch diese tienten- 
berechnung des Verdienstes, weil er so wenig Geld verdient 
hat,herumgehen muß . Es ist zweifellos in dem deutschen Ge- 
setz,das jetzt übernoumen werden soll, eine Verbesserung ein- 
Bere sen, aber dieser Zeitraun von 17 bis 21 oder 2&£_ Jahren 

leibt bestehen, wo diese Umrechnung eintritt. Ich glaube 
also,daß man ein Durchschnittsulter nehmen könnte, Z.D. von 
60 Jahren. Ich nehme einen ilann an, der wit 48 Jahren ver- 
unglückt,der hat dann noch 17 Jahre durch seinen Unfall zu 
leiden,währendden ein 17 jähriger,wenn er verunglückt ‚noch 
43 Jahre durch seinen Unfäll zu leiden hat. Ich neine schwe- 
rere Fälle, z.5. bei Verlust eines Arues oder eines Deines. 
Da könnte die Regierungskonnission oder vielmehr die Deruls- 

enossenschaft dazu übergehen und eine Pauschale zahlen. Der 
aar-Anappschaltsverein hat bei pensionierten erkrankten Ar- 
beitern, die nicht mehr fähig sind, die bergarbeit fortzu- 
setzen, innerhalb der ersten 4 Jahre, nachden sie nuch keinen 
Anspruch auf iiartegeld,geschweige denn auf Invalidenrente 
haben,eine gleich hohe Summe wie das liartegeld bereitgestellt, 
und zwar hat er ihm einen anderen Namen gegeben, einen SUu- 


I 


schuß zur Pension. Nach dem betreffenden »tatut konnte üas 
lartegeld nicht gezahlt werden, Ich glaube ‚hier hat auch 
die Berufsgenossenschaft eine llandhabe. Und wenn man üle 
Struktur des Gesetzes danit nicht verletzen will,dann das 
außer dieser Verordnung gemacht werden. 
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Dann weise ich noch kurz darauf hin, daß Jie He- 
jierungskommission es in der Hand hat,nach den Betrieben, 
auptsächlich im Bergbau, zu schen, wo ja nur die Jagd nach 

Kohlen an manchen Unfällen schuld ist. Das Fräniensysten _ 
für die Beamten gehört mal zunächst gestrichen. weine Partel 
ist der Ansicht, daß der Deante cin Gehalt bekommen soll, 
daß er leben kann, aber das Präniensysten verstößt eigentlich. 
gegen die guten Sitten. ler sich nur irgendwie ein Kleines 
ergehen zuschulden koumen läßt, bekommt üle Fraulen doch 
estrichen. Ich spreche nur von Bergbau. Deshalb wäre das 
rämiensystem zu verbieten, und das Präniensystem fördert 
die Jagd’ nach Kohlen desto mehr. Und solange kein ausrelonen- 
des Gedinge bei den Äkkordarbeitern festgesetzt wird,solange 


wird auch der Erhaltunestrieb des ärbeiters für seine Fanilie 
bestehen bleiben. är muß eben so viel herausschinden und 
schuften, daß er nanchnal zu weit vordrinet una So nuncne 
Vorschrift übersehen kann. Schließlich ist der Unfall,ohne 
daß der wann etwas dafür kann, da. Also da mübte ule NEgle- 
rungskommission eingreifen, und müßte gerade das Pränien- 
system verbieten. 
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Ferner wüßte die Kegierungskommission einual «ert 
darauf legen und der Bergwerksdirektion nitteilen,daß der 
Arbeiter als .„lensch zu betrachten ist. Das gilt auch für 
andere Betriebe. Der „iensch muß wieder in den „ittelpunkt 
der lirtschaft gestellt werden. Dus ist das Allerwichtigste, 
was gemacht werden muß. Ich habe die Unfallwoche begrüßt, 
die neulich eingeführt war. .ianche sehr lehrreiche Dener- 
kungen waren zu verwenden. Das ist alles mut und schön. 
Äber auf den Hauptinhalt darf man nicht verzichten. Die | 
Hauptsache ist, daß in den Betrieben ein anständiger Lohn | 
sezahlt wird, daß die Leute auch in der Lage sind, ihre | 
Vorschriften dementsprechend einzuhalten. | 


goes HT 


N 


Dann ist es selbstverständlich, daß auch von mel- | 
ner Partei verlangt wird, daß die beiden bergmännischen | 
Krankheiten, das Augenzittern und die Schleimbeutelentzün- | 
> doch nur vom Beruf herkommen, in die Unfallver- | 
sicherung mit einbezogen werden. 






£ DEI v7 


| 
} 
In übrigen schließt sich meine Partei voll und | 

ganz dem von der 3.und 7.Komm1ssı1on vorgelegten Gutachten | 
an. | 
| 

| 

| 
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Vorsitzender: Das «ort hat der Herr Abgeordnete Schmoll! 


N 


JouasT u97 


Abg.Schmoll (DWP): eine Herren! Die iirtschaftspartei vertritt 
in Übereinstimnung mit der Haltung unserer Fartei iu 
neich die wWeinung, daß ale deutsche wa »setzgebung 
so wie sie im Keiche besteht, der ‚irtschaft Lasten auf- 
erlegt, die sie auf die Dauer nicht tragen a ohne 
über kurz oder la ang zum Erliegen zu komnen. Solange die 
Staaten, mit denen Deutschland auf dem “eltmarkt Kkonkur- 
rieren muß,nicht ihrer \irtschaft ähnliche lasten auf- 
erlegen, solange wird Deutschland in der Konkurrenzfähig- 
keit mit diesen Staaten im Hintertreffen bleiben. Und 
die Folge davon wird vermehrte Arbeitslosigkeit in 

eutschland sein. Die Bildung von nationalen Vernög en 
wird erschwert werden, und vorhandenes Vermögen muß 
aufgebraucht werden. 


(Zuruf des Abg.\eiß: Daran sind die Arbeitsprofite 
der Unternehmer schuld. ) 


ns etzt hat vor allen Dingen der wittelstand diese 
Er der Sozialversicherung in der liauptsache ZU 
ei en gehabt. «ir sind der Rnsicht ‚daß,wenn 2.D. die 
deu sche negierung so weit geht,daß sie einen Innos 
ten,der ein Einkommen von 8 Lv Wark hat, in die Ver- 
sicherung hineinzwängt, das „ged denfalls zu weit geht ,und 
daß es besser wäre, man würde “diesen Angestellten die 
Versicherungsbeträ Se lassen. Dann könnte sich der Ange- 
stellte, wenn er am Ende seiner Arbeitskraft angelangt 
18%; ein kleines Vernögen allein aus diesen Versiche- 
rungsbeträgen ı gespart haben. Der deutsche „ohlfahrts- 
staat dagegen Sannelt Beträge in übertriebener weise 
an, er beschäftiet damit eine Überzahl von angestellte E, 
die diese Beträge verwalten müssen, und entzieht auf 
diese Weise der deutschen \irtschaft einen Teil ihres 
Betriebskapitals. 
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(Zuruf des Abg.üeiß: Der Herr Köchling hat ja 
auch eben zugestimut. 


Der lierr föchling ist nicht in der iirtschaftspartei. 
Nicht das Gefühl,versichert zu sein, sondern die eigene 
Verantwortung der Persönlichkeit erscheint uns die 
bessere an ljüge des Staates zu sein. Wir verneinen 
keinesfalls die deutschen Versi cherungsgesetze ‚aber 
wir stehen auf dem »tandpunkt,daß der Unfang, den dıe 
Gesetze jetzt angenommen haben, viel zu weit geht. 
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In Konsequenz dieser lialtung könnte meine 
Partei auch das KOENNEN. Gutachten nicht ganz un- 
widersprochen lassen, wenn nicht die besonderen Ver- 
hältnisse im Daargebıet ah zu berück: sychtigen wären. 
ir stehen auf den Standpunkt, daß der Aampf, ob diese 
lasten für die deutsche \ürts schaft en sind oder 
nicht, nicht in dem kleinen Saargebiet ausgefochten 
werden kann, sondern nur im Heiche. Außerden hat es 
keinen Sinn, daß wir für die kurze 4eit, in der wWır 
noch vom Keiche getrennt sind, in dieser Beziehung be- 
sondere Gesetze einführen. Nur aus dem Grunde wider- 


sprechen wir dem Gutachten nicht. ir wollen aber E PusR 
nich 
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nicht diese Gelegenheit, die der viirtschaft neue 

Lasten auferlegt, vorübergehen lassen, un die Hegie- 
runeskommission nochmals nachdrücklich darun zu bit- 
ten, daß sie die Gewerbesteuer endlich abändert. Die 
Höhe der Gewerbesteuer wird in den betroffenen Arcisen 
als ein großes Unrecht empfunden. Es ist notwendig,daß 
diese Steuergesctzgebung geändert wird. ir bitten den 
Vertreter der Map) SrUNgBRUBBA SEI ON, davon Notiz Zu 
nehmen, daß die Negicerungskommission doch ındlich dem 
Landesrat eine Vorlage zur Abänderung der Gewerbesteuer 
zugehen läßt, die dem Gewerbe eine Erleichterung bringt. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Es ist darüber ge- 
Ban a worden, daß die Unfallvorlage dem landesrat zu 
spä Kubagangen ist. Ich darf darauf hinweisen,daß 
diese Vorlage umfangreiche Vorarbeiten erforderte und 
daß zunächst Verhandlungen mit den Trägern der Unfall- 
versicherung im Reiche gepflogen werden mußten und 
dann mit den Berufsgenossenschaften im Daargebict. 
Außerdem mußte die finanzielle Auswirkung der re 
geprüft werden. Alle diese Arbeiten haben eine rech 
erhebliche Zeit in Anspruch genommen. Die Abteilung 
Dozialversicherung hat die Vorlage im Interesse der 
Versicherten so beschleunigt, wie sie es nur konnte. 


Vorsitzender: Das fort hat Herr Regierungsrat Mayer! 


Regierungsrat Nayer: \eine Herren! Gestatten Sie mir in kurzen 
iorten einige Punkte richtig zu stellen, die wahr- 

scheinlich von den Herren Vorrednern nicht richtig 
aufgefaßt worden sind. ! 

| Zunächst wurde behauptet, die Kinführung, der 
Drittelungsgrenze stände im "iderspruch zu der leidel- 
berger Abrede. Das trifft ber nicht zu. Der 3 4 der 
Heidelberger Abrede besagt: 


" Die Regierungskommission des waargebietes 
wird tunlichst bald die Nenten der gewerb- 
lichen und der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaft für das Saargebiet, die noch 
nicht nach dem tatsächlichen oder einen 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst 
im Sinne der R.V.O, festgesetzt sind, auf 
den Petise zu erhöhen, der dieser Grundlage 
entspricht." 


Meine Herren! Sie haben in der Keichsversicherungsord- 
nung zweierlei Jahresarbeitsverdienste: Esxsind dies 
das durchschnittliche Jahresarbeitsverdienst der land- 
wirtschaft und der Industrie. Durch die Verordnungen 
in der Nachkriegszeit bekamen wir dann noch die fik- 
tiven Jahresarbeitsverdienste für die sogenannten Alt- 
unfallrentner. Der $ 4 der Heidelberger Äbrede hat den 
Zweck, diese fiktiven Jahresarbeitsverdienste zu bese1- 


tigen und dafür entweder die tatsächlichen Jahresarbeits- 


verdienste oder die durchschnittlichen Jahresarbeits- 
verdienste in der Landwirtschaft wieder einzuführen. 
Nach Rücksprache unserer Abteilung mit der betrefiTfen- 
den Abteilung in Berlin bestanden dort keine Bedenken 
dagegen,daß hier im Saargebiet die Drittelungsgrenze 
beibehalten wird,wenigstens insofern, als sie nicht 
in Widerspruch steht zu der Heidelberger Abrede.Darüber, 
ob die Drittelunesgrenze an sich berechtigt ist,kann 
man geteilter Ansicht sein. Ich kann nur betonen,daß 
die Vorlage auch in dieser Beziehung nicht im "ider- 
spruch zu der Heidelberger Abrede steht. Dann ist 


vielfach 
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vielfach behauptet worden, eine Bestimmung zugunsten 
der Versicherten aus der Heidelberger Abrede sei durch 
die Ausführungsverordnung der Saarregierung und der 
deutschen Regierung aufgehoben worden. Auch das trifft 
nicht zu,meine Herren! | | 

| Es ist bekannt, daß durch die Frankfurter Ab- 
rede die gewerbliche und landwirtschaftliche berufsge- 
nossenschaft des Saargebietes vom l.Januar 1922 ab die 
Iräger der Unfallversicherung für das Saargebiet Bono 
den sind. Nicht enthalten in der Frankfurter Abrede 

sind die Verhältnisse zwischen der Reichsknappschafts- 
Berufsgenossenschaft und der Saar-Knappschaftsberufs- 
Beearengchaf? Diese beiden Berufsgenössenschaften 
naben unbeeinflußt von dem Frankfurter Abkommen versucht, 
ihre Verhältnisse durch private Abkommen zu regeln,und 
diese Verhältnisse sind durch das sogenannte Bonner Ab- 
kommen geregelt und ergänzt worden. Bereits in den 
Bonner Abkommen war als Stichtag der 1.0ktober 1922 vor- 

esehen und anerkannt. Denn tatsächlich haben lange vor 
em erwähnten Urteil die Serufsgenossenschaften auf 
Grund dieses Bonner Abkommens diesen Stichtag anerkannt. 
Da aber dieses Bonner Abkommen noch nicht sanktioniert 
war, mußte es in den sogenannten Ausführungsbestimmungen 
zu der Heidelberger Abrede nachgeholt werden. Und so 
ist es BUrSmBch, daß der 1.Oktober 1923 als Stichtag 
in die Ausführungsbestimmungen aufgenommen werden konnte. 
Es war ein rein zufälliges zeitliches Zusammentreffen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abe. Hoffmann (SP): leine Herren! Ja,neine Herren, gestatten Sie 
wır,daß ich darüber kurz noch etwas sage. liein Vorredner 
stellt eben fest, daß der 3 4 der leidelberger Äbrede sage, 
daß die Renten, welche noch nicht nach dem tatsächlichen 
ocer einem durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst er- 
rechnet werden, danach zu errechnen sind. Er glaubt nun, 
daß damit die fiktiven Arbeitsverdienste ven früher eine 
Rolle spielen. Aber ich frage einen jeden: Ist das eine 
Berechnung nach dem tatasehlichen ee er 
wenn ich meinetwegen ZU oder 30 DUV Franken Jahreseinkom- 
men häbe und bekomme dann nur 1200) Franken Ban“ angenon- 
men und von den darübergehenden 18000 noch 6UVV, Ich habe 
dann 18V00 Franken Jahresarbeitsverdienst, obwohl ich 
sl 000 Franken verdient habe. Keiner wird doch behaupten 
können,daß das dann noch ein tatsächlicher Jahresarbeits- 
verdienst ist, wenn man ihn um 12 OVU Franken gekürzt hat. 
Und das sieht der RKegierungsentwurf vor. Es ist sehr in- 
teressant, estruuse lien. aß der Kegierungsvertreter er- 
klärt, sie hätten dazu die Genehmigung der Reichsstellen. 
Das haben wir noch nicht gewußt. wir werden da natürlich 
bei den Heichsstellen Beschwerde einlegen. Wir vertreten 
die Weinung, daß, wenn das Abkommen sagt, es ist der 
Jahresarbeitsverdienst ungekürzt zugrunde zu legen, es 
auch dann so gehandhabt wird. 


Dann zu der anderen Frage. Is besteht kein Zwei- 
fel darüber, daß das Frankfurter Abkommen damals in Kraft 
etreten war. Es sah aber die Übernahme der Unfallrenten 
ür die im Bergbau Verunglückten nicht vor. Die »aarknapp- 

schalts-Derufsgenossenschaft hat dann mit der ocktion | 
in Bonn Richtlinien vereinbart, und zwar im Juli 1928. 
Nach diesen Richtlinien hat man, ohne die Gewerkschaften 
und ohne die Unfallrentner zu hören,beschlossen, daß die 
Renten ab 1.10. 1923 für die in Saargebiet ilohnenden von 
der vaarknappschaftsberufsgenossenschaft und für die 
außerhalb des Saargebietes \.ohnenden von der »sektion 1 
bezahlt werden. Auf Grund dessen haben wir auch die Klage 
angestrengt und sie bei der ersten Instanz gewonnen. Die 
Heidelberger Abrede aber sieht vor, daß auch diese Unfall- 
renten. übernommen werden. Es ist aber kein lermin bestimmt. 
Diese Anderung muß also auch am 1.November 1927 in Kraft 
treten. Aber wenn nun das Abkommen diese ERBE hat, 
dann wäre es nicht loyal gehandelt, wenn man den Stichtag 
abänderte auf den Eerher 1923- in .1.Oktober 19283 ist 
kein gesetzliches Abkommen zustande gekommen. Was die | 
Berufsgenossenschaften gemacht haben, waren Privatverein- 
barungen, die keine gesetzliche Basis haben. Äian hat ulso 
den lermin so verschoben, daß diese Kentner ihre Nuchzuh- 
apen wahrscheinlich nicht erhalten. Ich habe ausdrück- 
lich betont, daß wir glauben, daß die Ausführungsverord- 
nung das Abkommen nicht ändern kann. Diese „einung wird 
va en a such bei der Kcvisionsinstunz vertreten 
werden. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Äbgeordneter Reinhard! 


Abg.Reinhard(KP): Meine Herren! Ich habe in Namen der Kommu- 
nıstischen Fraktion zu der Vorlage der Hegierungskomnis- 
sion betr. 
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Unfallversicherung 
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abzugeben: 


"Die Vorlage der Regierungskommission entspricht 
in keiner Weise den Interessen der Unfallbeschädigten. In 
der Vorlage sind nicht einmal die jetzigen reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen betreffend Beseitigung der Drittelungs- 
grenze enthalten. Ferner fehlen eine ganze heihe Bestin- 
mungen, die im Meichsgesetz aufgenommen wurden und die 
immerhin eine Verbesserung gegenüber den jetzigen Zustän- 
den bedeuten. er 

Die Wehrheit des Landesrates hat durch den Konm- 
missionsbericht zum Ausdruck gebracht, daß sie die rest- 
lose Übernahme der reichsgesetzlichen Bestimmungen und 
damit die zleichen Renten wie im Neiche fordert. Die Kon- 
munistische Fraktion ist keinesfalls gegen diese Forde- 
rungen. Sie stellt aber fest, daß diese Forderungen abso- 
lut ungenügend sind. ” | 

k Die Kommunistische Keichstagsfraktion hat bei 
den Beratungen zur Neuregelung der »ozialversicherung 
eine ganze heihe wichtige Anträge gestellt, durch welche 
insbesondere gefordert wurde, die Henten auf die |llöhe 
des verdienten lohnes zu bringen. “ir machen diese For- 
derungen zu den unsrisen. 

Für das vaargeblet fordern wir insbesondere noch, 
daß den Unfallrentenempfängern und darüber hinaus allen 
Opfern der Arbeit endlich ihre vorenthaltenen Kenten nach- 
bezahlt werden was den Deamten recht ist, muß den Üpfern 
der Arbeit billig sein. Der Friedensvertrag garantiert 
ausdrücklich den hentenempfängern dieselben henten ın 
Öhe,wie sie im Reiche gewährt werden.»vowoh 
Lt | | werden Ver- 
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zu schützen, Deide Kegierungen haben aber bisher das 
Gegentei etan. sıe haben einfach die Kentenempfänger 
um ihre erworbenen Rechte betrosen. Im Gegensatz hierzu 
wurde den Deamten dieses Hecht zuerkannt ‚wodurch dıe 
oberen Beamten ungeheure Summen auf Kosten der werktä- 
tıgen »steuerzahler nachgezahlt wurden. A 
“ir fordern deshalb sowohl von der heichs-wie 
von der Saarregierung, für die ÜUpfer der Arbeit die Nach- 
zahlung der gestohlenen Henten. | 

Die fientenempfänger des Saargebietes und darüber 
hinaus die Gesamtarbeiterklasse machen wir darauf aufmerk- 
sam, daß der Betrug an den Hentenempfängern nur möglich war 
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unter der Zustimmung der gesamten bürgerlichen Fartciin 
einschließlich der Sozialduuokratie. Dicselben Farteien 
lehnen es heute auch noch ub, die berechtigten Forde- 
rungen der Upfer der Arbeit unzuerkennen. »ie pfeifen 
sogar auf die eigenen Gesetze und Verordnungen, ja auf die 
ıres eigenen Klussengerichtes, ale den vpiern. 







ten. 


Die Hauptverantwortlichen sind die Soziuldemo- 
kratie und die Zentrumspartei. Beide Parteien haben der 
Jen. een Keichsregierung stets ihre Unterstützung in 

em Vorgehen Basen ie Unfallrentner und darüber hinaus 
gegen die gesamten Kentenempfänger geliehen. So hat noch 
im Vktober 1923 der en eshenieister \issel von der 
Sozialdemokratie uuf dem wege der Verordnung ein rechts- 

ültiges Urteil des zuständigen deutschen venats,das den 
Upiern der Arbeit des »suargeblietes ihre geraubten henten 
BES, einfach mit einem Federstrich außer Kraft ge- 
BorT3t, 

In der Saarregierung ist dis Zintrunspartei in 
erster Linie für den arbeiterfeindlichen Kurs gegen die 
Opfer der Arbeit verantwortlich. Unter dem Frotektorat des 
4entrumsministers Koßmann wurde die jetzige »pottgeburt 
dem Landesrat unterbreitet. Koßmann nn nach wie vor 
das uneingeschränkte Vertrauen des Zentrums und den übri- 
sen Farteien. Sie sind deshalb voll und ganz für die äar- 

eiterfeindliche Verordnung der »aarregierung verantwort- 
lich,daran ändert auch ee ihre jetzige Abgrenzung von 
dem Verordnunesentwurf der Regierung. 


Die Kommunistische landesratsfraktion stellt 

auf Grund der angeführten latsachen fest, daß weder die 
Saar-noch die Keichsregierung und die hinter ihnen stehen- 
den Parteien daran denken,die berechtigten Forderungen der 
U) \ A ü x ER RENEN n Era 2 a5 () : 
pfer der Arbeit anzuerkennen. »ie rult deshalb den ern 
der Arbeit zu, in engster Verbindung nit der Gesamtarbei- 
terklasse unter Führung der Xommunistischen Fartei den 
Kampf gegen das jetzige System bis zu einer endgültigen. 
Vernichtung zu führen, da nur dadurch div Durchsetzung der 
berechtigten Forderungen der Opfer der Arbeit möglich ist. 


Vorsitzender: Das \\ort hat Herr Staatskomnissar Kuchenbecker! 


Qi. 7 2 vr . . j I Br ad 
staatskommissar Kuchunbecker: Ich weise die Bemerkung dies Hcrrm 


Aabgeordncten HKeinhard, daß diese Vorlage der twglo- 
Pam Ssion eine Schandvorlage sei, als unangebrächt 
zurück. 


Vorsitzender 





ee EN... 

ie SE Ee a y 
Eee. 

ASTEnet Ka: 


eIorderten henten zuerkennen muß- 





S4yaH0g ayasıyd ann Wan u u EU € 









ga Proz 





- 147 - 


Vorsitzender: Weine Herren! ir kommen jetzt zur Äbstimsung! 
Wer für das Gutachten der Kommission ist, nöge die Hand 
erheben? Ich stelle fest, daß. sämtliche Parteien mit Aus- 
nahme der Kommunisten für diesen Gutachten stimmen! 

Wer für das Gutachten der Kommunistischen Partei 
ist, möge die Hand erheben”? Ich stelle fest, daß die 
Kommunisten allein dafür srinnen! 

Damit ist die Vorlage, wie sie die Kommission 


ausgearbeitet hat, angenommen. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: \ir komwen jetzt zur Vorlage bütr.: 


Hierzu erteile ich dem Berichterstatter,liurrn Abguordni- 
ten lirschmann das Wort! 


| i\be.Hirschmann (Z): Meine Herren! Der Bericht der Kommission lautet: 


—— ii un un u u un u —— ||... — 


der 3. und 7. Kommission des Landesrutes über die 
Beratung des Verordnungsentwurfes betr. 


Erwerbslosenfürsorge. 


EEE EL ER u Wu, WER RR ER ERRLE ERLE EL uuh EUuhh Euuuh REu wRER ERR WER E Eu ww 


Die III. und VII. Koumission hat sich in ih- 
ren Sitzungen vom 18. Dezember 1928, 4.Januar und £D.Fe- 
bruar 1929 wit der Vorlage belalt. | 

Die Kommission vertrat die aulfassung, diese 
Vorlage nicht zu beraten, sondern von der hegierungs- | 
kommission die Einführung des heichsgesetzes über Arbslts- 
vermittlung und Arbeitslosenversichsrung zu forcern. 

In der Kommissionssitzung von 4.l.ds.Js. hat 
ein Mitglied cinen diesbezüglichen Antrag vingubracht, 
dem alle Parteien wit Ausnahme der fonmunisten sıch 
angeschlossen haben. Der Antrag lautet: 
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Die III. und VII. Konnission des Landesrutes 
ersuchen die Regivrungskonmission,d.n vorliugenden Int- 
wurf betr. Erwerbslosienfürsorge zurückzuzichen und dem 
Landesrat bald cinen solchen betr. Lrwerbslosunversiche- 
rung, der den bBestimuungen der Erwerbslosenversicherung 
im heich anzugleichen ist, vorzulegen. Der jetzige bnt- 
wurf fußt auf einem Gutachten der ärbeitskunner, das. 
schon 1 3/4 Jahr zurückliegt und in einer Zeit gefaßt _ 
wurde, als das Gesetz über Ärbeitsverwittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 16.Juli 1927 noch nicht in Kraft 

esetzt war. In einer Besprechung der Gewerkschalitsver- 

reter nit der Abteilung Soziulversicherung wurde ZU- 
zesagt, daß gemäß der inzwischen erfolgten hegelung im 
Reiche auch im Saargebiet die Arbeitslosenversicherung 
zur Einführung käme. Notwendig ist auch eine organısche 
Verbindung der Aarbeitsvermittlung nit der Arbeitslosen- 
versicherung. Infoles der ecesbenen Zusage und der prak- 
tischen lösung der Frage ist vs überflüssige Arbeit, 
den vorliceenden Entwurf zu beraten, der zudum auch 
einer nöuzcitlichen Kegilung nicht görccht wird. 

“ Daher Sreuöten div genannten Kommissionen 

um Zurücknahms des vorlicgonden und baldige. Vorliugung 
des in vorstchendem Antrags genannten Arbuitslosinvör- 
sichörunes-Entwurfcs. My, 
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Fern.r wird dic eglu rung skommission ursucht, dlv 
rerenwärtigen Sätze in de \muerbslo senfürsorre bis zur 
ıinlührung des oben verlangten 0 Gesetzes wesentlich zu er- 

höhen. 

FT ruktion hält an ihren Stunapunkt, 
»setz ‚buuleinen, fest und schlägt 
' Erve EN bslo So nf Ursort£ 'E VOL 


Die Kommunistis Ye 
Arbeits ER re 


2 


eine Erhöhung der DBät.e d 


_ Außerden hat die Kommunistische Fraktion einen Antrag 
betr. Erwerbslosen-und Lu rzarbeiter-Fürs res. Sinrobranlit, 
Welc erichte, der Ihnen schriftlich vorliegt ,auls 
Anlage beigefüst ist. Der Antrag Lautet: 





der kommunistischen Landssrätsfraktıon butr.: 


Erserbslosen-und Äurzarbeiturfürsorge. 
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Die a ee sind verpflichtet, eine Fürsorge für 
Kurzarbeiter und Erwerbslose einzurichten. aufgabe dieser 
Fürsorge ist: die Unterstützung der Lrwerbs losen bis zur 
Wiedervereinigung in den Froduktionsprozeß und der Äursur- 
beiter bis zu deren Vollbeschäftigung. Die Fürsorge da 
nicht den Rechtscharakter einer Armenunterstützung tr 


2 


Gemeinden, die trotz des vorhandenen Bedürinisses 
.keine oder keine genügende Erwerbslosen-oder Kurzarbelter- 
fürsorge einrichten, müssen auf Anordnung der in diesen Ge- 
setz vorgesehenen Verwaltung cine solche "einrichten. Gegen 
Barie diesbezügliche Anordnuaz gibt «es kulne Beschwerde; 

sie ist endgültig. 


Il. Unterstützung. 


er. 


Die Fürsorge wird jeden Erwerbslosen oder „ursurbul- } 


te;r ohne Unterschied des Alters und Gesc hlechts gewährt, So- 
weit dessen tariflicher fohn bezw. Gehalt nic cht durch dic 
Acpi erungskomuission dus Suurgubistus, div Gewinde ‚oder 
den Unternchasr, oder bei Krankheit, Unfall und Invs ‚lidität 
durch die bestehenden Ve rei chufungsunstelt.n des vaarg ch 


tes oder. durch die öttentliche Fürs "sichergestellt is 
Ver 
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is Der Erwerbs tosı hat sieh sofort bei Eintritt dur br- 
werbslos iekuit bei dur Birsorpust a zu welgens Div Fürsor- 
‚; wird währund der ganzen Duausr von Lug, dıs Bueluns dur 
rrurbslosigkiit Od r Xurzurbuit an guwährt. zultlichu Bu- 
schränkungen der Fürsorge dürfen nicht : stattfinden. lasbe- 
sondere wird die Fürsorge auch gewährt: 


&) ullen Arbeitern, die von Streiks und aussperrungen 
betroffen sınd, 


b) den aus der Schutz- , Untersuchungs-oder Straflault 
Entlassenen. 


’ 4 


Die Höke der Unterstützung der männlichen und weib- 


lichen Erwerbslosen entspricht jeweils deu Yariilohn einschl. 


„ller zulagen der ludustrie-oder »erufsgruppe, der cer Sr- 
WGL bsLlo Si ungunö FT, 

Kurzarbeiter erhalten den Differenzbitrag zwischen 
deu tatsächlichen und dem Tarıflohn einschl. aller Zulagen, 
den sie bei Vollarbeit urhulten würden als Untı rstützung 

Die Unterstützung dur Erserbslosen und “urz srboitise 
fürsorgcs unterlivigt nicht dsr Einkomuunstuuer, deswuitıren 
ist dicsclbe nicht pfändbar. 


5 


Von der Fürsorgu können nur solchs Erwerbslosi und 
rn US seuschlos sen Wi ‚erden, GEL sich b:harrlich Wul- 
sm, eins Arbeit anzunehnen, die dem Beruf und dor körpıLr- 

cn Fahigk.it dis Erws rbslosen untspricht und wo_der 
Arb,iteraus schuf der bitr. Arbi.itsstel lee Fugen dlv Dinst ‚L- 
Zune k.inen Einspruch : srhubt und dur tem lich Lohn und der 
Achtstundentag güranti.rt sind. 


13.2. aa a 
Die Fürsorgs darf von dur sogunanntin ‚Bedürftigkult 


nicht abhängig gunacht werd.n. 


III. Produktiv, Erzurbslosenlürsorg:. 
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Hauptziul dır Nürsoreu wu sein; Uli Dusch nut ung von 


produktiver arbeit nr die Eruurbslosen und Aurzurbeilter. 
lie wittel der Fürsorge dürfen aber mur verwandt Wert: An für 
ln Öfle atlichen Interne :sse liegencen arbeiten, wobei unter al- 
lea Unständen der tarifliche Lohn und der Achtstunde en 


Ferantiert sein müssen. 
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iird einem Lrwerbslosen durch den Arbeitsnachweis 


eine Arbeit außerhalb seines \ohnortes veruittelt und es 
entstehen ihn dadurch besondere Auslagen, so ist den Er- 
werbslosen aus «itteln der Fürsorge zuu mindesten,wenn 
Fahrgeld gezuhlt wurde, das Fahrgeld als Spesen zu zahlen. 

$ Alle. Arbeiter im Sinne der produktiven Erwerbslosen- 
fürsorec unterliugen der Kontrolle der Gewerkschaften, | 
Arbeitcrausschüssc und der Erwerbslosenausschüsse. 

An private Unternchmungen dürfen Kredite aus iüit- 

aber der produktiven Erwerbslosenfürsorgu nicht gewährt 
werden. 
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Die Gemeinde, div zur Auszahlung der Erwirbslosin- 
unterstützung zuständig ist, mu? die Erwerbslosen, die zu 
unturstützen sind, bei üer allgeumeinen Urtskrankenkusse 
ihres Bezirkes gegen Krankheit versichern. Sie hat jeden 
Erwerbslosen bei Eintritt der Erwerbslosigkeit sofort 
bei der Krankenkasse anzumelden und die vollen beiträge 
für ihn zu entrichten. Der Versicherte ist aubzuuelden, 
sobald er wieder in Beschäitigung steht, die die Kranken- 
versicherungspflicht voraussetzt. 


9 
Als Grundlohn gilt der tärifliche Lohn, den der 


Erwerbslose vor Eintritt der Lrwerbslosigkeit hatte. 


V. Invaliden-und Aaltersversicherung. 
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Spyaag ayasıydmubous,s Mar20ıT4005 47 


| Die Gemeinde, die zur 4uhlung der Erwerbslosen- 
unterstützung zuständig ist, ist verpflichtet, für ale 

T\ a = : 3 RR: 97 - 2 —R E 5 DEE .. £ L:: 
Dauer der Erwerbslosigkeit die gesetzlichen Beiträge für 
die Invaliden-und Angestelltenversicherung sowie für dic 
knappschaftliche Pensionsversicherung in der llöhe zu ent- 
richten, die für den Erwerbslosen vor Eintritt der Er- 
werbslosiekceit maßgebend waren. 


VI. Verwaltung und Verfahren. 
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Die Verwaltung der gesanten Erwerbslosenfürsorge 
unterlicgt velbstverwaltungskörpern, dic sich aus je 
Vertretern der Gewerkschaften, Arbeiterausschüsse und -Lr- 
werbslosenausschüsse zusamuensetzen. vie huben alle Ört- 
lichen Fragen im Fahnen des besetzes,insbesondere die 
Art und wethode der Gewährung der Fürsorge, die Lest- 
stellung des Bedürfnisses der kinrichtung einer Fürsorge 
in der Gemeinde, sowie die hierfür notwendigen Anordnungen 
zu treiien. 
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Neben den örtlichen Verwaltungskörpern ist eine 
zentrale Landesfürsorgestelle zu errichten, die sich gleich- 
falls aus je 3 Vertretem der Gewerkschaften, Arbeiteraus- 
schüssen und Erwerbslosenausschüssen zusamueunsetst. 
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Einspruch gegen Entscheidungen der örtlichen Fürsorge 
ist bei der landesfürsorgestelle einzureichen. Die Lin- 
spruchsfrist beträgt höchstens 4 Wochen. Der Entscheid der 
Landesfürsorgestelle ist undgültig. 


> 14 
Die Unternchner sind verpflichtet, der örtlichen, so- 


wie der zenträlcn Erwerbsloschfürsorgestells jede Scwünsch- 
te Auskunft zu erteilen. 


VII. Aufbringung der lüttel. 
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Di. gesamten wüttel, die zur Sekämpfung der Arbeits- 
losigkeit und zur Fürsorge der Erwerbslosen erforderlich 
sind, werden den Gemeinden von der hegierungskounlss1on 
zur Verfügung gestellt. 


Vlil. Schlußkbestinmungen. 


| Das Gesetz tritt uit dem Tage der Verkündung in Äraft. 
Alle bisherifen auf die Erwerbslosenfürsorge bezugnehnen- 
den Verordnungen und Bestiununsen werden auigchoben. 
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Vorsitzender: Das liort hat llerr Abgeordneter Kiefer! 


Abg.Kiefer (2): eine Herren! Aus dem Kommissionsbericht geht: 


die »Stellungnahme der „lehrheit des Landesrates in der Fra- 
ge der Erwerbslosenfürsorge deutlich hervor. Wir kömuen 
uns daher auf einige kurze Denerkungen beschränken. Wie 
früher schon einmal dargelegt, fußt der Entwurf der Re- 
Jerungskommission auf veralteten keichsbestiumungen, so- 
dann auf einem Gutachten,das die Arbeitskännmer vor rund 
2£ Jahren herausgab,als dıe Arbeitslosenversicherung im 
Reich noch nicht in Kraft getreten war. Nach Inkrafttre- 
ten der Arbeitslosenversicherung im reiche forderte auch 
die Arbeitskamuer bei nur 2 Stimmenthaltungen die Einfüh- 
rung dieses Versicherungszweiges im »aargebiet. Diese 
Forderung der Arbeitskammer deckt sich nit den Forderungen 
der olitischen Parteien und der wirtschaftlichen Verbän- 
de. Wır haben demnach die Tatsache zu verzeichnen,daß 
alle beteiligten Parteien,mindestens die überwältigende 
Mehrheit sich völlig einig sind, diesen Versicherungs- 
zweig auch im Saargebiet zur Einführung zu bringen. Diese 
kinführung ist auch deshalb notwendig,damit die Ärbeits- 
vermittlung und Ärbeitslosenversicherung,die im organi- 
schen Zusammenhang stehen, in einer Verordnung gerögelt 
werden können. Vor fast 2 Jahren lag uns ein Entwurf betr. 
Arbeitsvermittlung vor; damals machten wir unsere Zustinm- 


mung abhängig,daß diess Arbeitsvermittlung mit cer Arbeits- 


losenversicherung in Zusammenhang gebracht würde. Bis heu- 
te ıst der Entwurf betr. arbeitsvernittlung noch nicht in 
Kraft gesetzt, sodaß? auch nach der Seite gar keine schwie- 
rigkeiten bestehen nun ganze Arbeit zu leisten. Diese 
ganze Arbeit wird von der Kommission gefordert. Auch 
wir schließen uns dieser Forderung an und sehen deshalb 
von einer Begutachtung des vorgelegten Entwurfes betr. 
Arbeitslosenfürsorge ab. ir ersuchen die hegierungskou- 
mission, diesen Kmurt zurückzuziehen und dem Landesrat 
baldiest einen Entwurf betr. Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitsvermittlung vorzulegen. Dieses Verlangen wird von 
der überwältigenden iehrheit der Beteiligten entschieden 
unterstützt, die klare hechtsverhältnisse auf diesen Ge- 
biet im Saargebict wünschen. 


(Zuruf des Abg.Keinhard: Hilfskassen für die Arbeiter!) 


Bei einer Desprechung der Frage mit der Abteilung Sozial- 
versicherung wurde erklärt, daß es schwierig sel,auf ein- 
mal oder in kurzer Zeit alle Versicherungszweige in_Urdnung 
zu bringen, wegen der damit verbundenen Delastung. Es Gürf- 
te notwendig sein,nochmals hervorzuheben, dab durch die, 
Neuregelung der Invaliden=und Ängestelltenversicherung in 
Saargebiet überhaupt keine „ehrbelastung entstanden ist, 
durch die Neuregelung der Unfallversicherung nur eine teil- 
weise, da ja der Löwenanteil der wehrlasten den keichsver- 
sicherungsträgern zufällt. Bei Einführung der Erwerbslosen- 
versicherung tritt automatisch eine Entlastung der Landes- 
kasse und der Gemeinden ein, da die seteiligten selbst ja 
die Kittel für die Arbeitslosenversicherung aufzubringen 
haben. Die Belastung, die dadurch den Trägern üleser Ver- 
sicherung entsteht, kann wegen der Entlastung der Landes- 
kasse durch Abbau der Steuerlasten wieder für die 
Beteiligten 
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Beteiligten ausgeslichen werden. 


Somit entfällt auch jes :r berechtigte materielle 
Grund, die Einführung der ärbeitslosenver sicherung hin&us- 
zuschieben. 


Wlr glauben nicht fehl zu gehen, wem wir den neu- 
sten Üiderstand, den die Einführung erfährt, bei den [ran- 
Buchen Kräften : suchen. Die Bergwerksdirektion hat rund 
15000 Arbeiter in 1 1/2 Jahren abgebaut, die zum guten 
leil der Arbeitslos senversicherung les Reiches s, der arbeits- 
losenfürsorge des Saaı rgebietes, dem Knappschaftsverein zur 
Last gefullon sind, soweit sie nicht anderweitig in Arbeit 
kamen. Für sic ist die ärbeitslosenfrage voraussichtlich 
gelöst, sodaß dort nicht wehr das Interesse an der Lösung 
estcht, das vorher bestimmt bestanden hatte. Sollten die 
Schwierigkeiten tatsächlich nur von dort kommen, cann darf 
die negierungskounis sion nicht danach handeln; sie ist 
verpflichtet, den Willen der „ehrheit des Volkes in dieser 
Frage zu respektieren. 


Die beste Arbeitslosenfürsorge - ıst die beschaffun 

von Arbeit Theses inter halbjahr prachte auch dem 8 

iet eine schlimme arbeitslosigl eilt. Die betroffenen Wlen- 
schen litten sehr. {ir erkennen an, daß die verschiedenen 
Stellen bemüht waren,näach Kräften zu helfen. Die ganzs Not 
konnte aber nicht gelinde den. Welfen kann nur voller 
Verdienst. Nunnchr a ar Frühling un anche Arbeits- 
mö lichkeit könnte geschaffen werden ‚We ı die nötigen Geld- 
Bi tel zur Verfügung stünden. Da aber Lose der Lund begra- 

ei, 
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(Zuruf des Abe.Teiß: Yeor beerdigt d denn den Hund!) 


Die Gemeinden sind am. Sie verfügen So über die ‚nötigen 
Gelduittel. Wäre es da nicht die 2llerhöchste Zeit,dıe sroße 
Kommunalanleihe zu genehmigen, damit so „ittel ins Land kon- 
men?! Der »trabenbau ist ein sehr vordrinrliches Projekt, um 
nur eins zu streifen. wüßte nun nicht alles getan werden, 
dle Bautätigkeit, den »traßenbau in Fluß zu bringen T 
Ohne Geld is st das unmöglich. ‚löge daher die Kegierungskon- 
mıssion den Kern sga der Gemeinden schnell nachkommen ,d lamit 
produktive Erwerbslosenfürsorge Platz greifen kann. 


Zum schlusse verweisen wir noch auf die l'orderung 
der Komuission, bis zum Inkrafttreten Ger geforderten arbelts- 
losenversicherung die Unterstütz zungssätze der heutigen Ür- 
werbslosenfürsorze wesentlich zu srhöhen. Dieser Forderung 
schließt sich meine Partei. an. Sie ersucht die hegierungs- 
komuission, schnell in all den angeführten Fragen zu handeln, 
dauit Elend behoben und Not genildert wird. 


g W ProZ 


Ich nöchtc nun noch ganz kurz an die vorherge- 
gangene Debatte aninüpfen. bs ist ganz eigentünlich,wenn 
21€. Kommunisten in der Konmissionssitzung sind,sind sie 
alle nette und friedliche wenschen, sobald sie aber hierher 
kommen und sehen die Tribünen etwas besetzt, geht dem Herrn 
Reinhard der Gaul durch. Ich war noch nicht in Kußland ‚kenne 


also_ 








24 
161 
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also die Verhältnisse nicht genau. Wenn ich mir aber die 
russische Hegierung betrachte, so muß ich sagen, es ist 
dort kein einziger Arbeiter vertreten, alle Jitglieder 
sind Akadeniker. 


74005 al 7 


(Zurufe der Kommunisten: Oho !) 


4 


Nehmen Sie Lenin,Stallin,Trotzki ,Tschitscherin usw. So 
ist aber die kommunistische Manier, Die Arbeiter können 
dort 12 und mehr Stunden arbeiten und haben längst nicht 
das an Entgelt, was die Arbeiter in dem ‚verflixten" 
Deutschland. - wenn wir mal das Wort gebrauchen wollen-, 
verdienen. Ich beschäftige mich auch mit der kommunistil- 
schen Lehre, manches Gute ist auch darin. enn man aber 
sieht, wie die Kommunisten unter sich sind, wie einer den 
andern verkeilt, dann kriegt man den Ekel von dieser Ge- 
sellschaft. Und diese Leute wollen die Welt reformleren. 


JoUuay,T ua7 


( Allseitige Bravo-Rufe ) 
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Vorsitzender: Das \!ort hat Herr Abgeordneter Neiß! 


Abg.Weiß(KP): Meine Herren! Ich habe eben geglaubt, wir würden 
uns in einem Zirkus befinden. 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Deswegen treten Sie jetzt auf!) 


Zu der Frage der Erwerbslosenfürsorge. Ich glaube ‚lerr 
Kiefer, es wäre notwendig, daß tausende von Erwerbslosen 
Ihre ilanieren von eben hätten sehen können; diese hät- \ 
ten Ihnen die gebührende Antwort gegeben. Wir haben in 
den Kommissionssitzungen Ausgang vorigen Jahres darauf 
hingewiesen, daß es notwendig ist, den Ausbau der Er- ı 
werbslosenfürsorge vorzunehmen. Es ist nicht so, wie von i 
meinem Vorredner gesagt wird, als wenn die übrigen \it- 
ech des Landesrates die Üinführung des ürwerbs- 
losenversicherungsgesetzes gefordert hätten,sondern 
ich stelle fest, daß die Kommission bereits in die 5e- 
ratung eingetreten war und erst in der zweiten »itzung 
hat man die Deratung eingestellt. Wir haben als Kommu- 
nisten darauf hingewiesen, daß wir das Erwerbslosen- 
 ugrupgepess z aus prinzipiellen Gründen ablehnen 
und verlangten, daß die Vorlage betr.Erwerbslosenfür- 
sorge beraten wird. Es ist uns entgegen gehalten worcen 
„warum seid ıhr gegen das ng ge ng; ee könnt 
ja fordern, daß die Beiträge von den Unternehuern auf- s 
ebracht werden. " Tausende von brwerbslosen sind ja von | 
er gegenwärtig bestehenden Erwerbslosenfürsorge aus- 
geschaltet durch Karenzzeit und Ausschlußsätze. Wir 
aben bereits einen eigenen Antrag über Erwerbslosen- 
und Kurzarbeiterfürsorge eingereicht. Die Kommunisten i 
verwahren sich gegen die WEST BREEERDERBOTHUNE der üb- I: 
rigen Parteien, weil dadurch den Erwerbslosen nicht 
geholfen wird. Wer für Besserstellung der Erwerbslosen 
ist,muß sich in dem Falle dafür erklären,einen sofor- 
tigen Ausbau der Erwerbslosenfürsorge zu fordern. wir 
machen uns keineswegs die EU RUB ER der Hegierungs- 
kommission zu eigen, die sagt, daß das Erwerbslosen-. 
versicherungsgesetz nicht eingeführt werden könne ‚weil 
die Lasten für die Unternehmer nicht tragbar sind. Wlr i 
stehen auf dem Standpunkt, daß Staat und Unternehmer, i 
die diese Riesenarmee von Erwerbslosen er haben, 
auch diese zu unterstützen haben und daß dies nicht ge- i 
schieht durch Aufbringung von gen durch die Arbei- | 
*terschaft selbst. Ich ara, F in der letzten Plenarsitzung F 
bereits eingehend auf diese Dinge hingewiesen, sodaß 
ich das heute nicht mehr zu tun brauche. Ich habe damals 
darauf hingewiesen, daß unsere Erwerbslosen im Saarge- 
biet genau so behandelt werden wie diejenigen im zieich, 
nämlich von der Polizei werden sie auseinander gesprengt 
und mit blauen Bohnen bearbeitet. Während der letzten 
Plenarsitzung standen hunderte von Erwerbslosen vor dem 
Kathaus und verlangten Brot und Arbeit. veit diesen \ 
Wochen ist nichts für die Leute geschehen, abgesehen i 
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von einigen Kleinigkeiten, die wie ein Iropfen auf 
einen heißen Stein waren. Diese Erwerbslosen haben zu 
Tausenden Stellung genommen und haben nicht die Ein- 
führung des Erwerbs osenversicherungsgesetzes Eeiorcert, 
sondern den Ausbau der Erwerbslosenfürsorge. Zinstiun- 
mig wurde der Kommissionsentwurf gutgehelven. Am D,warZz 
ingen die Erwerbslosen dazu über Kundgebungen ın DAAT- 
Erüöken Neunkirchen und Saarlouis zu veranstalten. 
Über 4000 Demonstranten begeben sich auf die Straße. 
Die Polizei und die landjäger haben dasselbe getan wie 
im Keich, sie wurden auf die Leute losgehetzt. bas ist 
das, was die u ee Gesellschaft für die 
Opfer der Arbeit übrig hat. Anstatt Unterstützungen zu 
gewähren wenn sie aus dem Produktionsprozeß entiernt 


werden, werden sie von der Polizei auseinander etrie- 
ben. Hier möchte ich Ihnen einen Witz erzählen,der ın 
Völklingen passiert ist. Verzeihung, es ist eigentlich 
kein Witz, denn es ist Wahrheit. Anläßlich der feichs- 
unfsllwoche hatten sich die Schüler der Völklinger 
Werksschule einen Film im Kino angesehen. uttags PER 
] Uhr war die Vorführung beendet und als sie geschlos- 
sen mit ihrem lehrer an der Spitze zurückmarschieren 
wollten, sprang die Polizei herbei und trieb die Schul- 
jungen auseinander. Sie können ersehen, wıe dienstell- 
rig unsere Polizei gegen die Schuljungen ist. 


— Lachen - 


(Zuruf des Abg.heinhard: Das ist Erziehung zum 
lkerbuningeäanken!) 


Es haben in dieser Zeit eine lieihe von Gemeindever- 
tretungen im Saargebiet ebenfalls zu dem Erwerbslosen- 
problem Stellung genoumen. Wir Können feststellen,daß 
such in der Gemeinde Völklingen und darüber hinaus ın 
anderen Gemeinden die er such der übrigen Far- 
teien die Forderungen der Kommunistischen Partei unter- 
stützten, die im wesentlichen folgende sind: Beseltl- 
mung der Karenzzeit,/ahlung der UBKELBVFFZUNE vom ersten 
age an,Erhöhung der Unterstützung um windestens 50 7. 
Und wenn Sie von den übrigen Parteien hıer ıu Landesrat 
sich heute wiederum dagegen wenden,dann werden »Ie Sic 
gegen Ihre eigenen Parteigenossen draußen im Gebiet, 

ie bereits diesen Anträgen zugestimmt haben. ir wi1S- 
sen, daß Sie dort in diesen Gemeindevertretungen nur, 
zugestimmt haben unter dem Druck der Erwerbslosen, dıe 
aulm&rschiert waren, um ihren Forderungen lachdruck zu 
verleihen. Das ist eben hier in dem Theater, möchte man 


fast sagen, leider nicht möglich. 
(Zuruf des Abg.Kiefer : Zirkus !) 


Herr Kiefer wird vielleicht noch Clown in diesem Zirkus! 


(Zuruf 
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(Zuruf des Abg.Xiefer: Dunn machen wir ein Kompagnie- 
eschäft!) (Sie würden einen herrlichen Ulown ım 
vomjetstern abgeben. 


- unverständliche Zwischenrufe - 
- Glocke des Vorsitzenden - 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: \enn er spaß verstehen 
würde, würden wir ihn antworten: 


(zuruf des Abg.Daub: \ir verstehen Spaß!) 


kbg. Weiß(KP)fortfahrend: Für uns ist das keine Lächerlichkeit 
wie für Sie. 


(Zuruf des Äbg.Schmelzer: Sie fallen aus der kolle. ) 


Den Gemeinden, cie cazu übergingen, in diesen oder jeneu 
Falle eine Sonderunterstützung {ür die lrwerbslosen zu ge- 
nehmigen, wurden ausgerechnet von Ger Firma Köchling 1n 
Völklingen, die jahrelang die deutsche Gesetzgebung gelor- 
dert hatte, in dieser Zeziehung »chwierigkeiten genacht. 


Herr Diehl, merken Sie sich das und sagen Sie es Ihren 
Parteiireund! 


(Zuruf des Abg.Diehl: ‚lachen wir |) 


Dieser Röchling hat es N angelehnt, Leute einzustel- 
len, die vom Arbeitsnachweis VO klingen übernittelt wercen. 
Als jetzt in der Finanzkomnission Völklingen beschlossen _ 
wurde, den Leuten 75 #'ranken in l'orm von ebensmittelschel- 
nen suszuhändigen, da war es der Direktor Fodenhauser,cder 
auf einmal vom arbeitsnachweis Völklingen 30 ärbeiter an- 


forderte. \ias geschah? Diese Leute wurden eingestellt. Der 
Lebensmittelschein wurde ihnen entzogen, weil sie l oder 

2 Tage früher in Arbeit kamen. Sie wurden aber eingestellt 
mit eintägiger Kündigungsfrist. Als diese 2) Arbeiter einige 
Tage beschäftigt waren, ging nen ln einem anderen betrieb 
der Hütte dezu über, Arbeiter wit 14 tägigsr Kündigungsirist 
zu entlassen. 


(Zurufe: Hört,hört !) 


Wir sehen hier, daß das Unternehxervum nit der Verwaltung 
in Völklingen land in lund gearbeitet hatte. “as hatten 
diese Arbeiter verdient? Sie schaffen ungefähr lU oder LA 
lage dort, mußten die hohen Pensionspeträge, Invaliden-und 


Krenkenka ssenbeiträge zehlen,sodsß sie weniger verdient hat- 


ten. trotz achtstündiger Arbeitszeit, als wern sie erwerbs- 
los gewesen wären. »ıe mußten Tür einen ganzen lonat,obwohl 
sie Kehnen lionat beschäftigs WATER: Pensionsbeiträge zahlen, 
die in Völklingen zientich hock sind. \lenn sie nur einen 
Tag ın dem neuen lonat veschäftigt sind. denn müssen S1e 
emeut für den ganzen “one” Pensionsbeiträge zehlen. »ie 
schiitteln den Kop:,\err Gärtner, Jas ıst lätsache. Wenn ich 
z.B. am 25.\ärz anfange, so zehls 1cn für den ganzen “onat 
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März meine Beiträge. Und wenn ich im lionat April > laze N 
arbeite, denn zahle ich für den gunzen wonut April ciese | 
Beiträge. Diese Leute haben also weniger lohn erhalten, 
als sie in lirklichkeit als Arbeitslose an Unterstützung 
inklussive dieses Lebenswuittelscheines gehabt hätten. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: »ind Sie jetzt nicht mehr 
im Zirkus!? 0 


"ir haben in Völklingen dagegen protestiert. “ir haben i 
es fertig gebracht, daß diese Leute ihre Gelder zurück- u 
gezahlt bekamen von der Fensionskasse, weil sie einge- 
stellt wurden mit eintägiger Kündigungsfrist. Es war un-. 
berechtigt, diesen Leuten die Beiträge abzuziehen. vie 
schen also, daß hier eine Zusanmenurbeit zwischen Verwäl- 
tune und dem Unternehmertum Platz gegriffen hatte. un 
sind aber nicht nur die Leute nit I4 tägiger Kündigungs- 
frist bei höchling entlassen worden, sondern die man ein- 
estellt hatte nit eintägiger Kündigungsfrist sind mitt- 
erweile auch wieder entlassen. Wan. beschäftigte sie ei- 
nige Tage, damit man ihnen den Lebensmittelschein nicht 
auszuhändigen brauchte. ir stehen auf dem »stancdpunkte, 
daß und unter allen Umständen für die Zukunft die Leute 
durch den Arbeitsnachweis verwittelt werden müssen. Ich 
habe in einer der letzten Sitzungen schon auf das Lin- i 
stellungssysten hingewiesen, insbesondere bei der Firua 
Röchling, das von dem Jezirksleiter cken, Ihrem Partei- F 
freund, durchgeführt wira. „an stellt dort nur Leute ein, 1 
die gefügig sind, ilerrn Köchling seine Dinge durchzuführen. 
Er hat bereits in einer Sitzung gesagt, daß er aus grund- Y 
sätzlichen Erwägungen heraus keinen Komnunisten In seinen \ 
herk dulden würce. 
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(Zaruf des Abg.Schmelzer: Dus 15V selbstverständlich! ) 


(Zuruf des Abg.iteinhard: Das ist die 
von Ihnen imner wieder geprecigt wird.) 


(Zuruf des a Fer ea Darauf kann lerr löchling 
nicht verzichten!) 


(Zuruf des Äbg.heinhard: Köchling schänt sich nicht, 
andersdenkende Leute aus seineu Betrieb herauszu- 
schmeißen. Aus seinem Fleiß steht doch die Hütte 
nicht. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: aus Ihren auch nicht!) 


ya Pr 





(Zuruf des abg.Daub: aus Ihrem Fleiß bestimmt nicht!) # 
Ich glaube,daß Sie sich Ihr Lebtag nicht aungestrengt I 
haben, etwas zu arbeiten.) u 


(Luruf des Abg.öchmelzer: len wir unsere Arbeıts- “ 
tage zusammenzählen würden, dann stönde Ich vorne \ 
an. ; 


Zurut 
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| UV. 
(Zuruf des Abg.Daub: So sehen Sie aus!) 


Abg.lleiß(KP): Wie Sie versuchen, die Krwerbslosenfrage zu be- 
handeln, kennzeichnet so richtig Ihren Charakter und 
den Ihrer Parteifreunde. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: Gut gebrüllt!) 


Ich brauche Ihnen unseren Antrag nicht noch einmal 
näher zu begründen. Aber wir lordern jetzt und ver- 
langen von der hegierungskomnission, daß sie endlich 
den Forderungen der Erwerbslosen Kechnung trägt, ins- 
besondere in der Erhöhung der Unterstützung, Beseiti- 
gung der Karanzzeit und Ausschlußsätze,damit den Leuten 
auch wirklich geholfen wird. ilerr Kiefer sagt: der 
Frühling bricht jetzt an. ir haben aber noch Tausende 
und Abertausende, die noch nicht beschäftigt sind und 
auch für die Zukunft noch nicht beschäftigt werden kön- 
nen, aus dem einfachen Grunde, weil der Kapitalismus 
eine Riesensumme von Erwerbslosen für seine Zwecke 
braucht. Die Kommunistische Fraktion fordert daher, 
sofortige Beratung und Ausbau der Erwerbslosenfürsorge 
und gibt folgendes Gutachten ab: N 


SIT AEHERN 


u u u un un u m ne u un u u u u u u un un u 


der Kommunistischen Landesratsfraktion zun Verordnungs- N 
entwurf der hegierungskommission betr. 


Erwerbslosenfürsorge. | 


|, m {I I {oo oo o-][{-..,. 


2 Die Kommunistische landesratsfraktion lehnt 
den Verordnungsentwurf, den die Kegierungskommission 
vorgelegt hat, ab: 
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Der Verordnungsentwurf entspricht in keiner 
leise den Interessen der Erwerbslosen, da sowohl die 
vorgesehenen Se sowie auch die hicht- 
linien zur Gewährung der rwerbslosenunterstützung 
zantündie ungenügend sind. wie geben sogar die WMög- 
lichkeit, Tausende von Erwerbslosen von der Unter- 
stützung auszuschalten. 

Die Kommunistische Fraktion protestiert mit 
aller Entschiedenheit gegen die Versc ai a he 
der übrigen Parteien des Landesrates bei der Beratung 
des Entwurfes betr. Erwerbslosenfürsorge. ; 

Die Ko intische Pre tıon hät bereits ent- 
schieden die Einführung des Erwerbslosenversicherungs- 
esetzes abgelehnt, da dadurch der werktätigen 3evöl- 
erung weitere lasten auferlegt werden und Ancerseits 
den Erwerbslosen trotz Versicherungsgesetz keine Unter- 

stützung gesagit wird. (Siehe Aussperrung Muhrgebiet.) 

Die Kommunistische Fraktion hat bereits _aus- 
Bangs vorigen Jahres einen eigenen Antras betr. Eir- 


ührung eines Erwerbslosenfürsorgegesetzes eingebracht, 
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dem _ 








dem von tausenden von Erwerbslosen des »aargebietes 
einstimmig zugestimmt wurde und vır verlangen daher, 
daß endlich den Forderungen der Erwerbslosen, die ın 
dem Gesetzentwurf der Kommunistischen Fraktion enthal- 
ten sind, stattgegeben wird. 


(Bravorufe der Kommunisten! ) 
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UV 
Vorsitzender: Das \lort hat llerr Abgeordneter lieser! 


Abg.Lieser (SP): weine llerren! Der Landesrat ist von der megle- 
rungskommission geschaffen worden, un ein Gutachten ab- 
zugeben für Gesetzesvorlagen, die sie dem landesrut vor- 
legt. Ich bin heute in der slücklichen lage, zunächst 
einmal ein einheitliches Gutachten festzustellen und 
zwar von den Deutschnationalen angefangen bis herüber 
zu den Kommunisten 


(Zuruf des Abe.Reinhard: So siehst Du aus!) 


sogar die Regierungskomnission einbezogen. Und zwar ein 
Gutachten festzustellen darüber, daß der bisherige Zu- 
stand in der Erwerbslosenfürsorge nicht aufrecht erhal- 
ten werden kann. Darin sind nicht nur die Deutschnatlo- 
nalen, sondern auch die Kommunisten einverstanden. Auch 
die Kegierungskommission hat das Gefühl,daß dieser Zu- 
stand nicht länger aufrecht erhalten werden kann. Nur 

in der Verbesserung der lülfe für die Erwerbslesen haben 
sich zwei Fronten Sebildet. Und da kann ich wiederum eın 
ganz merkwürdiges Gutachten feststellen, inden auf der 
einen Seite in einer Front die sog.Völkerbundspartelen 
gegen die Regierungskommission stehen und auf der ande- 
ren Seite die Kommunisten für die Regierungskommission. 


(Zuruf des Abg.REinhard: Das glaubst Du ja selber 
| nicht.) 


- lachen - 


Ich meine, das ist doch ganz gut zu begründen. Ihr Wut- 
achten sagt doch das. 


(Zuruf des Abg.heinhard: Wenn die kegierungskon- 
mission unseren Entwurf zum Gesetz wacht ‚dann 
sind wir gerne in einer Front mit der hegierungs- 
kommission. ) 
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(Zuruf der Kommunisten: Sehr gut !) 


Dann ist es auffallend, daß der Kedner der Kommunisti- 
schen Fartei die Begründung nicht gegeben hat für den 
Entwurf, den sie vorgeschlagen haben. Da fühle ich mich 
verpflichtet, die Begründung zu diesem Entwurf zu geben. 
Gestatten Sie mir deshalb vielleicht etwas längere Aus- 
führungen über das, was sie vorhin versäunt haben, Aber 
Tatsache ist es doch, daß unser Gutachten sagt,dab wir 
die Fürsorge ablehnen und müssen die Fürsorge beibehal- 
ten,was auch die Kegierungskommission anstrebt. Da sind 
zunächst zwei Fronten festgestellt, die von niemanden 
bestritten werden können. 


g a ProZ 


Weine Herren! Nach dieser immerhin wertvollen 
Feststellung möchte ich daran erinnern, dab auch die 
Regierungskömmission das Gefühl hat, dab der Zustand, 
wie er besteht,nicht aufrecht erhalten werden kann.»ı1e 
hat deshalb dem Landesrat einen Entwurf er 
dem man sich im keich schon vor 6 Jahren beschältigte 
und der zum größten Teil in den Jahren 1924 bis 1927 
im eich in Kraft war. Ein Beweis,daß die Hegierungs- 
kommission sich große Wwühe gibt, hinten OBERASENTN, 
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sodaß das »aargebiet in Dezug auf Gesetzgebung im 
Kückstande bleibt. ir können das nicht einsehen,daß 
das Saargebiet immer hinten nachhinkt und können die 
Verantwortung nicht übernehuen für ein derartiges Ver- 
halten. Deshalb_lehnen wir die Begutachtung grundsätz- 
lich ab und verlangen Einführung des ärbeitsvernitt- 
lungs-und Arbeitslosenversicherungsgesetzes, wie es 

im Keiche besteht. 


Meine Herren! ilenn wir d.h. der Laändesrat,auch 
auf diesen vorgelegten Entwurf nicht eingehen ,werden 
noch einige ilorte Zur Begründung unseres »tandpunktes 
notwendig sein. | 

ulr erkennen zeme an, daß nan bemüht war, ın 
dem vorgelegten Entwurf gegenüber dem jetzigen Zustand 
Verbesserungen zu schaffen. Ich nenne einige Beispiele: 
iian hat den Versuch gemacht, mehr Einheitlichkeit in 
das Fürsorgewesen hineinzubringen. Es sind kleine /Ver- 
suche gemacht worden, daß die Versicherungs-EBinrich- 
tungen vor ı„ißbräuchen geschützt werden, &sS 18t welter 
der Versuch gemacht worden,daß die Beiträge für die 
Invraliden-und Angestellten-, für die Knappschafts-und | 
Pensionsversicherungen gezahlt werden. “er in der Fraxis 
steht, muß wissen,daß viele, sehr viele Arbeiter nit 
ihrer Quittungskarte leichtsinnig umgehen und dab sie 
erst dann daran denken, die Anwartschaft aufrecht zu 
erhalten, wenn es zu spät ist. an hat weiter den Ver- 
such gemacht, die produktive Erwerbslosenfürsorge ein- 
zuführen. Der letzte Versuch der Hegierungskomulssion 
1st gescheitert. f 
Aber gegenüber diesen wenigen Verbesserungen, 

die in dem Entwurf vorhanden sind, müssen wir auch ei- 
nige Verschlechterungen feststellen. Der ausgearbeltete 
Entwurf der Arbeitskaumer ist in keiner Weise berück- 
sichtigt worden. Es sind keinerlei Erhöhungen der &r- 
werbslosensätze vorgesehen oder ängedeutet worden.Aauch 
die Beschlüsse des lea dee er in seiner letzten 
Sitzung gefaßt hat, daß die Sätze der Erwerbslosenunter- 
stützung bedeutend erhöht werden müssen, sind von der 
Kegierung mißachtet worden. ir haben dıe feste Lber- 
Zeugung, daß es seine schwierigkeiten hat, allgemein 

die »ätze zu erhöhen, aber nirgends fındet man einen 
Ansatz dazu, daß man wirklich damit anfangen will. Wir 
seheu femer in dem Entwurf, daß Arbeiter von 16 - 18 
Jahren keine Unterstützung erhalten sollen. eine Herren! 
In der Versicherung drüben im Neich spielt das Alter 
keine Rolle und es ist wichtig hervorzuheben, daß auch 
diese jungen lienschen mit in die Versicherung einbezo- 
en werden müssen. !ir sehen fernerhin, daß auch da die 
edürftigkeit nur im $ 101 des arbeitslosenversicherungs- 
gesetzes eine Kolle spielt. 


)(Zuruf des Abg.Reinhard: Ihr habt ja gegen Fure 
eigenen Anträge gestiumt. 


Ja, ich bin gerade daran, nachzuweisen, daß Ihr hier 
nichts getan habt für die Arbeiter. Die Hegierungskom- 
mission ist etwas entgegengekommen, in dem sie die 
Ausschlußsätze erhöht hat. Aber der Antrag ist kein 
Produkt der Kommunistischen Partei. Die Erhöhung ıst 
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auf unseren Antrag hin eingetreten. Sie haben ja garnicht 


daran gedacht, in dem lioment dem Volke zu helfen, wo es 
in Not war. 


- Unruhe - 
- Glocke des Vorsitzenden- 


Auch die Karenzzeit, die in den einzelnen Bezirken oder 
ast überall auf drei Tage herabgesetzt worden ist, soll 

nach dem neuen Entwurf wieder auf eine Woche verlängert 

werden. Auch dies bedeutet eine Verschlechterung. 

/or allen Dingen aber, meine lerren, wird in den 
neuen Entwurf kein Kechtsanspruch auf die Fürsorge geschaf- 
fen und das Gefühl des Almosenempfangens wird durch diesen 
Entwurf immer noch aufrecht erhalten. Allc diese Punkte 
können uns nicht bestimmen, den Entwurf auch nicht als 
Zwischenlösung anzunchmen. Wir müssen darauf bedacht SeiL, 
dab wir das Gesetz vom Neiche bekommen, das auch dic Ar- 
beitskammer und die Gewerkschaften gefordert haben. Dann 
braucht auch nicht erst das Arbeitsnachweisgesetz einge- 
führt zu werden, denn das Arbeitsnächweisgesetz ist in 
das arbeitslosenversicherungsgesetz mit hineingearteitet, 
da spart sich die Regierungskommission eine riesige Arbeit, 
wenn sıe das ee im Säaarge- 
biet einführt. 2 


n Meine Herren! Auch im Interesse der Rückgliederung 
des vaargebietes an das Reich ist es unbedingt geboten,die- 
ses Gesetz vom Keiche zu verlangen. a 

0... Die „Kommunistische Arbeiterzeitung" schriek,daß 
die sozialdemokraten ihre Grundsätze aufgeben würden, wenn 
Sie die Einführung der Versicherung, statt der Fürsorge 
verlangen. Ich will nicht een die an 
Sche Fraktion gewesen ist, als von einem Erfurter Prograum 
der Sozisldemokratischen Partei die kHede war. 


(Zuruf des Abg. Weiß: Du armer Tropf,Du kannst 
doch ruhige sein!) 


(unverständlicher Zwischenruf des Abg.Daub!) 


Bei dem abgeordneten Daub steht es fest, daß er politisch 
Zu der “eit noch nicht existiert hat. .Ich stelle fest,dab 
‘die Kommunisten nicht mehr wissen, was in_ dem „Erfurter 
Frogramn" steht, deshalb werde ich mir erlauben, es ihnen 
in &rinnerung zu bringen. Da heißt es u.&.:, Zum >chutze 
der Arbeiterklasse fordert die Sozialdemokrätische Fartei 
Deutschlands:Schutz aller gewerblichen Betriebe in stadt 
und land durch ein Reichsarbeitsant, durch Pezirksarbeits- 
ämter und Arbeitskammern ; durchgreifende gewerbliche 
Hygiene. Dann: Übernahme der gesamten Arbeiterversicherung 
auf das Heich mit maßgebender Mitwirkung der Arbeiter ın 
der Verwaltung." 


Nun, meine Herren, zu der Hauptargurentation 
Ye DR RER zu der Peitrags- 
Tercı das arbeitslosanversicherungsgesetz, zu der Peitras 
eıstung des Arbeiters. Ich möchte da einmal die Frage aul- 
werfen: Wer zahlt denn heute die lüittel, die für die Für- 
sorge gebraucht werden? Meine Herren! Sıe werden Ar 
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daran erinnern, daß wiederholt Bernes von dieser stelle 
kritisiert worden ist, daß die »steuerlasten von der er- 
werbstätigen Bevölkerung aufgebracht werden müssen. lueine 
Herren! ilenn das Tatsache ist, dann stimmt es doch auch, 
daß das Geld, das für die Fürsorge aufgebracht werden muß, 
wiederum aus dem Gelde der werktätigen Bevölkerung kommt. 
Deshalb stehen wir auf dem Standpunkt, daß auch der Unter- 
nehmer interessiert werden muß an diesen Einrichtungen 

daß auch der Unternehmer seine Beiträge dazu zahlen soll, 
damit der Arbeiter in die lage kommt, einen Schutz,einen 
Rechtsanspruch auf seine Unterstützung zu erhalten. 


Nun eine weitere Frage, meine Herren. Es wird ge- 
sagt, daß der Arbeiter seine Beiträge nicht leisten kann. 
Gut, helfen wir ihn. kian braucht dazu nur das steuerfreic 
Exjstenzminimum z.B. von 290 Franken auf 500 Franken zu 
erhöhen,dann hat der Arbeiter schon seinen Beitrag heraus. 
Es gibt noch andere Wöglichkeiten, dem Arbeiter zu helfen. 
Ich denke dabei an das Umlagengesetz. lian braucht für die 
lohnsteuerpflichtigen den Satz von 150 % nur auf 200 % 
erhöhen und zwar für die Personen, die Bi Si bıs 
20 - 25 000 Franken Einkommen haben. Wir haben hiermit 
wiederum ein Beispiel, wie dem Arbeiter bei gutem jillen 
peboifen werden kann, sich einen Rechtsanspruch auf die 

nterstützung zu verschaffen. 

Gewiß gibt es auch in der Arbeitslosenversicherung 
manches zu kritisieren, aber haben wir sie einmal grund- 
sätzlich, dann sind wir auch in der Lage, das,was uns 
nicht gefällt, zu besprechen und anders zu beschließen. 


..... „Nun_noch ein jlort zu dem Gesetzentwurf der Kommu- 
nistischen Partei. Ich habe gesagt, es 1st auffallend g°- 
wesen, daß die Kommunisten verabsäumten ‚eine Degründung 
zu ihrem Entwurfe zu geben. Dazu möchte ıch zunächst eın- 
mal etwas ri Helmphnee sagen. Ein jeder Staat,gleich- 
gültig, welches Wirtschaftssystem vorhanden ist, ob wir 
an das frühere Zunftwesen denken, den heutigen kapitali- 
stischen Staat vor uns haben, ob wir gar an den »oz1ali- 
stischen oder Kommunistischen Staat denken. 
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(Zuruf des Abg.Daub: Einen kommunistischen Staat 
gibt es ja gar keinen. 


Tatsache ist es, daß jeder Staat,mag er eine lüirtschafts- 
form haben, wie er is, auf dem Fundament der Arbeit ruht. 
wenigstens ist es bisjetzt noch nicht FOrgeRounen dB? 

der Staat auf eine andere Grundlage gestellt werden konnte. 
Ein Staat, wie ihn ein Keichslügenverband gegen die vozial- 
demokratische Be wegung der Bevölkerung schildert, in dem 
keiner mehr Ärbeiten und keiner mehr Steuern zahlen will, 
ein solcher Staat kann nicht bestehen. Arbeit muß in jedem 
Staate geleistet werden. Es ist nur ein Unterschied darın, 
wer leistet diese Arbeit und wie wird sie geleistet. Weine 
Herren, da bin ich der festen Überzeugung, daß auch die_ 
Kommunistische Partei mit mir einig geht, wenn wir die ra- 
role ausgeben: Ein Jeder hat ein Kecht auf Arbeit und ein 
Jeder hat auch die Pflicht zu arbeiten. 
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weine Herren! Diese Rechte und Pflichten der Arbeit gegen- 
über sind in dem heutigen Staate, in dem kapitalistischen 
Staate, ungleichmäßig verteilt. Und weil sie ungleich- 
eg verteilt sind, darum tobt ja auch der Kampf in unse- 
rem »taate. Der Arbeitnehmer hat’zu wenig hechte zur Ar- 
beit und hat_daher viel mehr Pflichten zu derselben. Auf 
der anderen Seite sehen wir, wie sie nur hechte, die sie 
nicht ausüben brauchen, aber keine Pflichten zur Arbeit 
haben und deshalb der Jassenkampf. Deshalb der Kampf un 
eine gleichmäßige Verteilung der Rechten und Pflichten für 
die Arbeit und zur Arbeit. Und ich gehe noch weiter und 
glaube, die Herren Kommunisten sind weiter mit uns einver- 
Standen. Sie sind sicher mit uns derselben weinung, daß 
zur Führung des Klassenkaupfes eine starke Gewerkschaft 
ie also ein Einverständnis zwiSchen beiden Parteien. 
ch glaube, Sie sind ferner mit uns der Ansicht,daß der 
ewerkschaftliche Kampf nicht geführt wird zu dem Zwecke, 
ak keiner mehr ctwas zu tun braucht, sondern daß der 
gewerkschaftliche Kanpf geführt wird, um eins chrliche 
rbeit und um eine gerechte Bezahlung. 
| Und wenn wir darin einig sind" daß für diesen Kanpf 
zu führen, Gewerkschaften notwendig sind, dann sind wir 
aber auch einig, daß diese Gewerkschaften gestärkt werden 
müssen. Ich glaube, auch da sind Sie damit einverstanden. 


(Zuruf des Abg.Neinhard: Die stärkt man am besten, 
wenn man die Kommunisten herausschneißt. ) 


Nein, die stärkt man auch nicht, wenn man, wic es die 
Omzunısten tun, mit den Unorganisierten üöin.n Pakt gugun 
dic Gewerkschaften abschließt. Die Kommunistische Partei 
erachtet es femer als ihre vornehuste Pflicht, weil sie 
von woskau diktiert ist, in erster Linie als Klassenkäupfer 
egen ihre eigene Klasse zu känpfen, gegen die Sozialdemo- 
ratıe. Auch Anträge, bei irgend einer Bele enheilt gestellt, 
die eigentlich nur deu Beta Lonabagurfnis lenen, sie 
Onnen das Fundament eines Staates und damit den Klassen- 
kaupf gefährden. wan kann durch solche Anträge den Klassen- 
esnern material in die Hände liefern, die dann aufs Neue 
1€e alte Behauptun bringen können, daß wir tatsächlich 
darauf hinzielen, daß wir einen Staat wollen, wo nienand 
etwas zu arbeiten brauche. an kann leicht denen iuterial 
2eiern, die heute auf dem Standpunkt stehen, daß durch 
die Arbeiterversicherun sgesetzgebung das Faulenzertun 
groß gezogen werden würde. Und,meine Herren, daher muß man 
mit solchen Anträgen recht vorsichtig - vorgehen. Ich will 
da auf einige Beispiele in Ihrem Entwurf zurückkommen, die 
vielleicht in der Theorie gut gemeint sind,vielleicht auch 
Agitationszwecken dienen, 


(Zuruf des Abg.Petri: Dufür sind sie bestiunt) 
aber in der Praxis nicht zu dem gewünschten Ziel führen 
Onnen, Sondern zum Mißbrauch, zum Versuch, aus dem Arbeits- 


verhältnis herauszukomnen und man wird dann nicht mehr 
assenkämpfer sein wollen. | 
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Sie beantragen z.B. Fürsorge bis zur \iedereinglie- 
derung in den Produktionsprozeß. Ich kann Ihnen aus meiner 
Tätigkeit mitteilen, es gibt schon heute eine Anzahl Leute, 
die nicht mehr eingegliedert werden wollen. Und wenn sie 

denen helfen wollen, die heute schon nicht mehr eingeglie- 
dert werden wollen - ich bitte, mich nicht mißzuverstehen- 
die bekommen Sie dann erst recht nicht mehr herein,wenn 


Sie eine Unterstützung bis zum Wiedereintritt in den Fro- 
duktionsprozeß gewähren. 


(Bemerkungen von der Tribüne) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


rsitzender: Ich muß darauf aufmerl:san machen, daß von der Tribüne 
aus Demerkungen irgendwelcher Art unstatthaft sind. 

.lieser (SP) fortfahrend: Sie verlangen weiter, daß alle Erwerbs- 

osen ohne Unterschied des Geschlechts in Fürsorge genonnen 

werden und als Höhe der Unterstützung verlangen sie Tarif- 
lohn der letzten Tarifgruppe. Sie verlangen ferner,daß 
dieses Einkommen auf Grund 90% ERTIORBE steuerfrei und 
nicht pfändbar ist. Ja, meine Herren ommunısten, was 


Ban denn die übrigen Arbeiter dazu, die im Erwerbsleben 
stehen‘ 


(Zuruf des Abg.ieiß: Damit sie AareungeseiuLunge 
werden. 

(Zuruf des Abg.HReinhard: \ias sagen Sie zu den x 

riesigen Steuerhinterziehungen der Arbeitgeber?) 
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Glauben Sie,daß, wenn der Arbeitslose seinen lariflohn be- 
komnt, keine Steuern zu zahlen braucht das Einkommen nicht 
pfändbar ist, etanbon Sie wirklich, daß die Arteiter,die 

noch im Produktionsprozeß stehen, damit einverstanden sind, 


daß sie weniger erhalten sollen, als diejenigen, die nicht 
arbeiten? 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Also Sie sind für die 
Steuern gegen die Arbeiter?) 


bs ist ferner verlangt worden, daß alle Arbeiter, die von 
Streiks und Aussperrungen betroffen sind, unter diese be- 
Een fallen. Haben Sie nicht überlegt, daß damit die 
Gefahr besteht, daß hirtschaft und Staat, auch der Soziali- 
stıische, totgestreikt wird? 


ga PuoZ 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Das wollen wir jet) 


Dann verstehe ich es. 


(Zuruf des Abg.keinhard: ir sind wenigstens so 
ehrlich und Sagen, was wir wollen. 


weine Herren! Sie verlangen weiter, daß alle aus Schutzhaft, 
Untersuchungshaft usw. kommenden unter die Fürsorge fallen 


sollen. Ist damit nicht die Sicherheit der Einwohner und 
des Staates aufs Neue bedroht ? 


(Zuruf des Abg.Keinhard: Das wollen wir ja,wir wollen 
den Staat zerstören, wir haben kein Interesse an 
dem Völkerbundsstaat. ) ” 
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Es heißt weiter in Ihrem Entwurf: „Her sich beharrlich wel- 
ert, Arbeit aufzunehmen" - also er darf sich ruhig ein paar 
lal weigern, nur nicht beharrlich,- soll,wenn der Arbeiter- 
aaschun keinen ZAnsprunn gegen dıe Aufnahme dieses FEr- 
werbslosen in einen Betrieb erhebt, von der Unterstützung 
ausgeschlossen werden. | | | | 
Sie verlangen, daß_die Belipffügkeisetre e nicht 

mehr geprüft werden soll. Dann her mit der Arbeitslosen- 
versicherung. Dort hat der Betreffende wenigstens ein Kecht, 
die Unterstützung ohne Prüfung zu erhalten, weil er Del- 
träge gezahlt hat. Solange die Fürsorge aufrecht erhalten 
wird, muß auch die Bedürftigkeit geprüft werden. 


(Zuruf des Abg.heinhard: Das ist allerhand, wenn 
der Arastteber ihn auf die Straße geworfen hat, 
dann soll er hungern. 


Wir haben da einen praktischen Fall gehabt, wo jemand zu 
uns kam, um Erwerbslosenunterstützung zu bekommen. br ist 
gefragt worden, ob er kein Einkommen besitzt, er hat dies 
verneint.Es ist uns aber mitgeteilt worden, daß der Er- 
werbslose Besitzer eines Hotels sei und aus diesem Desıtz 
monatlich 4500 Franken „iete bezieht. Herr Keinhard,geben 
Sie zu, daß ein ilann, der 4500 Franken monatliches Bin- 
kommen hat, daß der Arbeitslosenunterstützung bekommen 
soll? Sie verlangen die Beseitigung der Bedürftigkeits- 
rüfung in Ihrem Antrage und wollen haben, daß in dıesen 
alle aus den Steuern der Erwerbstätigen zu den 4oJU 

Franken noch das volle Gehalt bezahlt werden soll. 
Sie verlangen bei der produktiven Erwerbslosen- 
fürsorge, daß einem Erwerbslosen, dem Arbeit außerhalb 
seines Wohnortes zugewüesen wird, ,das Fahrgeld als Spesen 
zu zahlen ist. Sie haben aber nicht an die Arbeiter gedacht, 
die im Produktionsprozeß stehen und auch nach auswärts 
fahren müssen. ei 

Bei Krankheit eines Erwerbslosen verlangen »1€ 
als Grundlohn den Tariflohn, den derselbe vor Eintritt 
der Erwerbslosigkeit hatte. 
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(Zurufe der Kommunisten: Das ist notwendig! ) 


Das ist notwendig,sagen Sie, was sagen aber die ın Beschäf- 
tigung stehenden Arbeiter? | 


(Zuruf des Abe.Daub: Wir wollen ihn nicht stören, 
er entwickelt sich sehr gut! 


g a prQ 


Dann stellen Sie Anträge an die Kommunen, ich nehme an, _ 
daß das, was in Ihrer Zeitung steht, wahr ist. Sie schreibt: 
„Die Versammelten stellen dieserhalb folgende Forderungen 
an die Kommunen: 


1) iienschenwürdige Behandlung der Zrwerbslosen durch 
die einzelnen Verwaltungsstellen; 


2) Verfügungstellung von eeigneten Unterkunfts- 
räumen für die Erwerbslosen; 


3) kostenlose Meise Ze rung mit Gas,.Nasser und Jicht 
in der liöhe des Normalverbrauchs; | 


4) 
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4) Belieferung mit leizmaterial; 


74006 47 





5) Übernahme der wietunkosten während der Dauer der 4 
Erwerbslosigkeit usw., 


72 


und sagen dann: „Die anwesenden Erwerbslosen sind sich je- 
doch bewußt, daß diese ıhre EUSSEFORESn nur Im engsten 
ntakt mit den Betriebsarbeitern erkänpft werden können." 


x ‚ ienn Sie alle diese Anträge zusammennehmen, so 
können Sie von den Arbeitern, die in den Betrieben stehen, 
nicht viel Sympathie erwarten. 


Dann kommt die Frage der Aufbringune der lüttel. 
Da heißt es, daß die iättel ron der Regierungskommission 
den Gemeinden zur Verfügung gestellt werden. Ich habe mir | 
im Stillen gewünscht, wir Rötten eine kommunistische Ke- Ei 
gierung, damit Sie (zu den Kommunisten) beweisen könnten, Bi. 
wie Die die Nittel aufbringen in dem Umfange, wie sie | nı 
notwendig wären. | 


(Zuruf ia re zu den Soziaäldeuokraten: Nehmt 4 
ihn (den Redner) in die Volkshochschule! 4 


Die Folge wäre, daß auch diese Regierung höhere Steuern 
beschließen müßte. Ich möchte die Frage aufwerfen, wer 4 
würde diese steuern bezahlen? Tritt angesichts dieser ji 
Anträge nicht an jeden, der nicht davon überzeugt ist, M 
daß der Staat die Arbeit als Grundlage braucht, die /er- N 
Suchung heran, aus dem Froduktionsprozeß heraus zu kommen? M 
Wäre es nicht menschlich begreiflich, da er sich als #r- 4 
werbsloser besser stellt? Würde damit nicht die Arbeits- # 
lust und damit das Fundament jeden Staates zerstört und EB 
untergraben” !iäre das eine en ee ae; von tiech- 5 
ten und Pflichten auf Arbeit und zur Arbeit” Ist das ein u 
Wittel, die gesamte Arbeiterklasse besser zu stellen? 
Alle diese Fragen drängen sich einem auf, wenn diese An- 
träge der Kommunisten Gesetz werden würden. Wer sich die 
Auswirkung dieser Anträge klar a die ja aller- 
dings nur theoretisch aufgestellt sind, muß auf den Ge- 
en en kommen, daß die Anträge nicht durchgeführt werden 
Önnen und deshalb sind sie abzulehnen. We 

| lieine Herren (zu den Kommunisten) Sie wissen, 
daß diese Anträge nicht durchzuführen sind, aber »1e, 
bezeichnen diejenigen, die die Anträge ablehnen,als Ver- 
räter an der Arbeiterschaft, trotzdem wir ernstlich be- 
strebt waren, den Arbeitern zu helfen. "ir _haben überall 
dort, wo die Gelegenheit geboten war, den Erwerbslosen 
zu helfen, uns dafür eingesetzt, allerdings nicht durch 
Resolutionen, Demonstrationen usw. 


(Zuruf des Abg.Daub: Siehe Keichstag! ) 
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Durch die Abnahme der Erwerbslosigkeit ist die Hochkon- 
a der Kommunistischen Partei überschritten. Die 
rbeiterschaft wird erkennen, daß die Kommunisten nur 


die Not derselben mißbraucht hat. an 
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| keine Herren! Über einzelne Punkte ließe sich reden. 
Diese Fragen können bei Gelegenheit der Beratung des Ar- 
a ag BEST eb re erledigt werden. | 
Die Sozialdemokratische Fartei hat die Vorlage betr. 
Erwerbslosenfürsorge abgelehnt und verlangt die Einführung 
des Arbeitsvermittlungs-und Ärbeitslosenversicherungs- 
gesetzes, wie es im heiche besteht. 


| Außerhalb unserer Betrachtungen möchte ich aul 
einen Namen zurückkommen, der während der Debatte gefallen 
Bar: BEN der Führer der Kowmunistischen Partei 
ands. Ä 


- Glocke des Vorsitzenden- 


Vorsitzender: Wollen wir noch einmal in diese internationale Vebat- 
te eintreten? 


ibe.Lieser (SP): Nur ein paar liorte,Herr Vorsitzender. Es ist darüber 

estritten worden, ob Trotzki nach Neunkirchen oder »aar- 
rücken kommen soll. Er sitzt augenblicklich in der Türkei 

und wartet bis ihm ein Staat Asylrecht gewährt. Nachden 

das Saargebiet über den Staaten steht, En es das Kecht 

und die Pflicht, einen solchen erwerbslosen Führer aufizu- 

nehmen und ich trete persönlich dafür ein, daß,wenn er 

kein Äsylrecht bekommen sollte, zu uns in’s vaargebiet 

genommen wird. 


( Bravo- Rufe der Sozialdemokraten) 


forsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard‘ 


Ibe.Reinhard (KP): Meine Herren! Die Ausführungen des Vorredners 
geben mir VOTBBASBBURE den geschäftsordnungsmäßigen Antrag 
zu stellen, daß das Stenogramm der Rede auf öffentliche 
Kosten des Landes in allen Gemeinden veröffentlicht wird. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Diehl! 


Abg.Diehl (DSV): lleine Herren! Auch wir sind dafür,daß der 
Entwurf betr. 


Erwerbslosenfürsorge , 


wie er von der Hegierungskomnission argnLegt worden 
ist,zurückgezogen wird. Wir stehen auf dem »tandpunkt, 
daß, wenn die Verhältnisse gebessert werden sollen,die 
Arbeitslosenremittlung mit Arbeitslosenversicherun 
eingeführt werden muß. Das beste wittel,den Syerbalczen 
zu helfen,ist, daß man ihnen Arbeit schafft. Wir begrü- 
Ben, daß die Kommunalanleihe von der hegierungskonmis- 
sion befürwortet wird und wünschen, daß dieselbe in 
Kürze verabschiedet wird. 


Wir stehen auf einem anderen »tandpunkt ‚wie 
die Herren Kommunisten,die in ihren Anträgen zum Aus- 
druck gebracht haben, daß den Erwerbslosen möglichst 
viel gegeben werden soll, ohne dabei zu bedenken oder 
ar zu begründen, woher die Nittel zu nehmen sind. 
ommunistischer Ärundsatz ist, daß der wensch das Pro- 
dukt seiner Erziehung AuL ‚üensnsunreohand widte man 
den Menschen erziehen,daß er den Begriff in sich aul- 
nimmt, eine Pflicht zur Arbeit zu haben. Daß dies die 
heutigen Erwerbslosen nicht machen wollen, beweisen die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Lieser,daß ein 
großer Teil Erwerbsloser nicht in den Froduktionsprozeß 
eingereiht werden will, um ihr Brot zu verdienen. Ich 
habe eine Liste vorliegen, die besagt, in der Zeit vom 
16.bis 19. Februar dssJs. wurden vom Ärbeitsnachweis 
73 Personen Arbeit zugewiesen; aufgenommen haben nur 
29,die restlichen 50 haben mit „nein geantwortet. 

< davon haben nach einigen Tagen die arbeit wieder 
Evan. weil sie es vorzogen, die Arbeitslosenunter- 
stützung für sich in Anspruch zu nehmen. Einen drastischen 
Fall beweist das Straßenbauant der Stadt Saarbrücken, 

80 Arbeitslose wurden angefordert und von diesen &U hat 
keiner die Arbeit aufgenommen. Diese haben durch ihre _ 
Sprecher erklären lassen, wir bekommen 25.-Franken Arbeits- 
losenunterstützung,dann noch 6.-Franken_von der Gewerk- 
schaft und für den Hest haben wir kein Interesse die 
arbeit aufzunehmen. Hier liegt der Kern der Sache. ber 
Wensch muß dazu erzogen werden, die Arbeit aufzunehnen, 
wenn sie ihm zugewiesen wird. &s ist Pflicht eines aa 
Binzelnen,wenn ihm Arbeit zugewiesen wird,diese auc 
aulzunehnen. RE 

Wir stehen auf dem Standpunkt, von der hegie- 

rungskomnmission zu fordern, daß das Arbeitslosenversiche- 
rungsgesetz verbunden mit dem Gesetz über Arbeitsveruitt- 
ung dem Landesrat vorgelegt wird, und die im Keiche in 
dieser Frage gesammelten Erfahrungen zu verarbeiten und 
auf uns zu übertragen. Dies ist im Interesse der Arbeits- 
losen des Saargebietes notwendig. 
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Vorsitzender: Das "Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


Abg.Backes (Chr,Soz.”.): Meine Herren! Auch meine Partei steht 
auf dem Standpunkt,daß die Regierungskommission,ehe sie 
diese Anleihe tätigt,ihre Reservemittel heranziehen und 
zur Bautätigkeit herausgeben soll, wie wir es seiner- 
zeit bei der Finanzbesprechung verlangt haben. "ie uns 
mitgeteilt worden ist, hat der Herr Präsident gesagt, 
daß nächste "oche die Besprechungen sehr wahrschein- 
lich fortgesetzt werden sollen. Die produktive Erwerbs- 
losenfürsorge wird wohl das Beste sein, dann wird es 
sich auch herausstellen, was immer in manchen Kreisen 
angezweifelt wird, ob dıe Leute arbeiten wollen oder 
nicht. Es ist zu bedauern, und ich möchte das hier 
nicht verallgemeinert wissen, wenn es leute gibt,die 
die Arbeit nicht aufgenommen haben oder nach kr aa 
Tagen die Arbeit verlassen haben. Die Schuld lieg 
auch manchmal am Unternehmer. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


bs gibt eine ganze Anzahl hier in Saarbrücken,viel- 
leicht kleinere Betriebe, die _ sich Arbeiter überweisen 
lassen, dann aber kaum einen Lehrlingslohn bezahlen. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Die wollen die Not der 
Erwerbslosen ausnutzen. 


Das ist latsache, denn ich habe wütteilungen von ver- 
schiedenen Leuten bekommen. Wenn die Leute am Abend 
doch nichts verdient haben, dann verstehen wir,daß die 
Leute auf eine solche Arbeit verzichten; zumal wenn sie 
noch 20 oder 30 Franken Fahrgelder im lionat bezahlen 
sollen. Man kann den Leuten nicht zumuten, zu arbeiten 
wenn sie mit ihrer Arbeit doch nichts erreichen. "sis 
die Pflicht derjenigen, die Arbeiter einstellen,diese 
auch so zu Besen daß sie leben können, dann wird 
dıe Arbeitsfreude auch zunehmen. Sr 

Dann stimme ich dem Beschluß der Kommission zu, 
daß die Regierungskommission diese Verordnung zurück- 
ziehen, und die Verordnung über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung einführen solle. 


Supruag Pyasıydmbousg Waranıgadog d 7 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reichard! 


Abg.Reichard (Dnt1.VP): Meine Herren! Ich stimme dem, was der 
Herr Vorredner grundsätzlich zu der Vorlage betr. 


Erwerbslosenfürsorge 
ausgeführt hat, zu. 


(Zaruf des Abg.Reinhard: Hätten die Erwerbslosen 
so viel Gehalt wie Sie !) 


$ X pw 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Herr Reinhard, ich muß den Zuruf zurückweisen. 


Abs. Reichard fortfahrend: ilan kann ja sagen was man will,>ie 
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(zu Abg.Reinhard) widefepzenben iedes ort, das muß auch 
einmal gesagt werden. Ich sage, das Wichtigste, diesen Zu- 
stand der Arbeitslosiekeit zu beseitigen, ist, daß.man 

Arbeit beschafft. Der jetzige Zustand liegt nıcht so sehr 


an den lenschen, sondern ist eine Folge dcs unglücklichen 
Ausgangs des Krieges. aa RER 
"ir richten an die Regierungskommission die Bit- 
te, daß sie nicht warten möge, ob und bis wann die gro’e 
Anleihe unter Dach gebracht wird, sondern daß sie jetzt 
schon eine starke Belebung der Dautätigkeit hervorruft. 


Das ist unsere Ansicht. 
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Vorsitzender: Das Wort hat ilerr äbgeordneter Schuoll! | 





Abg.Schmoll (DVP): ieine Herren! Wir stimmen grundsätzlich dem % 
Gutachten zu, das an Stelle der Erwerbslosenfürsorge ein Ü 
Versicherungsgesetz verlangt. Das will aber nicht heißen, 
daß wir etwa BERN das deutsche Gesetz verlangen,denn 
das deutsche Gesetz ist außerordentlich überprüfungswert. | 
Ich will Ihnen vorlesen,was noch ror wenigen Tagen der | 
Keichsminister a.D. Reinhardt, der, soviel ich weiß,der | 
demokratischen Partei angehört, über das deutsche Er- | 
werbslosenversicherungsgesetz gesagt hat. „“ir müssen ) 
uns im »ommer zusammensetzen und nach einer gründlichen | 
Neuregelung der Erwerbslosenversicherung süchen. Auf | 
diesem Gebiete sind wirklich Auswüchse und lii£ßbräuche 
vorhanden, die man auf die Dauer nicht mitmachen kann." 
nie sehen also hier, wir stehen nicht ganz allein nit 
unserer Ansicht, die ich schon in der Kommission geäußert 
habe, daß das deutsche Erwerbslosenversicherungsgesetz 
in seiner jetzigen Gestalt nicht etwa ein Vorbild seın 
und unmöglich so übernommen werden kann. Der heutige 
Zustand im Saargebiet jedoch, kann unmöglich auch nur 
kurze zeit fortbestehen. Herr Diehl hat sehr interes- 
sante Beispiele aus der Stadt Saarbrücken genannt, die 
mir auch Ss Stadtverordneter bekannt sind. Es geht 
nicht weiter an und ist auch nicht im Interesse der Er- 
werbslosen gelegen,wenn solche Zustände weiter bestehen 
bleiben. Es gibt einzelne Gemeinden, die ganz erhebliche 
Beträge auswerfen für die Erwerbslosen, und es gibt wie- 7 
der andere Gemeinden, die überhaupt nichts tun,vielleicht 7 
weil sie es nicht können. Hier in der Stadt Saarbrücken 
2.8. bekommen die Erwerbslosen ganz beanhtenswerte Unter- | 
stützungen, in anderen Gemeinden, auf dem Lande bekomuen | 
die Erwerbslosen gar nichts. Dieser Zustand kann nicht | 
länger andauern. Ich bin der Ansicht, wenn ich auch | 
grundsätzlich diesem Gutachten zustimne, und eine Ver- 
sicherung eingeführt wissen will, daß wir mit kücksicht 
auf die immer noch im Fluß befindlichen Verhältnisse im i 
Reich, nicht warten können bis ein hNeichsgesetz endgül- ; 
tig da ist. Deshalb wäre ich damit einverstanden,wenn | 
ganz vorübergehend, nur als ein Frovisoriun, - ıch “ 
unte rstreiche das -, das von der hegierungskoumission i 
vorgelegte Erwerbslosenfürsorgegesetz eingeführt wird. 
Diese Vorlage hat auch die einstimmige zustiumung der | 
Arbeitskammer gefunden. Es soll also nur ein vorüber- | 
gehender Zustand sein, um dem noch viel schlechteren 
zustand, der zurzeit besteht,abzuhelfen. «ur unter- 1 
streichen dabei nochnals,daß wir ein Erwerbslosenver- | 
sicherungsgesetz in Übereinstimmung mit den übrigen 
Parteien verlangen. 
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| Noch ein kurzes \lort zu der Anleihe. Diese | 
hängt schließlich mit den Erwerbslosenzuständen zusan- | 
men. Nur Arbeit - es ist ja_schon der Fall öfters be- | 
sprochen worden - kann den Erwerbslosenzustand beseil- | 
tigen. Deshalb richten wir mit allem Nachdruck an die | 
Regierungskommission die Bitte, wenn auch die waaran- 
leihe vorläufig nur auf 3 iuonate verzögert worden 1St, 
daß sie den Teil aus dem ern en herausniunt, 
der die Neubautätigkeit betrifft,und daß sie diese 
Neubautätigkeit sofort aufmimut ohne auf die »aaran- 
leihe, die wir ja wahrscheinlich in einen Vierteljahr 
haben werden, zu warten. Die Kegierungskomnission hat 
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nach unserer Ansicht die wittel in der Hand, un die Neu- 
bautätigkeit sofort zu beleben. ienn sie nicht genügend 
wittel Zu haben verweint, wenn sie ihre Keserven nicht 
zu diesem Zwecke einsetzen will,dann ist es außerordent- 
lich leicht möglich, für die Bauten auf dem wege des 
Hypothekenkredits sich wittel zu verschaffen. nenn ändere 
sıch Mittel verschaffen,dann muß dies der Kegierungs- 
kommission auch möglich sein. Deshalb fordern wir uit 
allem Nachdruck, daß die jiohnungsbauaktion nicht unter- 
brochen wird. Denn wenn heute die Bautätigkeit im Saar- 
ebiet,namentlich in den größeren ÖOrten,insbesondere in 
aarbrücken eine Unterbrechung erleiden sollte, dann 
wäre Jas eine außerordentlich bedauerliche latsache.lIch 
glaube nicht, daß die Kegierungskounission die Verant- 
wortung übernehmen will Für zustände, die daraus ent- 
stehen könnten. Wir hätten in Falle des Darniederliegens 
der Bautätigkeit in 1 oder 2 Jahren wieder die großen 
listen der lohnungsäuter,die, wenn die Bautätigkeit nicht 
pausiert,meiner Ansicht nach bald verschwinden werden. 
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Vorsitzender: Das \iort hat llerr Überregierungsrat »schäfer |! 


Überregierungsrat Schäfer: iueine Herren! Der Fall,den llerr 
Diehl vorhin vorgetragen hat, wonach in einer Zeit 
von einigen Tagen hier am städtischen Arbeitsnachweis 
ungefähr 50 ilann die ihnen angebotene Arbeit verwei- 
gert hätten,also von 79 nur 29 die vermittelte Arbeit 
angenommen hätten, ist meines Wissens dem Arbeitsamt 
nicht gemeldet worden. 





(Zuruf des Abg.Schmelzer: Das ist ein Irrtum!) 


Der Fall auf dem Straßenbauaut der Stadt betrifft 

80 Arbeiter. In der Baukommission wurde dieser Fall 
vorgetragen als ein krasses Beispiel dafür, wie von 
manchen Leuten die Arbeitsaufnahne verweigert wird. 


(Zuruf des Abg.Daub: Es stiunt aber nicht!) 


Ich kann nur sagen,daß in allen diesen Fällen die be- 
treffenden Leute, die sich weigern, die Ihnen angebo- 
tene Arbeit aufzunehmen, für den Fall aus der Fürsorge 
ausscheiden, daß man ihnen billigerweise zumuten konn- 
te, diese Arbeit zu übernehnen. Und diese Fälle werden 
alle dem Arbeitsunt zur Entscheidung vorgelegt. Wir 
15t aber von dicsen ganzen Fällen nichts bekannt. 


(Zuruf des Abg. Daub: Na also !) 


wenn hier in der Diskussion die verschiedenen Verbes- 
serungen, die der neue Entwurf gegenüber dem bisherigen. 
Zustand bringt, schon von den Herren selbst vorgetragen 
wurden, so kann ich mir die Begründung des Entwurf.s 
nach dieser Richtung hin schenken. Abör auf das cine 
möchte ich aufnerksau machen: \ienn einer der lierren 

edner beanstandet, daß die Unterstützungssätze ‚die 
Höhe der Unterstützungen in dem Entwurfe nicht gere- 
gelt wird, so weise ich darauf hin, daß es unnöglich 
1St, in dem _Verordnungsentwurf selbst die liöhe der _ 
Sätze festzulegen. Der ) 17 überläßt das dem wütglied. 
der Regierungskommission für das Arbeitswesen, von Fall 
zu Fall die Sätze festzusetzen. Es ist ganz selbst- 
verständlich, daß die sich nach den Zeitverhältnissen 
richten müssen, und demgemäß von Fall zu Full neu ge- 
regelt werden müssen. 
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Weine Gerren! iVenn Sie trotz Ihrer Kenntnis 
dessen,was für den Entwurf spricht gegenüber dem bis- 
herigen Zustand, dennoch zu ee N. konmen, in 4 
Ihrer großen \ehrheit die Verordnung nicht zu dıskutie- # 
ren und nach wie vor die Einführung des Arbeitslosen- Bi 
versicherungsgesetzes zu fordern, so muß ich doch darauf 
hinweisen daß man nicht außer acht lassen darl,daß I 
die Inkraftsetzung dieses Gesetzes noch einen verhält- 
nısmäßig längeren Zeitraum in Anspruc# nehuen wird, 
einmal aus gesetzgeberischen Ursachen #eraus, und ın 
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der llauptsache besonders aus dem Grunde, um den finan- 
ziellen Unterbau eines solchen Versicherungsgesetzes 
für das Saargebiet zu schaffen. Ich bin der Meinun 
als Vertreter dieser Vorlage, daß es Euler: 
ewesen wäre, die Vorlage wenigstens als Zwischenlösung 
is zur Einführung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
zu nehmen. Um so mehr bestände dafür ein Grund, weil 
auch, wenn von heute auf morgen ein Arbeitslosenver- 
sicherungsgesetz eingeführt wird,dennoch man auf_die 
Fürsorge nicht verzichten kann. Denn das Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz gibt jedem nur einen Rechtsanspruch 
auf Unterstützung für die Zeit von 26 Wochen. Nach 
Ablauf der 26 iiochen scheidet der Versicherte ohne 
weiteres aus diesem Rechtsanspruch aus. Und wenn dann 
keine Fürsorge bestände, dann wäre er ganz und gar 
ins leere verwiesen. Deshalb muß wohl oder übel,auch 
später,wenn ein Arbeitslosenversicherungsgesetz für _ 
das vaargebiet bestehen soll, dennoch die Fürsorge bei- 
behalten werden. Und der heutige Erwerbslosenfürsorge- 
entwurf bringt lediglich eine ganze neihe Verbesserungen 
gegenüber dem bisherigen Zustand, der sich zusamnen- 
setzt aus einer verhältnismäßig großen Summe von leil- 
regelungen, die im laufe der Ass notwendig waren. Im 
Reiche mußte die Verordnung von 1918, mit der wir heute 


immer noch im Saargebiet zu tun haben, bis zu Anfang 
1924 nicht weniger als 17 mal geändert werden. Das »aar- 
gebiet selbst hat, wie ich vorhin schon sagte, selbst 
eine ganze Reihe Abänderungen erlassen müssen. Jeden- 
falls wäre es ein erheblich besserer Zustand gegenüber 


dem bisherigen, wenn man aus dem Vielerlei von Einzel- 
Be BeRg Sn ‚Woraus sich heute die Erwerbslosenfürsorge- 
ordnung zusammensetzt, ein einheitliches Gunzes,ein ein- 
heitliches Hecht schaffen würde, und das auf eine rich- 
tige, fest und gesetzliche Grundlage brächte. Heute ist 
es so, daß in jedem Kreis,in jeder Stadt in jeder Gewein- 
de des »aargebietes hei den verschiedensten Anlässen 
man nicht weiß,wie man sich zu entscheiden hat. Da ist 
es ein Erfolg der neuen Verordnung, daß durch sie etwas 
Festes geschaffen wird. Hieraus ergibt sich für jeden, 
der dazu berufen ist, zu dieser Frage ee Ai neh- 
men, die absolute hHeformbedürftigkert des heutigen Zu- 
standes. Diese Reform vorzunehnen, war die Absicht der 
Regierung und der Zweck der heutigen Vorlage. Ich bin 
der Meinung, der landrat bliebe dabei in seiner »tel- 
lungnahme absolut ungehindert. \lan könnte anerkennen, 
daß der vorgelegte Entwurf eine wesentliche Verbesserung 
bringt, abgesehen von dem und dem,was der Landesrat für 
notwendig hält, und was nachzuholen wäre, das könnte 
er in der Gestalt von Anregungen und Forderungen tun. 
Im übrigen könnte der Landesrat vielleicht auf der 
Forderung der schnellsten Binführung des Arbeitslosen- 
versicherungsgesetzes bestehen bleiben. „Wenn die Hegie- 
rungskommission der Stellungnahme des landesrates fol- 
en würde, und zöge den Verordnungsentwurf zurück,dann 
ätten wir nach wie vor einen außerordentlich uner- 
wünschten und unbefriedigenden Zustand. 
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Vorsitzender: Das wort hat llerr Abgeordneter heiß! | 


Abg.heiß (KP): weine tierren! wenn ich das Wort noch einmal 
ergreife zu der ei der Erwerbslosenfürsorge, so 
aus dem Grunde, um die häßlichen Angriffe, die man 
hier gegen die Erierbslosen gerichtet hat,zurück- 
zuweisen. Darüber hinaus nöehte ich den geschäfts- 
ordnungsmäßig gestellten Antrag meines Fraktions- | 
kollegen Reinhard noch dahin ergänzen, daß die liede | 
des Abgeordneten Lieser, die gedruckt werden soll, | 
mit der eben gehaltenen Kede des Herrn Schäfer zu- | 
sammen nebeneinander ungeklebt wird, | 


- Unruhe - 
- Glocke des Vorsitzenden - 


damit die Arböiterschaft sieht, ver für die Erwerbs- 
losen im »aa rgebiet etwasb tut, und damit die Ar- 
beiterschaft gleichzeitig sieht, wic die Sozialdcmo- 
kratische Partei im Landesrat und ihre Vertreter in 
ger Kegierung des Saargebictes zu diesen Dingen ste- 
en. 





| 
Herr Lievser hat vorhin in sciner hede gesagt, ü 
er habe festgestellt, daß wir mit Bar Desrunh- | 
kommission in einer front stünden und daß wir auch | 
sonst mit dun Veutschnationalen in einer Front stün- 
den. \ienn Herr Lieser die ganze Debatte aufmerksau F 
verfolgt hätte, so hätte er festgestellt, daß er | 
gerade für diese le Sa keinen Grund hat. Er | 
würde festgestellt haben, daß die Sozialdemokraten 
bis zur Wirtschaftspartei, ja bis zu den Deutschna- | 
tionalen, in einer Front stehen bezüglich der Ab- | 
lehnung der EHE ERERN für die Erwerbslosen. 

heiter hat lierr Lieser BR®, unsere An- 

träge seinen Agitationsanträge. »ind es Agitations- Ä 
anträge, wenn wir immer wieder Anträge zur Verbes- | 
serunz der lage der krwerbslosen stellen müssen ” 
Die Sozialdemokraten haben ja im heichstag gezeigt, 
daß sie ihre eigenen Anträge wieder ablehnen. lie 
war es dann? Es scheint, Sie haben diese Dinge gar 
nicht verfolgt, war es denn nicht so, daß die Sozi- 
aldemokraten Anträge gestellt hatten in der Annahme, 
das Zentrum würde sie ablehnen. Als aber Ihre Koali- 
tıonsbrüder, das Zentrum, aus der hegierung ausge- 
schieden waren,da machte es das Zentrum so, wie es 
die Sozialdemokraten zuvor getan hatten gegen den 
ehemaligen Zentrumsarbeitsuinister Brauns. Das Zen- 
trum hatte ihm diesmal keinen Gefallen getan, denn 
es erklärte sich bereit, die »ozialdemokratischen 
Anträge zu unterstützen. Das Zentrum sagte sich,nun, 
Ihr habt ja lange Benup gegen unseren wliinister ge- 
wettert und net auch Ihr die Verantwortung über- 
nehmen. Und was trat nun ein,nachdem sich das Zen- 
trum für die sozialdemokratischen Anträge entschie- 
den hatte ? Der sozialdemokratische Aarbeitsminister 
hissel veranlaßte seine Fraktion, ihre Anträge wie- 
der zurückzuziehen und nun mußten die Kommunisten 
die Anträge der Sozialdemokraten verfeckten. Ja,ja 
llerr Lieser, so stehen nun einwal die Dinge, daß“ Ih- 
nen das unangenehm ist, können wir begreiien,aber 
da kommen Sie ausgerechnet noch hierher und sagen, 
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die Kommunisten hätten nur Agitationsanträge gestellt. 
Waren Sie es denn nicht, die anläßlich der letzten Keichs- 
tagswahl den Wählern erzählten: lählt Sozialdemokraten, 
dann werden die schiedssprüche besser." Nun leider ist 
noch ein großer Teil auf Ihren Schwindel hereingefallen, 
aber die Sozialdemokratische Schlichtungspraxis wird sehr 
bald auch den letzten Arbeiter auf den richtigen ce 
bringen, aber nicht auf den \ieg zur Wirtschaftsdemokra- 
tie,sondern auf den leg des revolutionären Klassenkanpfes. 
Herr Lieser sagte weiter, sie seien es gewesen, die den 
Antrag eingereicht hätten, damit auf Grund der susschluß- 
sätze ein größerer Teil in den Genuß der Erwerbslosen- 
unterstützung käme. Strengen Sie doch bitte Ihr Gehirn 
einmal etwas mehr an und dann werden Sie auch begreiien, 
daß es gerade die Kommunistische Fraktion war, die schon 
vor ihrem Antrag ja bekanntlich einen eigenen Gesetzent- 
wurf ein Braicht atte, in dem zum Ausdruck kommt, daß 

an alle Erwerbslosenunterstützung gezahlt werden muß und 
sie kommen noch hierher und sagen, die Erwerbslosen wol- 
len ja garnicht arbeiten. 


(Zuruf des Abg.Lieser: ler hat das gesagt ?) 


Das haben Sie gesagt. Wie wird es denn heute gehandhabt 
bei den Arbeitsnachweisäntern, ich kann Ihnen cin Bei- i 
spiel dafür bringen. In eineu Steinbruch in der Gegend 4 
von wichelbach hat man Erwerbslose geschickt zu einem “ 
Stundenlohn von 2,50 Frs. Diese Leute haben die Arbeit 4 
zu diesem Stundenlohn abgelehnt. Daraufhin hat man ihnen % 
einfach die ger pe ea entzogen, weil sie nicht 
bereit waren, für einen Lohn von 2,50 Frs. pro »tunde zu 
arbeiten. 

Jawohl, wir sind auch dafür, daß jeder arbeiten 
soll und muß, aber für eine anständige Bezahlung. fir sind I 
auch dafür, daß sich bei einer solchen Dezahlung jeder R. 
neigen soll, zu arbeiten. “«enn der Herr Lieser einen a 
Fall bringt, daß sich dieses oder jenes auf dem Arbeits- &t 
nachweisamt abgespielt hat, so ist das doch nicht auf 4 
die Allgemeinheit zu beziehen. Daß es nicht stimmt ‚hat 
der Vertreter der Regierung, der Herr Überregivrungsrat 
Schäfer, selbst bestätigt. 

Wenn wir in unseres Antrages sagen, von der 
Fürsorge können nur solche Erwerbslose und Aurzarbeiter 
ausgeschlossen werden, die sich beharrlich weigern, eine 
Arbeit anzunehmen, die den Berufs-und körperlichen Fähig- 
keiten des Erwerbslosen entspricht, so können wir doch 
verlangen, daß man wenigstens dagegen keinen binspruch 
erhebt. Denn damit ist doch klar uurissen, wer ausge- 
schlossen werden kann, nämlich derjenige, der sich be- 
harrlich weigert, die seiner beruflichen und körperlichen 
Fähigkeit En Fanfaahende Arbeit zu übernehmen. Aber wie 
ist es denn in Wirklichkeit heute ? Bin gelernter Schlos- 
ser oder Dreher, der wird uit der he hinuusgeschickt, 
um lagelöhnerarbeit zu machen. Er muß die Arbeit überneh- 
men. Nährend ein erwerbsloser Angestellter oder Beamter | 
diese Arbeit nicht anzunehmen braucht,denn diesen kann ie 
man das nicht zumuten. a 
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(Zuruf des Abg.Lieser: Dus ist bei dem Arbeitsnach- ı 
weisant in lomburg nicht der Fell. Arch E 
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Ach, Sie sind so ein Altgescheiter,lHlerr lieser. Es gibt " 
noch mehr Ärbeitsnachweisänter wie in Homburg. Wenn es if 
bei Ihnen in llomburg so wäre, wie sıe es darstellen,dann 4 
wären dort die besten Verhältnisse. Aber es geht selbst # 
„us der Sozialdemokratischen Volksstimme hervor,daß auch 
in llomburg noch ungeheure llißstände zu beseitigen sind. 
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(Zuruf des Abg.Petri: Die sind auch in Völklingen | 
noch zu beseitigen! j 


Aber wir haben in Völklingen vielleicht mehr getan, wie " 
Ihr in Neunkirchen. | | 
llerr lieser sagte dann:" Käme doch blo! mal eine 
kommunistische Regierung, dann würde es J& viel besser 
für die Erwerbslosen. Darauf kann ich Ihnen,llerr Lieser, 
nur sagen: In dem lioment,wo die kommt, haben Sie hier 


ausgespielt. 


(Zuruf des Abg.lieser: Na, das wird ja auch noch 
lange dauern. 





Die kommunistische Regierung würde aber auch dufür sorgen, 
daß ein hünister AERE 19) IV Franken im Jahre beziehen . 
würde, wo für denselben Betrag 15 - 16 Arbeiter ein Jahr | 
lang arbeiten müssen. ir wollen den leuten nehr eben als ' 
den andern, die noch in Betriebe sind, sagt lerr Lieser. 
Nun,wenn wir das tun könnten, und es durchsetzen würden, _# 
würden wir es bestinnt tun, un somit zum nindesten die Zahl W 
der Erwerbslosen zum Teil zu vernindern,aber hau sieht 4 
bereits an diesen Ausführungen, nit welchen wethoden man 
versucht, den berechtigten Forderungen der Ervurbslosen a 
fiechnung zu tragen und wan sieht ferner, dal bei diesen | 
Leuten von dem \Warxismus auch rein gar nichts mehr übrig 
geblieben ist. llerr Lieser hat hier das briurter Programm 
zu seiner Verteidigung ungezogen. Gestutten Sje nlr nun 
einmal, Ihnen zu sägen, was der Gewerkschaftskongreb schon 
im Jahre 1902 in dieser Frage beschlossen hat. In dieser | 
Kesolution,die auf diesem Kongreß im Jahre 1902 angenon- 
men wurde, heißt es u.a.: | 


")er Gewerkschaftskongreß erachtet es @15 Pflicht, # 
von Reich,Stast und Gemeinde, Arbeitern Unter- | 
stützung zu gewähren bei irbeatslosigkeit,welcher WM 
weder durch streiks oder eigenes grobes Verschul- M 
den hervorgerufen ist. Die Arbzitslosenunterstützungg 
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darf nicht den Charukter eines Almosens oder einer If 
Armenunterstützung tragen und keinerlei Kürzung der 7 
staatsbürgerlichen kechte der Arbeiter nach sich 


f AN 


ziehen. 4 
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Weiter heißt es: EA 


" Der Kongreß verwirft jedes System ciner „rbeits- ıf 
losenversicherung auf’ anderer Grumdluge als der 1 
freien Selbstverwaltung der ärbeiter und der Gewäh-l] 
rung eines Keichszuschusses an „arbu.itsloscenaunter- If 
stützung am Ürte oder auf der heise ‘zahlende zenträf 
le oder lokale Berufsverbände." A 
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“ 

Und am schlusse heißt es: 

"Die Deckung der Aosten des Heichsarbeitslosenver- “N 

-sicherungszuschusscs geschieht zur Hälfte aus |: 

reichsnitteln, die andere Hälfte der Kosten ist r 

durch div Berufsgenossenschaft zu decken. Je nach ni 

den Anforderungen für die einzelnen Berufe hat das N 

Keichsversicherungsant die durch die Berufsgunos- = 

senschaften zu zahlenden Beiträge festzusctzen, TB 

dic von diesen auf dem liege des Umlagcsverfahrens Bi 

von den Arbeitgebern zu erheben sind.” N 

“1 

Das hat der Geworkschaftskongrc$ in Stuttgart im Jahre 190% “R 

boschlossen und dafür sind wir als Kommunisten da, diesen ei 
alten Standpunkt,der in der Vorkriegszeit in der Gewerk- “ 


schaft vertreten wurde, zu erhalten und zu erkämpfen und 
Ihr schmeift uns dafür heraus, weil wir dies, Dinge aufzäh- % 
len, weil wir dafür kämpfen, daß die freien Gewer schaften # 
wieder Organe des Klassenkampfes werden, dafür schnellt “ 
Ihr die Kommunisten aus der Gewerkschaft heraus. = 
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ei Sehr richtig !) _ er 
Zurufe der Kommunisten: Sehr richtig!) 


= 


Keil Ihr lieber mit einem Herrn Curtius zusammengeht als 
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mit Kommunisten, weil Ihr den kapitalistischen Staat bejaht 2 
und auf dem Boden der hirtschaftsdemokratie steht weil Ihr 
Ruhe haben wollt,deswegen müßt Ihr diese Elemente aus den \ 
Organisationen entfernen. vie haben in einer Komnissilons- ıE 
si Bene gesset, es sei nicht wahr, daß das die freien Ge- ii 
werkschalten früher gefordert hatten, ich habe Ihnen jetzt = 
bewiesen, was man dort verlangt hat. Die Seiträge soll der 7 
Staat, dıe Kommune und die nn Hälfte der Unternehmer ‘ 
bezahlen. Sie wollen hier aber durchführen, dab die Bel- En 
träge erneut auf die »chultern der arbeäterschuft abgewälzt | 
4 


werden, dagegen müssen wir uns wehren. Diese Tatsachen macht 7} 


1 
sich dıe Kommunistische landesratsfraktion zu eigen, ZU “l 
eigen meine Herren, weil sie es nicht zugeben kann, dab | 
die Erwerbstätigen die Beiträge zahlen müssen und wenn sie If 
erwerbslos sind, doch noch keine Unterstützung bekommen. '# 
Ich habe bereits in der letzten Sitzung darauf Aingewiesen 
auf die Aussperrung im huhrgebiet, wo Trotz bestehenden “ß 
Gesetz und Hecht nach Ihrer Auffassung jahrelang diese ie 
215 000 Metallarbeiter, dic vorher ihre Beiträge bezahlt 
haben, keinen Centincs Erwerbslosenunterstützung erhielten. 
Für eine solche Versicherung danken wir. Es ist bestimmt, 
da? wir heute durch eine Take Zusammensetzung der Urgäane 
aus Arbeitnehmer und Arbeitgeber niemals den Forderungen 
der Arbeitslosen Rechnung tragen können. \ir wissen, da“ 
Arbeitnehmer freie, christliche und Hirsch-Dunker>»sche 
Gewerkschaften die Hälfte der Sitze haben, daß aber dıe 
christlichen, wie uns dies schon vielmals bestätigt wurde 
mit den Unternehmern in einer Front stehen. Die christ- 
lichen Gewerkschaften sagen nun, was wollt ihr als Freie 
Gewerkschaften, wir haben früher schon gesagt, dal die FE 
Auswüchse des Kapitalismus beseitiet warden müssen. Heute " 
hat die sozialde mokratische Gewerkschuftsführung diese ° 
ehemalige Forderung der christlichen Führer übernommen und | 
dagegen werden und müssen wir uns zur liehr Setzen, denn 
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nicht nur die Auswüchse des Kapitalismus, sondern dis ge- 
sante kapitalistische Produktionsmösthods muß vamtchter 
werden. Dieses ist aber nur uöglich durch einen unver- 
söhnlichen Klassenkampf gegun das Kapital bis zusciner 
endgültigen Vernichtung. Aber llerr Lieser! Sie haben heute 
das eine gut gemacht, in dem Sie uns bestätigt haben,daß 
Sie von der Sozialdemokratie den Sozialisaus und den 
narxismus längst ad acta gelegt haben. Sie haben uns fer- 
ner bestätigt, daß Sie gar nicht daran denken, einen 
ernsthaften Kanpf für die Arbeiterklasse zu führen, Sie 
haben uns gesagt, man müßte dann auch erst die wittel da- 
zu aufbringen, um den Leuten etwas zu geben. Damit verken- 
nen vie die Rolle einer Arbeite martei, damit haben Sic 
zugegeben, daß Sie selbst als Sozialdemokraten nicht be- 
strebt sind, die Arbeiterklasse zum Siege zu führen. Das 
war das Gute Ihrer Rede, Herr Lieser. Sie haben zum Aus- 
druck gebracht, daß Sie sich mit allen zu Gebote stehenden 
Witteln wehren gegen dus aufsteigende Proletariat. Genau 
wie 1914; da waren es die Sozialdcmokraten,die sich der 
Bourgeoisie angeschlossen haben, um das Prolctariat nis- 
der zu schlagen. Die Kommunistische Partei, und die Kon- 
munistische Fraktion werden dafür sorgen, daß diese Leute, 
ir ie so gegen die Lrwerbslosen benehnen, hinwegefegt 
werden. 


(Bravo-Rufe der Kommunisten !) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Fetri! 


Abg.Petri (SP): Meine Herren! Dem liunsche der Kommunistischen Par- 
tei, die Rede unseres Genossen Lieser an die FPlakatsäulen 
anschlagen zu lassen, sehen wir mit Auhe entgegen, denn 
diejenigen, die die Rede lesen, sind überzeugt davon,daß 
diese Rede mit den realen Tatsachen übereinstimmt. VWienn 
man natürlich alle diese Dinge durch die Brille des kon- 
munistischen Staates ansieht, 


= Er IA a ru ren 
= -- — “_; x hr _ 
EEE EEE EEE RETTET ERTEILT 


SIYNA9T ayasıyd »+ıBbousa4T uay2nıG400S H7 


= 35 ne u A DE um 


ze ge) 
7 De _ Ne: 
urn 


a 


Eu . 
Por er 


sms 


Rn 


(Zuruf des Abg.Daub: Es gibt kein kommunistischer 
Staat, sondern nur eine kommunistische Gesellschaft!) 


ne a a 


Venn eg wird, daß wir mit unserer Haltung die For- 





derungen der Erwerbslosen abgelehnt hätten, so müssen hl 
wir das ganz entschieden zurückweisen. Wir verlangen die " 
Einführung der BERG SRLORSRTBEITENS FOND, weil wir sie als „ 
eine Verbesserung ansehen. Wir wollen keine Unterbrechung N 
herbeiführen, wie Herr Überregierungsrat »chäfer gesugt li 
hat. ı |: 
‚N 
(Zuruf des Abg.Reinhard: Die Kegierungskonnission “ 
soll Euer Gutachten Eblahen. ) | 
Die Kommunisten lehnen ja bekanntlich alles ab. Herr fr 
Reinhard ist der \einung, daß seine Anträge keine Agi- 1 
tatıonsanträge sind. Ich bin aber davon überzeugt ‚daß I 
Die mit Ihren Anträgen den jetzigen Staat zum Erliegen 'P 
bringen wollen. Eure Theorie ist genau so grau, wie die 'i 
Sowjet-Kußlands. Die Tatsache in Rußland ist die, daß W 
in Ms sahland die Wochenunterstützungen für Erwerbslose Ei 
so hoch sind, wie in Rußland die «onatsunterstützungen. 4 
Wenn wir hier erreichen, daß die Erwerbslosenversicherung "HJ 
eingeführt wird, dann ist im Saargebiet die Wochenunter- In 
stützung so hoch, wie in Rußland die wonatsunterstützung. “f 
Wenn Ihr (zu den fommunisten) das Kegime hättet und Eure © 
Anträge durchführen müßtet, dann würde uch grau und “f 
blau vor den Augen werden. Die Aarbeiterschaft ist so "E BJ 
nüchtern, daß sie Eure Phrasen nicht mehr ernst nimnt. 9 
Aus der Hede des Herm Reinhard habe ich gehört, dal die 3 
Beiträge des Staates im allgemeinen aus der Arbeiter- Mo 
schaft herausgezogen werden und wenn wir nun eine staäat- “n 
liche Erwerbslosenversicherung oder Erwerbslosenfürsorge, 1 
so müssen beide finanziert werden, nur mit dem Unter- En Z 
schiede, daß bei der Erwerbslosenversicherung ein Kechts- Vi‘ 
anspruch auf Anwartschaft erworben werden kann,während E 
dies bei der Erwerbslosenfürsorge nicht der Fall ist. :/E Os 
Die Erwerbslosenfrage ist eine Frage der Gesant- N 
wirtschaft und wird sich mit ihrer technischen Entwick- '# 
lung lösen lassen. Die Erwerbslosenversicherung auß in x 
die Sozialgesetzgebung eingegliedert werden. ılenn »ie # 
die Krankenversicherung Bu ran Aherunp un&er- N 
kennen, dann müssen wie das auch bei der Bro rbalogenr “ 
versicherung tun. a) 


Vorsitzender: h 
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Vorsitzender: wir kommen dann zu den Farladen 8,4 und 5, über N 
die zusammen beraten wird und llerr A seordneter Diehl j 
Berichterstatter ist. Ich erteile Jerrn Abgeorüneten 


Diehl das liort zu seinem Bericht. "l 
Abg.Diehl (DSV): Weine Herren! Die Berichte liegen dem liause l 
schriftlich vor, es erübrigt sich wohl, dieselben noch- f 
mals vorzutragen. “1 
Der Bericht zu Punkt 3 der Tagesordnung lautet: | 
BERICHT | 

Su nzmum ses 5ässSs | 

der III. ,IV. und V. Kommission des Landesrates über die . 
Beratung des Verordnungsentwurfes betr. N i 
| 

Bildung einer landwirtschaftlichen und \ 
Srtnerischen Berufsvertretung für das } 
FTSE i 

Die III. ‚IV.und V. Kommission haben in ihrer 





BemeinSanen Sitzung am 13..ärz ds.Js. die Vorlage beraten. 
ber den Zweck der Vorlage gibt die Papründupe auslühr- 
lich Aufschluß. Infolge der Kürze der Zeit war es mir 
nicht möglich einen längeren Bericht zu geben; ich be- 
schränke mich daher auf die in der Kommission vorgenon- 
menen Änderungen: 
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Der 3 1 wird angenommen. 


Zu $°2 behält sich die Kommission die Stellung- 
nahme vor. 2 
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Den 33 83,4 und 5 wird zugestimmt. 
In $ 6 erhält abs.1 folgende Fassung: 
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"uhlberechtigt ist ohne Unterschied des Gu- 
schlechts derjenige, der das ZU. Lebensjahr vol- 
lendet hat, die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt 
und seit mindestens einem Jahr antweder 


1) als Eigentüner ...usw. wie die Vorlage. 
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Diese Änderung wird cinstimmig angenommen. 
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Ziffer 2 wirdvon mindestens 1 ha " gestrichen. 
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Fir die Streichung stimmen Kom munisten und 
Sozialdemokraten: | | 

Die übrigen Fraktionen behielten sich 
Stellungnahme hierzu vor. 
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In 37 Abs. 1 und 2 wird gestrichen: 


"und die Eigenschaft als Kinwohner des Saargebictes 
im Sinne der Verordnung von 15.6.1921. " 


Die Streichung wird einstimmig vorgunomnun.. y 


In 3 12 Abs.3 wird der 2. Satz gestrichen, welcher lautet: 


bei denen dies von der hegierungskomnission,abtei- 
Jung landwirtschaft verlanet wird. 


"In geheimer Sitzung sind zu verhandeln Gegenstände, 


Die Streichung erfolgt einstimmig. 
Der Absatz 4 wird einstimmig gestrichen. 


Zu 3 18 wird beantragt, die Ziffer 3 zu streichen. 
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Die Parteien behalten sich ihre Stellungnahne 
hierzu bis zum Plenum vor. 
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Der letzte Absatz "Auf die Ausschüsse findet der | 
> 12 entsprechende Anwendung " k 


wird einstimmig gestrichen. 


Dem 3 14 wird zugestimmt. 4: 


> 15 1 
Jh 
erhält auf Vorschlag der Herren hegierungsrertreter folgende ©fP 
Fassung: j: 
"Die Landwirtschaftskumuer ist befugt, zu Zwecken "i 
der Bestreitung der Kosten für die Geschäftsbedürfnisse und “h DJ 
der Förderun dur landwirtschaft im Saargebiet Beiträge von NS 
landwirtschaftlich und gärtnerisch benutzten Besitzungen, 53 
deren Inhaber nach $ 6 wahlberechtigt sind, zu erheben. a 98 
Die Beiträge werden nach dem ulalstabe der Grund- N 
Steuer umgelegt, ohne Unterschied, ob divuse erhoben wird “N 
oder nicht. | er Z 
Die Deitra spflicht für die Landwirtschaftskumuer =. % 
1St den gemeinen äfFehtlichen Lusten gleichzuachten. hück- B 
ständige Beiträge werden in derselben Weise wie Gemeinde- ii Os 
abgaben eingezogen. | 1 
Die Beschwerde gesen die eingeforderten Beiträge © 
ist an die Landwi rtschaffskammer zu richten, welche über Sf 
diese beschließt. Gegen den Beschluß der Landwirtschafts- B 
kammer kann die weitere Beschwerde bei der Kegierungskon- EB 
mıssion,Abteilung Landwirtschaft ‚eingelest werden,welche “h 
entgültig entscheidet. nf 
Dieser Fassung stimmt die Kommission zu. E 
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Die folgenden 33 16,17,18 und 19 der Vorlags werden angs- 
nommen. 


Abg.Aeinhard (KF) richtet an den lierrn Staatskomnissar die 
Frage, 

„as gedenkt die Regierunpskommission zu tun,daß 
der Bürgermeister von Willingen unter Derufung auf 
den 3 65 der Landgemeindeordnung drei ibreordnete 
an einer Abstimmung über die Niederschlagung von 
Vorschüssen an Gemeindearbeiter gehindert hat. 

Nach den 3 65 der L.G.0. ist die Abstimmung von 
Abgeordneten in Fällen,wo ein persönliches Interes- 
se vorliegt, nicht zulässig. Dieser Paragraph kann 
in dem vorliegenden Falle nicht in Änwendung koimen, 
da die Abgeordneten zufällig Gemeindearbeiter sind." 


A der Tagesordnung lautet: 
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der IIl., IV. und V. Kommission des Landesrutes 
über die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 
gesetzes, 


Änderunzs und Ersänzune des iypothekenbank 





Die Ill., IV. und V. Komuission haben sıch in Ihrer 
gemeinsawen Sitzung am l3.Wärz ds.Js. mit der Vorlage betr. 
Änderung und Ergänzung des HIypothekenbankgesetzes befaßt 
und der Vorlage mit Ausnahme ie Kommunisten, die sich 
ihre Stellunenahne bis zum Flenum vorbehielten,vorbehalt- 
los zugestimmt. | 

die Kommission empfiehlt dem Flenum die debattenlose 
Annahme der Vorlage. 
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forsitzender: lieine lierren! Ich bitte, die Vorlage betr. die land- 

| wirtschaftliche Berufsvertretung zur liand zu nehuwen. Ich 
lasse zunächst darüber abstiumen, daß die !aragraphen, die 
in der. Kommission einstimmie anrenommen wurden,auch hier 
als angenomnen gelten. 
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(Zurufe: "ir stimuen zu !) 


2 


Dann ist zu 3 Z zu sagen, daß sie die Fraktionen in der 
Kommission ihre »tellungnahue vorbehalten haben. 
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Das "ort hat lerr Abgeordneter ©chuelzer! 


Abg.Schmelzer(DEV): ir stiumen den anträgen der landwirtschaft- 
lichen Vereinigung zu. 


. h I 9 
Ab>. Reinhard (XP): "ir stimmen für die hegierungsvorlage ‚weil "19 
sie besser ist. 


Abe. Schnell (DYF): “ir stimuen den Anträgen der landwirtschaft- ‘1 


| “ 


lichen Vereinigunz zu, wit Ausnahme des Letzten Absatzes. "1 
25 ’ me 


Vorsitzender: "er für diese Vorschläge ist, wolle die Hand er- a 
heben. - Ich stelle die einstimmige Annahme dieser Vor- 


schläge Iest.- 
Zu $ 13 wird beantragt, die Ziffer 3 zu streichen. | 


Die Parteien behielten sich ihre Stellungnahne bis zum Fle- If 
num vor. -Der Antrag der Arbeitsgemeinschaft beantragt | 
die Streichung dieses Absatzes. BEER 
Wer für die Streichung ist, möge die Hand erheben. ji 
Ich stelle fest, daß die Streichung einstimmig vorgenommen |] 
W 4 rd ® - j , | j ” | 
Damit ist auch diese Vorlage verabschiedet. 5 





Punkt 4 der Tagesordnung betr.: | 
n ? | ah i 
Änderung und Ergänzung des Hypothekenbanksesctzcs. j 

j 


Die Kommission war für einstiunige Annahue der Vorlage, ; 
"iderspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die einstimmig \ 
Annahme im Plenum fest. \ 
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Punkt 5 dsr Tagesordnung betr.: | 
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Vorsitzender: Das \!ort hat Herr Abgeordneter Reinhard ! Hl 


Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Die Vorlage der Regierungskon- N 
mission wird von der kommunistischen Fraktion abgelehnt. | 
Die Vorlage bezweckt nichts anderes, als ein Hecht das j 
den Arbeitern im pfälzischen Teile des Saargebietes 
durch die alte bayerische Gemeindeordnung BawaDzn ist, 
zu beseitigen. Laut der alten bayerischen Gemeindeord- 
nung kann in den Gemeinden des pfälzischen 1 
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leiles des 
Daargebietes keine Anleihe aufgenommen werden,wenn nicht 
zuvor eine Bürgerversammlung der betreffenden Urte ihre | 
Zustimmung gegeben hat. Wir vermuten mit Necht, daß die ;j% 
ie ee gerade durch den Fall St. Ingbert A 
jetzt die Arbeiterklasse der Stadt Er ever! in den "1% 
zu entscheidenden Fragen ausschalten will. N 


(Zuruf der Kommunisten: Sehr richtig!) 


Aber auch grundsätzlich wenden wir, als Kommunistische 
Partei, uns mit aller Entschiedenheit dagegen, daß 
dieses einzige Recht, das man noch im pfälzischen Teile 
des saargebietes in den Gemeinden hat, nun von »eiten N 
der Regierung beseitigt werden soll. fs ist auch nicht 14 
von ungefähr, daß die Zentrumspartei 


(Lachen des Herrn Kiefer ) 





| 
mit ihren pfälzischen Abgeordneten hier für die Besei- ‘1 
tigung des Rechtes eintritt. Es ist wieder ein Beweis, | 
daß sie immer und stets für die Entrechtung der Arbei- "N 
terklasse ist und war. Ferner müssen wir bei dieser 
telegenheit darauf hinweisen, daß z.B._im preußischen 
Teile des Saargebietes die Rheinische Landgemeindeord- 19 
nung vom Jahre 1845 in diesen Fragen schlechter ist,wie iM 
die im bayerischen Teile des Saargebietes bis jetzt r 
eltende bemeindeordnung. Aber wir können feststellen, ‘ER 
aß es Zentrumsbürgermeister und Zentrum slandräte im | 
reußischen Teile des Daargebietes gibt, die noch reak- 
ionärer sind, als die Bestimmungen der Rheinischen 
ndgemeindeordnung vom Jahre 1845. 


(Zuruf der Kommunisten: Sehr richtig !) 


Wir haben in der Gemeinde Dillingen einen Vorfall zu IE 
verzeichnen. Dort wurde drei kommunistische Abgeordnete 
an der Abstimmung über einen Punkt der Tagesordnung ge- 
hindert, mit der Begründung, daß auf Grund eines Fara- 
sraphen der Kheinischen Landgemeindeordnung in solchen 
ällen, wo persönliche Intzressen vorliegen, Abgeordne- 
te an der A stimmung nicht teilnehmen dürften. Der Fall 
in Dillingen lag so, daß die Gemeindearbeiter einen An- 
trag an den Gemeinderat stellten und die Niederschlagung °! 
der Winterbeihilfe forderten. Jie betreffenden drei If 
kommunistischen Gemeindeabgeordnete waren früher auf der | 
Dillinger Hütte beschäftiet. Sıe sind dort auf Grund Ei 
ihres Eintretens für die Arbeitorschatt gemaßregelt wor- | 
den, und sind gegenwärtig in der Gemeinde Dillingen mit | 
anderen Arbeitern zusammen beschäftigt. Der Bürgermeister } 
von Dillingen stellt sich auf den »tandpunkt: hier liegen |; 
persönliche Interessen vor,deshalb dürfen die drei N 
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fraglichen Abgeordneten an der Abstimmung nicht teilnehmen. 
Das Gesetz ist aber ganz klar und eindeutig in den Para- 
ErRpRen und spricht von persönlichen Interessen. stellen sıe 
sich einmal vor, wenn hier in der »tadt Saarbrücken Anträge 
der Kommunalbeamten vorliegen in irgend einer Frage, zu ih- 
ren gg und der Bürgermeister würde die Deamten des 
Hauses, die hier sind, alle auffordern,, sich aus dem »aal 
zu entfernen und sich der Abstimuung zu enthalten, weil die 
kein Abstimmungsrecht hätten, oder in irgend einer Landge- 
meinde, wo die Bauernschaft in ihrer \ehrheit ist, liegt ein 
Antrag vor, auf Kosten der Gemeinde eine Dreschmaschine zu 
kaufen, und der Herr Vorsitzende würde verlangen, daß alle 
die Bauern, die in der Gemeinde wohnen, an der Abstimmung 
nicht teilnehmen dürften, wo soll das denn hinführen? Die 
Kommunistische Partei hat geEsn das Vorgehen des Bürger- 
meisters von Dillingen protestiert und EBinspruch erhoben 
gegen diese Entrechtung im Kreisausschuß in saarlouis, den 

orsitzenden des Kreisausschusses, den Landrat Arweiler,wie- 
der ein Mitglied der Zentrumspartei und die Haltung des 
Zentrumsbürgermeisters in Dillingen. 


(Zuruf des Zentrums: Ist kein Zentrumsmitglied! ) 


Man sieht also, daß hier auf der rl Linie Angriffe un- 
ternommen werden ‚um gegen die Arbeiterschaft in den Gemein- 
den vorzugehen, wo bleibt endlich da das velbstbestimmungs- 
recht der Gemeinden, von dem Sie so viel reden. Ich frage 
den Vertreter der Hegierungskommission, was die Hegierungs- 
kommission in dieser Angelegenheit bisher unternommen ha 
pri auf die Dillinger Arbeiterschaft, inbezug auf die 
Wiederherstellung der fechte ihrer Gemeindevertreter. Wir 
fragen die Regierung, ob sie den Bürgermeister von Dillingen 
und den Landrat von Saarlouis einmal,darauf aufnerksan mach- 
ten, die gesetzlichen Bestimmungen zu lesen. \\ir fragen »>ie, 
ob die Regierung schon unternommen hat, die Ungültigkeis- 
ErrehrunE der demaligen Gemeinderatssitzung zu betreiben 
weil zu Unrecht kommunistische Vertrster ausgefallen sind. 
Zu der Gesetzesvorlage geben wir die Erklärung ab, daß wir 
die Vorlage mit aller Entschiedenheit bekämpfen müssen. Wir 
wissen, daß nichts anderes dabei gedacht ist, als die werk- 
tätige Bevölkerung von der Entscheidung und der Kontrol- 
lierung der Gemeindevertreter abzuhalten. 
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= 390.2 IE 
rsitzender: Das "ort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! ir 


nBatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Ich möchte zunächst 
den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Reinhard entgegen- 
halten, daß es keineswees in der Absicht der Hegierungs- 
kommission lag, in die Rechte der Arbeiter einzugreifen. 
Ich weise auf die Begründung hin, in welcher ausgeführt 
ist, daß man 1919 zu der Erkenntnis gelangt ist,daß es 
undurchführbar ist,Bürgerversammlungen abzuhalten und 
eine Abstimmung sämtlicher Bürger herbeizuführen. Sehr 
oft ist dies auch schon wegen technischer Schwierigkei- 
ten nicht möglich. Es ist daher schon im Jahre 1919 durch 
das Bayerische »elbstverwaltungsgesetz die Abstimmung dor 
Bürgerversammlung, die sonst nirgendwo bestcht ‚beseitigt 
worden. In der neuen Verordnung vom Januar 1927 für das 
links-und rechtsrheinische Bayern ist die Beseitigung 
aufrecht erhalten worden. 
as den Fall in Dillingen angeht, so habe ich 
erfahren, daß man 3 Gemeinderatsmitgliedern die Abstimmung 
versagt hat und zwar aufgrund des 3 65 der Landgemeinde- 
ordnung, der bestimmt, daß ee a der ein vom Interes- 
se der Gemeinde verschiedenes Interesse hat, an der Dera- 
tung im Gemeinderat über diese re nicht teıl- 
nehmen darf. Der Bürgermeister hat diese Vorschrift in | 
seinem Entscheid auch angeführt. Der Landrat in saarlouis 
hat die Entscheidung des Bürgermeisters auf Beschwerde 
bestätigt. Eine weitere Beschwerde gegen die Entscheidung 
des Landrates ist nicht erhoben worden. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Nein, nein !) 


Natürlich kann nicht jeder Kaufmann oder jeder Bauer von 
der Beratung über Fragen, die seinen »tand angehen ‚ausge- 
schlossen werden. "ie weıt die Grenze zu ziehen ist,is 
eine Frage des Taktes. Jedenfalls haben der Bürgsrmeister 
wie der Landrat in bester TER BENERUL gchandelt und ge- 
glaubt, daß hier Anlaß gegeben sei, den 3 65 der Landgs- 
m=indeordnung zur eu zu bringen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lieser! 


Abe.lieser (SP): lleine Herren! Als Pfälzer und als witglied der 


Sozialdemokratischen Fraktion möchte ich zur Aufhebung 
der (Gemeindeversamnlung der Pfalz noch etwas bemerken. 


| Die Pfalz hat durch ihre politische Einstellung 
eine Ausnahmestellung angenommen. Wir hatten früher zwei 
Gemeindeordnungen, eine für das linksrheinische und eine 
für das rechtsrheinische Bayern. Is ist so,daß das rechts- 
rheinische Gebiet auch rechts gerichtet 151 und das links- 
seitige auch links erichtet war. Es trifft sich da zu- 
fällig, daß der Ausdruck rechts-und linksrheinisch_auch 
auf die tendenz der Gemeindeordnung gestimmt hatı 8, 
diesen Gemeindeordnungen der Pfalz hat auch der Bürger 
etwas zu sagen, ganz besonders dort, wo eS sich UM _ 
finanzielle Fälle handelt. Durch die Einführung der Ke- 
publik im deutschen Reich ist eine Anderung eingetreten. 


(Zuruf: Sie werden aber doch nicht versuchen wollen 
aus dem Saargebiet eine Kepublik zu machen. 





Durch die Einführung des Solsstverwaltungsrechtes ın | 
Bayern sind diese nechte für die Ifaiz aufgehoben worden || 
und im Jahre 1919, also vor 10 Jahren ist schon beschlos- |] 
sen worden, die Bürgerversammlungen aufzugeben und ae | 
nach 10 Jahren denkt auch die Kegierungskonmıssıon daran, 
daß es auch für die Saarpfalz so sein müßte, wie 68 | 
drüben ist. Ich kann nicht verstehen, wie dıe Regierungs- 
kommission jetzt erst nach lV Jahren nit der Anregung 
kommt, daß Kiez die Bürgerversamnlungen und Gemeindever- 
sammlungen aufgehoben werden sollen. Die demokratischen 
Rechte, die die Pfalz früher gehabt hat, besitzt sie 
wieder in anderer Form, und zwar insofern, daß drüben 
' das demokratische Wahlrecht besteht,daß drüben die Pfalz | 
wieder mit dem Keich seinen Land-und keichstag wählen kann, 
also ein Unterschied zwischen dem Saargebiet und drüben. 1 
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(Zuruf des Abg.Reinhard: !ir wollen jetzt ja 
selbst regieren! 


Der andere Grund liegt darin, dab techr,ische Sschwierig- 
keiten im lege liegen. Statt die technischen Schwierlg- 
keiten zu beseitigen oder die technische Möglichkeit zu 
schaffen, geht die Regierungskomnission einfach hin und 
hebt den Artikel 80 auf. Also wir können deswegen grund- 
sätzlich nicht zustimmen, weil wir die Be rümdung , dıe 

die Regierungskommission_ gegeben hat, eın ach nicht als 
stichhaltig anerkennen. Ich muß die frage aufwerfen,hätte 
die Regierungskommission jetzt vielleicht noch nicht K 
daran gedacht, wenn der St.Jngberter Spszkassensanle 
nicht gekommen wäre? Es ist betont worden, 69 wäre tech- 
nisch nicht möglich. Im Jahre 1925 sind große Anleihen 
aufgenommen worden. Ich denke da an die Stadt Homburg, 

die 400 000 Dollar re hat,und ich kann Ihnen 
sagen, daß es mit der ürgerversammlung vortrefflich nor 
Keeap« bat. Die Gemeinde ist in vollem liaße gedecks. 33 
ist kein Grund vorhanden gewesen, daß dıe Regierungskon- 
mission plötzlich auf den Plan tritt mıt solchen Ande- 
rungen. Ich meine, die Cemeindeversammlung, dıe wır ım 
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Or 





er #leiesben est haben, ist eine Binrichtung, ein 
demokratisches Hecht des Bürgers. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Staatskomwnissar Kuchenbeckgr! 


Staatskommissar Kuchenbecker: weine Herren! Ich darf viell:sicht 
dem Herrn Lieser erwidern. Er bemängelt cs zunächst ‚daß 
es 10 Jahre gedaucrt hat bis das Gesetz eingeführt wor- 
den ist. »chon im Jahre 1920 wurde daran gedacht, eine 
Reform vorzunehmen. Es bestanden aber Zweifel,ob die Re- 
formen des ee RERDETUE INNEN esetzes aufrecht 
erhalten bleiben würden. lan hielt es daher für zweck- 
mäßig, zunächst die Entwicklung in Bayern abzuwarten. 
Als nach der Verordnung vom Jahre 1927 feststand,daß 
künftig in Bayern die Bürgerversammlungen nicht mehr 
mitbestimmen dürfen, hat die Regierungskommission den 
a en für gegeben erachtet,eine entsprechende Vor- 
schrift in der »aarpfalz einzuführen. 

Ich kann mir nicht denken, daß Herr lieser 
gerade für den Dezirk St. Ingbert und Homburg eine Son- 
Bene lung beansprucht, die im übrigen Bayern nicht 

esteht. 


(Zuruf des Abg.Lieser: Führen Sie sie doch an!) 


Vorsitzender: Ich stelle fest, daß die Vorlage mit allen gegen 
die Stimmen der Sozialdemokraten und Kommunisten ange- 
nommen ıst. 


; "ir kommen nun zum letzten Punkt der Tagesordnung 
ety;: 


Abänderune der Verordnung betr. die Kkinkommens- 


besteuerune von 7.12. ZRTUETNE 
un 





Ich erteile hierzu dem Berichterstatter ‚Herrn 
Abgeordneten Hoffmann das Wort! 


Abg. Hoffmann! 
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- 193 - 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abe.Hoffmann (SF): Meine Herren! Lie Kommission hat sich gestern 
mit der Vorlage beschäftigt und glaubte, sie heute ver- 
sabschieden zu sollen. \lenn dis Kommuni.ssen cagesen Ur 


er C . 
sprünglich Bedenken geäußert haben, so habe ich Jetzt 
e 


Ah: stellt. daß sie ihre Bedenkau zurückgezogen haben, 
: ER BEREIT ET Nee | 
sodaß man die Vorlage heute verabschieden kann. Nach 


den Erklärungen der Negierungsvertreter soll nunmehr 

ein Steuerausfall entstehen, der den kınderreichen 
Fanilien zugute käme, und zwar 10 000 Familien, die 

zwei Kinder haben, und 5000 Familien, die drei Kinder 
haben. Der Entwurf befriedigte die Kommission nicht, 

Die Kommission wies deshalb in ihrer Gesamtheit daraul 
hin. daß sie sich ihre endgültige Stellungnahme zu der 
Vorlage vorbehalten müsse. Sie hat wegen der Kürze der 
Zeit keine große Abänderung der Vorlage vorgenommen. 

Nur hat sie einige Bestimmungen abgeändert; und zwar 

ist bestimmt worden, daß der 3 © ABs.2 zifler 3 und 4 
des Gesetzes insofern geändert wird, dab die Zahl 15UU 
- auf 3600 erhöht wird. Es handelt sich da um die Beträ- 
ge zur Kranken-,Invaliden-,Unfall- und Pensionsrersiche- 
Se Dasselbe ıst bei den Lebensversicherungen der 
Fall. Auch da soll der Satz von 1500 auf 36U erhöht 
werden. Der $ l wurde angenommen. 

| Dann hat man lange darüber geredet, wie man 
die Sozialrentner wieder Steuerfrei bekommen solle.Jie 
RELSTUME hatte es bisher stets abgelehnt, die vteuer- 
befreiung durchzuführen, und wir haben nach langem Hin 
und Her versucht, da wenigstens herauszuholen, daß der 
erbungskostenbeitrag, der ja jetzt betrug: !ür die 
Übertagearbeiter monatlich 800 Franken oder jährlich 
9400 Franken und für die unier Tage beschältigten Arbei- 
ter monatlich 250 Franken, auch für die soziairentner 
in Anrechnung gebracht werden soll. Diese Sätze wuraen 
bis jetzt bei den Sozialrentnern nicht in Anrechnung 
gebracht, sondern nur cer Satz, der für sie maßgebend 
war, das sind monatlich YU bezw. 1080 Franken jahrlich. 
Die Kommission hat dann einen ie; gesucht, 

der in dem Protokoll in » 3 enth&lten ist. Es heißt de: 
Im $ 56 wird vor dem liort ‚beziehungsweise eingesetzt: 
‚mittelbar oder unmittelbar". Dieser Zusatz soll-eT- 
möglichen, daß die früheren Bezüge, die von eıner ande- 
ren Stelle oder Kasse bezahlt werden, ebenfalls der 
Lohnsteuer unterworfen werden. Ich habe mıı den Herren 
Bee rüne \02 Becker und Kiefer vom Zentrum gesprochen 
und ich glaube, daß wir keine großen Diskussionen 
machen können, weil es bereits £ Dhr 2er. en schlage 
deshalb vor, daß wir nicht diese Fassung übernenmen, SON- 
dern daß wir in $ 6 Absatz l_hinter dem orte: ‚Arbeits- 
lohn" folgendes eınsetzen: „Pensionskassenleis\ungen, 
Leistungen aus der Ana pschafte-,Unfall-und Inraliden- 
versicherung." Es heißt da: „Besteht_das Birzommen des 
Steuer Plichtigen ganz oder zum Teil aus Arbeitslohn, 
so sind in jedem Falle die Beträge abzuziehen, Ale nach _| 
8 57 Absatz 2 zur Abgeltung als Dezuge gemäß 6 Absatz 1 
und 2, nicht nur 3 und #, von der »teuer ZU befreien 
sind, soweit nicht nönere herbungsKkoßsven oder Leistungen 
nach Absatz 2 und 4 erwachsen sind." | 
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Jenn man diesen Ideen folgt, dann würde die Lösung 
lauten: „Besteht das Einkommen des Steuerpflichtigen ganz 
oder zum leil aus Arbeitslohn, Pensionskässenleistungen, 
istungen aus der Knappschafts-,Unfall- und Invaliden- 
versicherung, so sind in jedem Falle die oeträge abzu- 
ziehen ..usw." Damit wäre also die steuerfreie Grenze 
für die Sozialrentner gegenüber dem jetzigen System um 
jährlich 2400 Franken erhöht. Dazu häben wir ga beschlos- 
sen, daß in 3 4 die Werbungskosten noch erhöht werden 
sollen. Sie stehen jetzt monatlich auf 250 Franken für 
die Untertagearbeiter, und für die Übertagearbeiter auf 
200 Franken. | 
| Wir glaubten darauf hinweisen zu sollen, daß 
dieser Betrag nicht ausreicht. ir haben die Erhöhung der 
ätze um a8 UV Franken beantragt, sodaß_der »atz von 
EN 390 Franken und von 340 auf 440 Franken erhöht 
wird. 
nr Wenn man diesen Ideen folgt, dann wäre für die 
vozialrentner eine steuerfreie Grenze gegeben, die sich 
wesentlich gegenüber dem jetzigen Satz erhöht. Wenn »le 
die Werbungsköstenbeträge nehmen, wie sie die Kommission 
beschlossen hat, dann würde der Sozialrentner bei einen 
Einkommen von 6680 Franken jährlich frei sein,sodaß,weil 
die Invalidenrenten sowieso frei sind, die befreiung 
damit erreicht wäre. Hat einer noch eine Ehefrau oder 
ein Kind zu ernähren, dann würde sich dieser betrag noch 
um lUSO Franken erhöhen. | 
.. .jch kann im Auftrage der Koumission vorschlagen, 
daß über die Vorlage nicht debattiert wird,und ich bitte 
1e, den Dericht als Gutachten des Landesrates anzusehen 
mit der Ergänzung, daß die kegierungskomission morgen 
noch die Vorlage verabschiedet, damit sie wenigstens an 
l.April in Kraft gesetzt wird. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub ! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Die Kommunistische Landesratsfrak- 
tion hatte die Absicht zu beantragen, daß die Vorlage in 
die Kommission verwiesen wird, da die Vorlage 24 Stunden 
vor der Vollversammlung den Fraktionen zuging. Die Kon- 
munistische Fraktion hat in der letzten Sitzung einen 
grundsätzlichen Antrag eingebracht und zwar die 


Besteuerung von Lohn und Gehalt 


ist aufzuheben, die lierbungskosten um 100 % zu erhöhen, 
und das Existenzminimum von 1000 auf 3000 Franken fest- 
zusetzen. Diese unsere gestellten Anträge halten wir 
heute noch aufrecht und verlangen von der Negierungskon- 
mission,daß dieselben durchgeführt werden. 


Die Regierungskommission bringt in ihrem Verord- 
nungsentwurf unserer Auffassung nach eine gewisse Geste 
zum Ausdruck indem sie betont, daß die \erbungskosten 
für kinderreiche Familien erhöht werden müssen. "ir wer- 
den dieser Erhöhung der "Werbungskosten zustimmen,weil 
sie in etwa eine Erleichterung mit sich bringt. Wir ha- 
ben den Eindruck, als ob die ee ee in et- 
wa fördern will. 


( Lachen ) 


. "ir vertreten die Auffassung, daß die Lohnsteuer 
unbedingt beseitigt werden muß. Die praktische Auswir- 
kung der Vorlage wird gleich Null sein, da die Gemein- 
den dazu übergehen werden, für diese Abgänge an »teuern 
andere Kinnahmequellen zu schaffen. Dazu gibt die stadt 
vaarbrücken ein Beispiel; sie geht dazu über, veranlaßt 
durch die neue Verordnung der Regierungskommission, die 
Kosten für Müllabfuhr, Straßenreinigung usw. wieder in 
Forum von Gebühren zu erheben. Bisher hat man ZU % auf 
das staatssteuersoll zur Deckung dieser Kosten erhoben 
und daurch wurden auch die größeren Firmen erfaßt. Die 
Regierungskommission betonte in ihrem neuen Erlaß,der 
die Wiedereinführung der Gebühren verlangte, die Irühere 
Verordnung, die die Sonderumlage vorsieht,sei ein Fehl- 
griff gewesen. Dieser Fehlgriff liegt meiner Auffassung 
nach darin,daß bei der Sonderumlage auch Ereaern Firmen 
Baer ogen wurden. Die Burbacher Hütte hat gezahlt 
3U0 V00.-Franken; bei AB ABFUNE der Gebührenordnung 
wird sie entlastet um 720 000.-Franken. Diese Gebühren- 
ordnung sieht nämlich vor,daß auf jeden "ohnraum der 
Familien umgelegt werden die Kosten für lüllabfuhr usw. 
und zwar nach dem Satz, den man nach dem Nutzungswert 
des Hauses festsetzt. Dadurch werden die kinderreichen 
Familien sehr stark in Anspruch genommen. “ir haben 
hier ein Beispiel zu verzeichnen, wie »teuerausfälle, 
wie solche durch die Vorlage entstehen,auf andere Art 
eingezogen werden. Also man gibt mit der einen Hand und 
mit der anderen nimmt man es wieder, wie es durch diese 
Tatsache bewiesen wird. Den Ausfall durch Schonung der 
Großfirmen muß die werktätige Bevölkerung von Saar- 
brücken zahlen. 
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“ir wandten uns gegen die 


Besteuerung der Pensionäre 


und verlangten Aufhebung derselben. Aus diesem Grunde 
stimmen wir dem Kommissionsbeschluß zu. Die Kegierungs- 
kommission war so„liebenswürdig" und hat den Fensionären 
ein Moratorium gewährt, die Steuern in drei gleichen Ka- 
ten bezahlen zu können am 15.April 1929, 15.lai, 1l5.Juni 
usw. Von einer Verzinsung dieser restlichen Beträge 
nimmt die Regierungskommission Abstand. Ich bin der Auf- 
fassung, ‘daß dies eine ar green Pensionäre dar- 
stellt. Diese Leute, deren monatliches Einkommen kaum 
ausreicht für den Tabak, den sie rauchen,werden oben- 
drein noch verhöint. 


Die Kirchengemeinden gehen neuerdings dazu _über 
und beantragen bei der Regierungskomnission das Kecht, 
zum Aufbau von Kirchen, Vereinshäusern usw. eine Sonder- 
steuer erheben zu dürfen. "ir fragen die Hegierungskon- 
mission, mit welcher Begründung sie diesen Antrag be. 
fürwortet hat? Es wird schon ein Elftel für die Kirchen- 

emeinden durch die Lohnsteuer abgezogen. Anstatt der 
Not abzuhelfen werden Riesensumen für Kirchenbauten 
ausgegeben. "ir sind dagegen, daß die Bevölkerung da- 
durch eine Erhöhung der Steuer um 15 bis 30 % tragen 
muß. Man kann erneut feststellen, daß die Hegierungs- 
kommission darauf aus ist, die Bevölkerung des Saarge- 
bietes wie eine Zitrone auszupressen, daß man die Be- 
völkerung besteuert bis zum T.Z. Der Hegierungsvertreter, 
Herr Staatskommissar Kuchenbecker, will noch abstreiten, 
daß man die größeren Firmen im Saargebiet nicht so heran- 
zieht. Der Steuerskandal der Firma Simon & Bloch beweist 
das doch. Es ist unmöglich, daß man die Bücher, die ver- 
schwunden sind, wieder findet. Man hat hier im vaarge- 
biet Leute, die es verstehen, die Steuerhinterziehung 
zu organisieren. "eiter will ich den Fall der Sanwue du 
Rhin anführen. Aus den Zeitungen ist Ihnen bekannt,daß 
der Staat um 5 1/2 Millionen an Steuern betrogen worden 
ist. Nimmt man die »taatseinkommensteuer, dann sind es 
450 000 Franken, nimmt man einen Durchschnitt von 180 % 
RHSER in den Gemeinden an, dann sind es ungefähr 
700 000 Franken, berücksichtigt man die Gewerbeunsatz- 
steuer, dann ist der Stadt Saarbrücken ein Ausfall von 
l Million Franken entstanden. "as unternimmt die hegie- 
rungskommission, um hier die veruntreuten Steuergroschen 
wieder hereinzubringen ? \as hat sie bis jetzt unter- 
nommen. Sie lehnt es ab, irgend eine Auskunft über die 
Banque du Rhin zu geben. lir sind der Auffassung,daß 
hier wie in anderen Fällen die Kegierungskommission 
durch ihre Führung die Verantwortung trägt. fir sind 
der Auffassung, daß man die Besteuerung des »Saargebietes 
so aufziehen zu können glaubt, daß man die oberen Schich- 
ten frei läßt, ihnen alle Möglichkeiten der Finanzschie- 
bung beläßt, und bei den kleinen Leuten dauernd hinter- 
her ist; beı den kleinen Leuten treibt man zwangsweise 
die Steuern ein. "ir verlangen von der ee 
mission in den beiden Fällen Simon & Bloch und Bangue 
du Rhin Aufklärung. 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr Staatskomnissar Kuchenbecker! 


Sstaatskommissar Kuchenbecker: lMleine Herren! Ich möchte zunächst 
ie Angriffe des Herrn Daub zurückweisen. | 
Herr Daub hat behauptet, zunächst wäre es eine 
schöne Geste der fiegierungskommission,daß sie den Lan- 
desrat mit dieser Vorlage beglückt hätte. Ihre Absicht 
ehe nur dahin, die Vermehrung der Devölkerung zu för- 
ern. Ich weise darauf hin, daß diese Vorlage Wünschen 
des Landesrates ERLEIT MUS die er noch in der Vollver- 
sammlung vom 7.Dezember 1928 era da a hat und 
dementspredhend auch der wehrheit der Bevölkerung. 


llierr Daub sagt, die Verbesserung sei gleich Null. 
Es kommen viele tausende Familien, wie ich in der Kon- | 
mission schon ausgeführt habe, in Frage,denen die Ver- 
SERRSTUng zugute kommt. Die finanziellen Rückwirkungen 
sind nicht nur für den Staat, sondern vor allem für die 
Gemeinden außerordentlich erheblich und ziehen auch 

die Kirchengemeinden in lüitleidenschaft. Die Finanzab- 
teilung hat weiter gehen wollen und eingehend geprüft, 

wıe weit sie gehen konnte; sie glaubt bis an die 

äußerste Grenze des iöglichen gegangen zu sein. 





Weiter hat Herr Daub behauptet, es gäbe zahl- 
reiche Firmen,die nicht zu Steuern herangezogen würden, 
so insbesondere die Firma Simon & Bloch. Dem Herrn 
Voreedner wird wohl bekannt sein, daß ein Verfahren 
schwebt; wenn er in der lage ist, uns Auskunft zu geben, 
wohin die Bücher BER sind, so weiß er, wohin er 
sich zu wenden hat. 


Sy ayasıyd ».Bbous,T UaY2n4ıG400S H 7 


Es sind die hen RBRTREERDERT gemacht worden; 
Be Bücher konnten aber bis jetzt nicht beigebracht wer- 

en. 

Herr Daub hat eine Auskunft über den Fall der 

Banque du Rhin rermißt. Die Verweigerung der Auskunft 
ist geschehen aufgrund des 3 10 der Abgabenordnung,der 
verbietet, über die Verhältnisse eines Steuerpflichti- 
gen Auskunft zu geben. 


. .... teh darf aber soviel bemerken, daß bisjetzt nur | 
die Anzeige eines entlassenen Angestellten vorliegt,daß 
Hinterzie ungen vorgekommen sind. Me Frage wird ein- 
gehend geprüft werden. Aber so liegt der Fall nicht wie 
er in der Offentlichkeit angenommen wird. so viel habe 
ich wenigstens in Erfahrung bringen können. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgsordneter schuoll! 


Abe.Schnoll (MT): Nur ein paär Norte. Tir stima.n der Vorlage 
zu. Darüber hinaus zu gehen haben wir vorläufig keine 
Veranlassung. Die 4eit war such zu kurz, um die »ache 
zu prüfen. "ir hätten auch noch \ünsche gehabt. Es 
wird nicht gut sein, daß wan noch weitergeht als esin 
der Vorlage vorgesehen ist,denn darunter würden nament- 
lich die mittleren und kleineren Gemeinden leiden. Die 
Stadt Saarbrücken würde darunter weniger leiden,aber 

erade die kleinen Gemeinden känen in starke Bedrückung. 

Sie müßten ihre Umlagen erhöhen, wenn noch weitere Ver- 

instigungen eintreten würden. \enn die Linke imner wıe- 

er aus den deutschen Einkommensteuergesetzen einiges 
was ihr besonders gefällt,herausheben will und das ande- 
re nicht, so können wir das nicht mitmachen. "ir haben 
garnichts dagegen, wenn man das gesante deutsche Lchn- 

Steuergesetz einführen würde. 


Dann hätte ich noch eine Frage an den Herrn 

Vertreter der Regierungskommission zu_ric ten: "ann kommt 
nun eigentlich das Aufwertungsgesetz ? Es schwirrren in 
der Bevölkerung allerhand Gerüchte herum, man liest dies 
und das, es stellen sich aber immer wieder alle Nachrich- 
ten als Falsch heraus. Ich habe in der Kommission erklärt, 
daß ich meine Anfrage zurückstellen würde. "eil,nun aber 
in der Saarbrücker Zeitung behauptet wurde, das Gesctz 

ei schon in Druck,deshalb bitte ich, uns anzugeben, was 
nun richtie ist. Weite Kreise der saarländischen Wirt- 
schaft verlangen dieses Gesetz. Es ist auch unbedingt _ 
notwendig, denn auf dem Gebiete des Kreditwesens ist eine 
Unsicherheit einectreten, die längsr nicht mehr anhalten 
kann. Im Intsresse des Hausbesitzers wie auch im Interes- 
se der Hypothekengläubiger ist ss nötıg, daß eine Ent- 
scheidung getroffen wird. Ich bitte den Herrn a se 
vertretzr, uns zu sagen, wie die Angelegenheit steht? 
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Vorsitzender: Wir kommen zur Abstimmung über die Vorlage. Wer 
für die Änderungen ist, wie sie der Berichterstatter vor- 
getragen hat, möge die Hand erheben: 


Ich stelle fest, daß die Vcrlage im Sinne des 
Kommissionsberichtes angenommen 18st. | 


(Zuruf des Abg.Keinhard (XP) ir beziehen uns auf 
unser Gutachten! 


ga Proz 


Dann liegt noch ein Antrag ver welcher lautet: 


" Der Landesrat ersucht die Regierungskommission, 
die in der oben genannten Verordnung enthaltenen Fristen 
betr. die Erstellung von nicht bezuschußten Kleinwohnungs- 


bauten auf 5 Jahre zu verlängern. 
Begründung 


Die Umstände, die seinerzeit Anlaß zur Verordnung 
vom 27.6.1923 gegeben haben, bestehen such heute noch in 
vollem Umfange. 
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"er für diesen Antrag ist,nöge die Hand erheben. Ich stel- 
le die einstimnige Annahme dieses Antrages Test. 


Das "ort hat Herr Staatskoumissar Kuchenberker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: weine llerren! ilerr Abgeoräneter | 
Schucll hat eine Anfrage an wich Bea betr. das Aul- 2 
wertungsgesetz. Dieselbe Anfrage hat auch der Herr Abge- 1 
ordnete Schwelzer schriftlich än mich gerichtet. Die end- 
gültige Verabschiedung der Verordnung wird in allemäch- 
ster Zeit erfolgen. Sie wäre schon erledigt, wenn nicht # 
Hindernisse eingetreten wären in Gestalt Gh oliohar E 
Finanz-und Haushaltungsfragen wie die Saaranleihe. Die | 
Kegierungskoumission wird sich aber nun, nachdem auch 
die Vorbereitungsarbeiten beendet sind, zit der Vemrd- 
nung befassen. Üs steht zu erwarten, daß dieselbe bis 
Mitte April herauskommen wird.- 

Eine weitere Frage ist von Ihnen wie von 
Herrn Schmelzer,wegen des Ist-Etats für 1926 gestellt 
worden. Ich habe. mich sofort erkundigt und ren, 
daß der Auftrag zur Versendung bereits erteilt war und 
inzwischen ausgeführt 1st.- 

Weiter ist n“ch wegen der "ohnungszwangswirt- 
schaft und der Heraufsetzung der llieten angefragt worden. 
In dieser Hinsicht muß ich verweisen auf eine Antwort, 
die der Deutsch-Saarländischen Volksfartei am 3.12.28 
erteilt worden ist. 


Vorsitzender: Durch einen Erlaß des Herrn Präsidenten der Negie- '# 
runeskommission wird die Sitzungsperiode für das l.ier- ® 
teljahr 1929 geschlossen. Der Erlaß lautet: N 


“ Nach Einsicht der Verordnung vom 24.März 192 
über die Errichtung des Landesrates, | 
nach Finsicht des Erlasses betreffend die Ge- 
schäftsordnung des Landesrates von 31.Oktrber 1972 
und nach Anhörung des Vorstandes des Landesrates 
bestimme ich folgendes: 


Ämkiket ı, 14 


Die am 4.12.1928 eröffnete Sitzungsperiode des 
Landesrates, die sich auf das vierte Quartal 1928 und |) 
das erste Vierteljahr 1929 erstreckte, wird am | 


2 


19.März 1929 geschlossen. '4 
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Ich schließe die Sitzung ( 14 Uhr 30 Minuten). | 
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